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es auch nicht gleich von Anfang an, einen einmütigen Kampf zu füh-
ren, sie wußten auch nicht gleich, welche Forderungen sie gemeinsam auf-
stellen sollten, sie zerschlugen einfach die Maschinen und zerstörten die
Fabriken. Jetzt aber haben die Arbeiter gelernt, vereint zu kämpfen. Jede
neue Sache muß erst gelernt sein. Jetzt verstehen die Arbeiter, daß man
nur dann sofort Erleichterungen erringen kann, wenn man vereint vor-
geht—dadurch gewöhnt sich das Volk an die einmütige Gegenwehr und
bereitet sich immer mehr zum großen Entscheidungskampf vor. So wer-
den auch die Bauern lernen, wie man sich gegen die grausamsten Plünde-
rer zur Wehr setzen, wie man einmütig Erleichterungen fordern und wie
man sich allmählich, standhaft und überall zur großen Schlacht um die
Freiheit vorbereiten muß. Die Zahl der politisch bewußten Arbeiter und
Bauern wird immer größer, die Vereinigungen der ländlichen Sozialdemo-
kraten werden immer stärker werden, und jeder Fall von Knechtung
durch die Gutsbesitzer, von Schröpfung durch die Pfaffen, von polizei-
lichen Greueltaten und von behördlichen Schikanen wird dem Volke im-
mer mehr die Augen öffnen, es an die vereinte Gegenwehr und an den
Gedanken gewöhnen, daß es notwendig ist, eine Änderung der Staats-
ordnung mit Gewalt herbeizuführen.

Wir haben schon ganz am Anfang dieser Schrift gesagt, daß das Ar-
beitervolk der Städte jetzt auf die Straßen und Plätze geht und in aller
Öffentlichkeit Treiheit verlangt, daß es auf sein Banner schreibt und ruft:
„Nieder mit der Selbstherrschaft!" Bald wird der Tag kommen, da das
Arbeitervolk sich in den Städten nicht nur erheben wird, um mit Rufen
durch die Straßen zu ziehen, sondern sich zum gewaltigen Endkampf er-
heben wird, da die Arbeiter wie ein Mann sagen werden: „Wir fallen
im Kampf oder erringen die Freiheit!", da an die Stelle von Hunderten
im Kampf Getöteter und Gefallener Tausende neuer, noch entschlossene-
rer Kämpfer treten werden. Auch die Bauern werden sich dann erheben,
werden sich in ganz Rußland erheben und den Arbeitern der Städte zu
Hilfe eilen, werden sich für die Freiheit der Arbeiter und Bauern bis zu
Ende schlagen. Keine Zarenregimenter werden dann standhalten können.
Der Sieg wird auf sehen des Arbeitervolkes sein, und die Arbeiterklasse
wird die breite Heerstraße zur Befreiung aller Werktätigen von jeder
Unterdrückung beschreiten, die Arbeiterklasse wird von der Freiheit Ge-
brauch machen, um für den Sozialismus zu kämpfen!
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DAS PROGRAMM
DER SOZIALDEMOKRATISCHEN ARBEITERPARTEI

RUSSLANDS,
VORGESCHLAGEN VON DER ZEITUNG „ISKRA"
ZUSAMMEN MIT DER ZEITSCHRIFT „SARJA"

Wir haben schon gesagt, was ein Programm ist, warum es notwendig
ist, warum einzig und allein die sozialdemokratische Partei ein bestimm-
tes und klares Programm hat. Endgültig annehmen kann das Programm
nur unser Parteitag, das heißt die Versammlung der Vertreter aller Par-
teiarbeiter. Jetzt wird ein solcher Parteitag gerade vom Organisations-
komitee vorbereitet. Aber sehr viele Komitees unserer Partei haben schon
offen erklärt, daß sie mit der „Iskra" einverstanden sind, daß sie die
„Iskra" als führende Zeitung anerkennen. Darum kann unser Entwurf
des Programms bis zum Parteitag durchaus zur Aufklärung über die Ziele
der Sozialdemokraten dienen, und wir halten es für notwendig, diesen
Entwurf unserer Schrift ungekürzt beizulegen.

Natürlich wird nicht jeder Arbeiter ohne Erläuterung alles verstehen,
was im Programm gesagt ist. Viele große Sozialisten haben an der Schaf-
fung der sozialdemokratischen Lehre gearbeitet, die von Marx und Engels
vollendet ward, vieles haben die Arbeiter aller Länder durchgemacht, bis
sie die Erfahrung gewannen, die wir verwerten, die wir unserm Programm
zugrunde legen wollen. Deshalb muß der Arbeiter die sozialdemokratische
Lehre gut kennenlernen, um jedes Wort des Programms, seines Pro-
gramms, seines Kampfbanners zu verstehen. Und die Arbeiter verstehen
und erfassen das sozialdemokratische Programm besonders leicht, weil
dieses Programm das ausspricht, was jeder denkende Arbeiter gesehen
und durchgemacht hat. Lasse sich niemand dadurch abschrecken, daß es
„schwierig" ist, das Programm sofort zu verstehen: je weiter jeder Arbei-
ter liest und je länger er nachdenkt, je mehr Erfahrung er im Kampf sam-
melt, desto besser wird er es verstehen. Aber jeder soll über das ganze
Programm der Sozialdemokraten nachdenken und sich ein Urteil bilden,
jeder soll stets all das, was die Sozialdemokraten wollen und was sie über
die Befreiung des ganzen Arbeitervolkes denken, im Gedächtnis behalten.
Die Sozialdemokraten wollen, daß jedermann die ganze Wahrheit bis
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zuletzt klar und genau kennt und weiß, was die sozialdemokratische
Partei ist.

Wir können hier nicht das ganze Programm ausführlich erläutern. Da-
zu bedarf es einer besonderen Schrift. Wir wollen nur kurz umreißen,
was im Programm gesagt ist, und raten dem Leser, sich zwei Werke zur
Hilfe zu beschaffen. Das eine ist ein ins Russische übersetztes Buch des
deutschen Sozialdemokraten Karl Kautsky mit dem Titel „Das Erfurter
Programm". Das zweite ist das Buch des russischen Sozialdemokraten
L. Martow „Die Arbeitersadbe in Rußland". Diese Schriften werden hel-
fen, unser ganzes Programm zu verstehen.

Nun wollen wir jeden Teil unseres Programms mit einem besonderen
Buchstaben bezeichnen (siehe das Programm weiter unten) und angeben,
wovon in jedem Teil die Rede ist.

A) Am Anfang ist davon die Rede, daß das Proletariat in der ganzen
Welt für seine Befreiung kämpft und daß das russische Proletariat nur
ein Trupp der Weltarmee der Arbeiterklasse aller Länder ist.

B) Weiter ist davon die Rede, wie die bürgerlichen Verhältnisse in fast
allen Ländern der Welt, darunter auch in Rußland, sind. Wie die Mehr-
heit der Bevölkerung, die für die Grundeigentümer und Kapitalisten arbei-
tet, in Not und Elend lebt, wie die kleinen Handwerker und Bauern zu-
grunde gerichtet werden, während die großen Fabriken sich entwickeln,
wie das Kapital sowohl den Arbeiter selbst als auch seine Frau und seine
Kinder unterjocht, wie sich die Lage der Arbeiterklasse verschlechtert und
wie Arbeitslosigkeit und Elend wachsen.

C) Dann ist die Rede von der Vereinigung der Arbeiter, von ihrem
Kampf, von dem großen Kampfziel: der Befreiung aller Unterdrückten,
der vollständigen Beseitigung jeder Unterjochung der Armen durch die
Reichen. Hier wird auch erklärt, warum die Arbeiterklasse immer stärker
wird, warum sie alle ihre Feinde, alle Verteidiger der Bourgeoisie un-
bedingt besiegen wird.

D) Ferner ist davon die Rede, wozu in allen Ländern sozialdemokra-
tische Parteien gegründet worden sind, wie sie der Arbeiterklasse kämp-
fen helfen, die Arbeiter zusammenfassen und anleiten, sie aufklären und
zu dem großen Kampf vorbereiten.

E) Weiter ist davon die Rede, warum das Volk in Rußland noch schlech-
ter lebt als in andern Ländern, welch großes Übel die Selbstherrschaft



430 ' W.J.Lenin

des Zaren ist, wie wir sie vor allem stürzen und in Rußland eine gewählte
Volksregierung errichten müssen.

F) Welche Verbesserungen soll die gewählte Regierung dem ganzen
Volke bringen? Wir sprechen davon in unserer Schrift, und auch im Pro-
gramm ist davon die Rede.

G) Dann wird in dem Programm darauf hingewiesen, welche Verbesse-
rungen man für die gesamte Arbeiterklasse sofort erkämpfen muß, damit
sie besser lebt und mehr Freiheit hat, für den Sozialismus zu kämpfen.

H) Besonders sind im Programm die Verbesserungen angeführt, die in
erster Linie für alle Bauern errungen werden müssen, damit die Dorf-
armut den Klassenkampf gegen die Dorfbourgeoisie wie gegen die gesamte
Bourgeoisie Rußlands leichter und freier führen kann.

I) Schließlich warnt die sozialdemokratische Partei das ganze Volk da-
vor, irgendwelchen Versprechungen oder schönen Reden der Polizei und
der Beamten Glauben zu schenken, und fordert es auf, entschlossen für
die sofortige Einberufung einer allgemeinen freien Versammlang von De-
putierten des Volkes zu kämpfen.
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LES BEAUX ESPRITS SE RENCONTRENT

(Was ungefähr heißt: Verwandte Seelen finden sich)

Das russische sozialistische Denken und die russische revolutionäre Be-
wegung sind im Juni 1902 um das berühmte Agrar-Minimalprogramm
unserer Sozialrevolutionäre (Vergenossenschaffung und Sozialisierung)
bereichert worden. Das deutsche Buch des bekannten Opportunisten (oder
auch Bernsteinianers) Eduard David „Sozialismus und Landwirtschaft"
ist im Februar 1903 erschienen. Offenbar kann keine Rede davon sein,
daß man das spätere Erzeugnis des opportunistischen Denkens als Origi-
nal der vorhergegangenen Übungen des „Sozialrevolutionären" Denkens
zu betrachten hat. Wie ist aber dann die erstaunliche, ins Auge springende
Ähnlichkeit und sogar grundsätzliche Gleichheit des Programms der rus-
sischen Sozialrevolutionäre mit dem der deutschen Opportunisten zu er-
klären? Ist etwa gar die „Rewoluzionnaja Rossija" das „Original" und
das (nach Meinung eines Berichterstatters der „Russkije Wedomosti")
„kapitale" Werk Davids — eine Kopie? Zwei Grundgedanken, und ihnen
entsprechend zwei Hauptprogrammpunkte, ziehen sich wie ein roter Fa-
den durch das ganze „Werk" Davids. Er verherrlicht die landwirtschaft-
lichen Genossenschaften, von denen er alles Heil erwartet, und verlangt
von der Sozialdemokratie, sie solle deren Entwicklung fördern, ohne (ganz
wie unsere Sozialrevolutionäre) den bürgerlichen Charakter dieser Ver-
einigungen der Kleingrundbesitzer mit den Klein- und Großkapitalisten
in der Landwirtschaft zu merken. David fordert die Umwandlung der
landwirtschaftlichen Großbetriebe in Kleinbetriebe; er spricht begeistert
von der Einträglichkeit und Zweckmäßigkeit, der Sparsamkeit und Ergie-
bigkeit der Wirtschaft „des Arbeitsbauern" *, wobei er das übergeordnete

* „des Arbeitsbauern" bei Lenin deutsch. Der Tibers.
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Eigentumsrecht der Gesellschaft am Boden und die Nutzung des Bodens
durch diese kleinen „Arbeitsbauern" hervorhebt. Wahrhaftig, der deutsche
Opportunist hat ein Plagiat an den russischen „Sozialrevolutionären"
begangen! Den kleinbürgerlichen Charakter des „Arbeitsbauern" in der
modernen Gesellschaft, seine Zwitterstellung, Übergangsstellung zwischen
Bourgeoisie und Proletariat, sein Bestreben, durch Sparsamkeit, Eifer,
Unterkonsumtion und Überarbeit etwas „Besseres" (d. h. ein echter Bour-
geois) zu werden, sein Bestreben, die Arbeitskraft des ländlichen „Arbeits-
mannes" auszubeuten — das alles sehen natürlich weder der deutsche
kleinbürgerliche Opportunist noch die russischen kleinbürgerlichen „Sozial-
revolutionäre".

Ja, ja, les beaux esprits se rencontrent, und das eben ist die Lösung der
auf den ersten Blick so schwierigen Aufgabe: festzustellen, wo die Kopie
und wo das Original ist. Ideen, welche die Bedürfnisse, Interessen, Be-
strebungen und Wünsche einer bestimmten Klasse zum Ausdruck brin-
gen, liegen in der Luft, und keine Mannigfaltigkeit der Einkleidung, keine
Abwandlung der bald opportunistischen, bald „Sozialrevolutionären"
Phrase ist imstande, die Gleichheit dieser Ideen zu verhüllen. Der Pferde-
fuß läßt sich nicht verbergen.

In allen europäischen Ländern, darunter auch in Rußland, schreiten die
„Bedrängung" und der Niedergang des Kleinbürgertums unaufhaltsam
vorwärts, was nicht immer in seiner offenen und unmittelbaren Verdrän-
gung Ausdruck findet, aber in der überwiegenden Zahl der Fälle zur Ein-
schränkung seiner Rolle im wirtschaftlichen Leben, zur Verschlechterung
seiner Existenzbedingungen, .zur Steigerung seiner wirtschaftlichen Un-
sicherheit führt. Alles hat sich gegen das Kleinbürgertum verschworen: der
technische Fortschritt der industriellen und landwirtschaftlichen Groß-
betriebe, die Entwicklung der großen Warenhäuser, das Wachstum der
Unternehmerverbände, der Kartelle und Truste und sogar das Wachstum
der Konsumgenossenschaften und Kommunalbetriebe. Zugleich mit dieser
„Bedrängung" des Kleinbürgertums in Landwirtschaft und Industrie ent-
steht und entwickelt sich ein „neuer Mittelstand", wie dieDeutschen sagen,
eine neue kleinbürgerliche Schicht, die Intelligenz, deren Leben in der
kapitalistischen Gesellschaft auch immer schwieriger wird und die in ihrer
Masse diese Gesellschaft unter dem Gesichtspunkt des Kleinproduzenten
betrachtet. Es ist ganz natürlich, daß das völlig unvermeidlich eine weite
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Verbreitung und ständige Neuentstehung kleinbürgerlicher Ideen und
Lehren in den mannigfaltigsten Formen zur Folge hat. Es ist ganz natür-
lich, daß der russische „Sozialrevolutionär", völlig im Banne der Ideen
der kleinbürgerlichen Volkstümlerrichtung, sich als „verwandte Seele" des
europäischen Reformisten und Opportunisten erweist, der, wenn er kon-
sequent sein will, unvermeidlich beim Proudhonismus landet. Mit diesem
Ausdruck hat denn auch Kautsky vollkommen richtig das Programm und
den Standpunkt Davids charakterisiert.

Wir sagten: „Wenn er konsequent sein will", und sind damit bei der
wesentlichen Besonderheit angelangt, welche die heutigen Sozialrevolutio-
näre sowohl von den alten russischen Volkstümlern als auch zumindest
von einigen europäischen Opportunisten unterscheidet — eine Besonder-
heit, die man nur als Abenteurertum bezeichnen kann. Das Abenteurer-
tum denkt nicht an Konsequenz, es will nur den Moment einfangen, nur
den Kampf der Ideen ausnutzen, um seine Ideenlosigkeit zu rechtfertigen
und aufrechtzuerhalten. Der alte russische Volkstümler wollte konsequent
sein und bekannte sich zu seinem besonderen Programm, verteidigte und
predigte es. David will konsequent sein und lehnt sich entschieden auf
gegen die ganze „marxistische Agrartheorie", predigt entschieden die Um-
wandlung der Großbetriebe in Kleinbetriebe, bekennt sich dazu, ohne sich
wenigstens davor zu fürchten, mutig zu seiner Meinung zu stehen, ohne
sich davor zu fürchten, offen als Anhänger des Kleinbetriebs aufzutreten.
Unsere „Sozialrevolutionäre" sind... wie könnte man das möglichst
milde ausdrücken?... viel „vernünftiger". Sie lehnen sich niemals ent-
'schieden gegen Marx auf — Gott behüte! Im Gegenteil, sie werfen fort-
während mit Zitaten von Marx und Engels um sich und versichern mit
Tränen in den Augen, daß sie mit ihnen fast in allem einverstanden seien.
Sie ziehen auch nicht gegen Liebknecht und Kautsky ins Feld, im Gegen-
teil, sie sind tief und aufrichtig davon überzeugt, daß Liebknecht ein
Sozialrevolutionär, bei Gott, ein Sozialrevolutionär war. Sie treten nicht
als grundsätzliche Anhänger des bäuerlichen Kleinbetriebs auf, im Gegen-
teil, sie ereifern sich für die „Sozialisierung des Grund und Bodens", und
nur versehentlich entschlüpft ihnen das Geständnis, daß diese allumfas-
sende, russisch-holländische Sozialisierung alles bedeuten kann, was man
will: den Übergang des Bodens in gesellschaftliches Eigentum und die
Nutzung durch die Werktätigen (ganz wie bei David!) oder einfach den

28 Lenin, Werke, Bd. 6
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Übergang des Bodens in die Hände der Bauern oder schließlich, schon
ganz „einfach": die unentgeltliche Zuteilung eines Stückchens Land...

Die „vernünftigen" Methoden unserer Sozialrevolutionäre sind uns
schon so wohlbekannt, daß wir uns zum Schluß erlauben, ihnen einen
guten Rat zu geben.

Ihr seid in keine sehr angenehme Lage geraten, meine Herren, das
muß man sagen. Die ganze Zeit habt ihr versichert, daß ihr weder mit
dem Opportunismus und dem Reformismus im Westen noch mit der
kleinbürgerlichen Vorliebe für den „einträglichen" Kleinbetrieb etwas zu
tun habt — und plötzlich erscheint das Buch eines offenkundigen Oppor-
tunisten und Anhängers des Kleinbetriebs, der mit rührender Skrupulosi-
tät euer „sozialrevolutionäres" Programm „kopiert"! Das ist wirklich eine
heikle Lage. Aber macht euch keine Sorgen: es ist leicht, sich herauszu-
winden. Ihr braucht nur... Kautsky zu zitieren.

Der Leser glaube nicht, daß hier ein Schreibfehler vorliegt. Durchaus
nicht. Kautsky zieht gegen den Proudhonisten David ins Feld, und gerade
deshalb müssen die mit David einverstandenen Sozialrevolutionäre Kaut-
sky zitieren, genauso, wie sie schon einmal Engels zitiert haben. Man
nehme Nr. 14 der „Rewoluzionnaja Rossija" zur Hand, und man wird
dort auf Seite 7 lesen, daß die „Änderung" der sozialdemokratischen
Taktik gegenüber der Bauernschaft von einem der Väter des wissen-
schaftlichen Sozialismus, von Engels, „legitimiert worden ist" (!!) — von
Engels, der gegen die französischen Genossen, die ihre Taktik geändert
hatten, ins Feld gezogen war! Wie kann diese, eines Taschenspielers wür-
dige Behauptung bewiesen werden? Sehr einfach. Erstens muß man Engels'
Worte „zitieren", aus denen hervorgeht, daß er entschieden auf seiten der
Kleinbauern steht (und verschweigen, daß dieser selbe Gedanke im Pro-
gramm der russischen Sozialdemokraten zum Ausdruck kommt, das alle
Werktätigen ins Lager des Proletariats ruft!). Man muß zweitens aus
Anlaß der „Zugeständnisse an das Bernsteinianertum", die von den fran-
zösischen Genossen gemacht wurden, als sie ihre Taktik änderten, sagen:
„Siehe die ausgezeichnete Kritik dieser Zugeständnisse bei Engels". Wir
raten den Herren Soziah-evolutionären, genau dieselbe erprobte Methode
auch jetzt anzuwenden. Davids Buch hat die Änderung der Taktik in der
Agrarfrage legitimiert. Jetzt muß man wohl oder übel zugeben, daß man
mit dem Programm der „Vergenossenschaftung und Sozialisierung" in den
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Reihen der sozialdemokratischen Partei bleiben kann; nur Dogmatiker
und Orthodoxe können das übersehen. Anderseits muß man aber zugeben,
daß David zum Unterschied von den edlen Sozialrevolutionären einige
Zugeständnisse an das Bernsteinianertum macht. „Siehe die ausgezeichnete
"Kritik dieser Zugeständnisse bei Kautsky."

Wirklich, meine Herren, versucht es, vielleicht habt ihr noch einmal
Glück.

Jskra" "Nr. 38, 7Sa<h dem 7ext der „Jskra".
15. April 1903.
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ANTWORT AUF EINE KRITIK UNSERES

PROGRAMMENTWURFS

Genosse X.88 lehnt den dritten und den vierten Punkt des Agrarteils
unseres Entwurfs ab und legt seinen Entwurf vor, der alle Punkte wie
auch die aügemeine Einleitung zum Agrarprogramm modifiziert. Betrach-
ten wir zuerst die Einwände des Genossen X. gegen unseren Entwurf und
dann seinen eigenen Entwurf.

Gegen den dritten Punkt wendet Genosse X. ein, daß die von uns vor-
geschlagene Konfiskation der Klostergüter (wir würden gerne hinzufügen:
auch der Kirchengüter) und Apanageländereien die Verschleuderung die-
ser Ländereien zu einem Spottpreis an die Kapitalisten bedeuten würde.
Gerade die Plünderer der Bauern würden diese Ländereien für das zu-
sammengeplünderte Geld aufkaufen, sagt er. Wir bemerken dazu, daß
Genosse X., wenn er vom Verkauf der konfiszierten Güter spricht, willkür-
lich einen Schluß zieht, der in unserem Programm noch nicht enthalten ist.
Konfiskation bedeutet Beschlagnahme des Eigentums ohne Entschädigung.
Nur von einer solchen Beschlagnahme ist bei uns die Rede. Ob diese Län-
dereien verkauft werden sollen, an wen und wie, in welcher Weise und zu
welchen Bedingungen — darüber ist in unserem Programmentwurf kein
Wort gesagt. Wir binden uns nicht die Hände, sondern behalten uns vor,
die zweckmäßigste Form der Verfügung über die beschlagnahmten Ver-
mögen dann festzulegen, wenn sie beschlagnahmt, wenn alle sozialen und
politischen Bedingungen dieser Beschlagnahme klar sein werden. Der Ent-
wurf des Genossen X. unterscheidet sich in dieser Beziehung von dem
unseren, denn er verlangt nicht nur die Beschlagnahme, sondern auch die
Überführung der beschlagnahmten Ländereien „in den Besitz des demo-
kratischen Staates zur zweckmäßigsten Nutzung durch die Bevölkerung".
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Genosse X. schließt also eine Form der Verfügung über die beschlagnahm-
ten Ländereien (den Verkauf) aus und legt keine bestimmte Form genau
fest (denn es bleibt unklar, worin die „zweckmäßigste" Nutzung besteht
oder bestehen wird oder bestehen soll und welche Klassen der „Bevölke-
rung", und zu welchen Bedingungen, das Nutzungsrecht erhalten werden).
Somit bringt Genosse X. ohnehin keine volle Klarheit in die Frage, wie
über die beschlagnahmten Ländereien zu verfügen ist (und das kann auch
nicht im voraus festgelegt werden), er schließt aber den Verkauf als eine
der Verfügungsarten zu Unrecht aus. Es wäre falsch, zu sagen, daß die
Sozialdemokratie unter allen Umständen und immer gegen den Verkauf
sein werde. In einem polizeilichen Klassenstaat, sei es auch ein konstitutio-
neller, kann die Klasse der Eigentümer oft eine viel zuverlässigere Stütze
der Demokratie sein als die Klasse der Pächter, die von diesem Staate ab-
hängt. Das einerseits. Anderseits aber wird die Möglichkeit, daß sich die
Beschlagnahme in „ein Geschenk an die Kapitalisten" verwandelt, in un-
serem Entwurf viel mehr berücksichtigt (soweit das überhaupt in einer
programmatischen Fassung geschehen kann) als in dem Entwurf des Ge-
nossen X. In der Tat, nehmen wir das Schlimmste an: nehmen wir an, daß
die Arbeiterpartei trotz allen ihren Bemühungen nicht imstande gewesen
ist, die Willkür und Raffgier der Kapitalisten zu zähmen.* In diesem Fall
gewährt die Fassung des Genossen X. der kapitalistischen Klasse der „Be-
völkerung" freien Spielraum, die beschlagnahmten Güter am „zweckmäßig-
sten" zu nutzen. Unsere Fassung dagegen, welche die Grundforderung
nicht mit der Form ihrer Realisierung verbindet, sieht eine streng festge-
legte Verwendung der bei einer solchen Realisierung einlaufenden Sum-
men vor. Wenn Genosse X. sagt, daß „die Sozialdemokratische Partei
nicht die Aufgabe übernehmen darf, im voraus zu entscheiden, in welcher
konkreten Form die Volksvertretung den Bodenfonds, über den sie verfügt,
ausnutzen wird", so verwechselt er zwei verschiedene Dinge: die Art der
Realisierung (mit andern Worten: „die Form der Nutzung") des Fonds
und die Verwendung der bei der Realisierung einlaufenden Summen. Ge-
nosse X., der die Frage der Verwendung dieser Summen völlig offenläßt
und sich, wenn auch nur zum Teil, in der Frage der Art der Realisierung

* Qelingt es uns aber, sie zu zähmen, so wird sich auch der Verkauf nicht
in eine Verschleuderung und in ein Geschenk an die Kapitalisten verwandeln.
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die Hände bindet, verschlechtert dadurch unseren Entwurf in zweifacher
Hinsicht.

Ebenso hat Genosse X. unseres Erachtens unrecht, wenn er uns entgeg-
net: „Man kann auch nicht die Ablösegelder von den Adligen zurück-
erhalten, da viele von ihnen alles vergeudet haben." Das ist eigentlich gar
kein Einwand, denn wir schlagen ja kein einfaches „Zurückerhalten" vor,
wir schlagen vielmehr eine besondere Steuer vor. Genosse X. bringt selbst
in seinem Artikel Angaben dafür, daß die Großgrundbesitzer einen be-
sonders großen Teil des Bauernlandes zu ihren Gunsten „abgetrennt", daß
sie sich mitunter bis zu drei Vierteln des Bauernlandes angeeignet haben.
Daher ist die Forderung, gerade den adligen Großgrundbesitzern eine be-
sondere Steuer aufzuerlegen, vollkommen berechtigt. Ebenso berechtigt ist
es, den auf diese Weise eingegangenen Summen jene besondere Verwen-
dung zu geben, die wir fordern, denn außer der allgemeinen Aufgabe, dem
Volk alle Einkünfte des Staates zurückzuerstatten (eine Aufgabe, die nur
im Sozialismus vollständig zu verwirklichen ist), wird dem befreiten Ruß-
land unvermeidlich noch die besondere und sehr dringende Aufgabe er-
stehen, die Lebenshaltung der Bauern zu heben, die Aufgabe, jener Masse
bettelarmer und hungriger Menschen, die unter unserem absolutistischen
Regime so übermäßig rasch anwächst, ernsthaft zu helfen.

Gehen wir nun zum vierten Punkt über, den Genosse X. gänzlich ab-
lehnt, obgleich er ausschließlich seinen ersten Teil — über die Boden-
abschnitte — betrachtet und kein Wort über den zweiten Teil sagt, der die
Beseitigung der Überreste der Leibeigenschaft vorsieht, die in verschiede-
nen Gegenden des Reiches verschieden sind. Beginnen wir mit einer for-
malen Bemerkung des Verfassers: Er sieht einen Widerspruch darin, daß
wir die Aufhebung der Stände und die Gründung von Bauern-, d. h. stän-
dischen Komitees verlangen. In Wirklichkeit liegt hier nur scheinbar ein
Widerspruch vor: zur Aufhebung der Stände ist die „Diktatur" des unter-
sten, des unterdrückten Standes erforderlich — ebenso wie zur Aufhebung
der Klassen überhaupt, darunter auch der Proletarierklasse, die Diktatur
des Proletariats erforderlich ist. Unser ganzes Agrarprogramm strebt die
Aufhebung der leibeigenschaftlichen und ständischen Überlieferungen auf
dem Gebiet der Agrarverhältnisse an, zu diesem Zweck aber kann man
einzig und allein an den untersten Stand appellieren, an die durch die
Überreste der Leibeigenschaft Unterdrückten.
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Dem Wesen nach besteht der Haupteinwand des Verfassers in folgen-
dem: „Es ist kaum zu beweisen", daß die Bodenabschnitte die Haupt-
grundlage des Abarbeitssystems sind, denn die Größe dieser Bodenab-
schnitte hing davon ab, ob die Bauern unter der Leibeigenschaft Zins-
bauern waren und folglich viel Land hatten oder ob sie Fronbauern waren
und folglich wenig Land hatten. „Die Größe der Bodenabschnitte und ihre
Bedeutung ist bedingt durch die Verkettung geschichtlicher Verhältnisse",
und im Kreis Wolsk zum Beispiel ist der prozentuale Anteil der Bodenab-
schnitte auf kleinen Gütern verschwindend gering, auf großen Gütern da-
gegen ungeheuer groß. So urteilt der Verfasser, ohne zu merken, daß er
sich von der eigentlichen Frage entfernt. Zweifellos sind die Bodenab-
schnitte äußerst ungleichmäßig verteilt, und zwar abhängig von der Ver-
kettung verschiedenster Bedingungen (darunter auch einer solchen Bedin-
gung wie des Fron- oder des Zinssystems unter der Leibeigenschaft). Was
wird aber dadurch bewiesen? Ist nicht auch das Abarbeitssystem sehr un-
gleichmäßig verteilt? Wird nicht auch sein Bestehen durch die Verkettung
verschiedenster geschichtlicher Bedingungen bestimmt? Der Verfasser ver-
sucht, den Zusammenhang zwischen den Bodenabschnitten und dem Ab-
arbeitssystem zu widerlegen, er spricht jedoch nur von den Ursachen, die
zur Abtrennung der Bodenstücke geführt haben, und von deren unter-
schiedlicher Größe, ohne etwas über diesen Zusammenhang zu sagen. Nur
einmal stellt der Verfasser eine Behauptung auf, die zum Kern seiner These
vordringt, aber gerade mit dieser Behauptung hat er vollkommen unrecht.
„Folglich", sagt er, das Fazit aus seinen Betrachtungen über den Einfluß
des Zins- beziehungsweise des Fronsystems ziehend, „werden dort, wo die
Bauern Fronbauern waren (hauptsächlich im zentralen Landwirtschafts-
gebiet) diese Hodenabschnitte verschwindend klein sein, während dort, wo
sie Zinsbauern waren, das gesamte Gutsbesitzerland aus ,Bodenabschnit-
ten' bestehen kann." Die von uns hervorgehobenen Worte enthalten einen
schweren Fehler, der die ganze Beweisführung des Verfassers über den
Haufen wirft. Gerade im zentralen Landwirtschaftsgebiet, diesem Haupt-
zentrum des Abarbeitssystems und aller möglichen Überreste der Leib-
eigenschaft, sind die Bodenabschnitte nicht „verschwindend klein", sondern
ungeheuer groß, es wurde weit mehr abgetrennt als im Nichtschwarzerde-
gebiet, wo das Zinssystem die Fronarbeit überwog. Hier einige Angaben
zu dieser Frage, die mir ein Genosse übermittelt hat, der von Beruf Stati-
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stiker ist. Er verglich die Angaben des „Militärstatistischen Handbuchs"
über den Grundbesitz der Gutsbauern vor der Reform mit den Angaben
der Grundbesitzstatistik von 1878 und stellte so die Größe der Boden-
abschnitte in jedem Gouvernement fest. Dabei zeigte sich, daß in den neun
nicht zum Schwarzerdegebiet gehörenden Gouvernements* die Guts-
bauern vor der Reform 10421 000 Desjatinen, im Jahre 1878 aber nur
9746000 Desjatinen besaßen, d. h. daß 675000 Desjatinen oder 6,5 Pro-
zent des Grund und Bodens, also durchschnittlich 72 800 Desjatinen in
einem Gouvernement, abgetrennt wurden. In den vierzehn Schwarzerde-
gouvernements** dagegen besaßen die Bauern 12795000 Desjatinen,
nach der Reform blieben ihnen 9 996 000 Desjatinen, d. h., 2 799 000 oder
21,9 Prozent, durchschnittlich 199100 Desjatinen in einem Gouvernement,
wurden abgetrennt. Eine Ausnahme bildet nur das dritte, das Steppen-
gebiet, wo die Bauern in den fünf Gouvernements*** 2203000 Desjati-
nen besaßen, von denen ihnen 1580000 Desjatinen verblieben, wo also
623000Desjatinen oder 28,3 Prozent, durchschnittlich 124600 Desjatinen
in einem Gouvernement, abgetrennt wurden.* Dieses Gebiet bildet eine
Ausnahme, denn hier überwiegt das kapitalistische System gegenüber dem
Abarbeitssystem, während der prozentaale Anteil der Bodenabschnitte am
höchsten ist. Aber diese Ausnahme bestätigt eher die allgemeine Regel,

* Pskow, Nowgorod, Twer, Moskan, Wladimir, Smolensk, Kaluga, Ja-
roslawl und Kostroma.

** Orjol, Tula, Rjasan, Kursk, Woronesh, Tambow, Nishni-Nowgorod,
Simbirsk, Kasan, Pensa, Saratow, Tschernigow, Charkow und Poltawa (37%
des Bodens abgetrennt).

*** Cherson, Jekaterinoslaw, Taurien, Dongebiet (annähernde Berechnung)
und Samara.

+ Vergleichen wir diese Angaben über die Bodenabschnitte in den drei Ge-
bieten mit den Angaben über den Prozentsatz der Fronbauern von der Gesamt-
zahl der Bauern (an Hand der Unterlagen der Redaktionskommissionen: siehe
Enzyklopädisches Wörterbuch, Bd. 32, S. 686, den Aufsatz „Bauern"), so er-
halten wir folgendes Verhältnis. Nichtschwarzerdegebiet (9 Gouvernements):
Bodenabschnitte — 6,5%, Fronbauern — 43,9% (im Durchschnitt der Angaben
über die 9 Gouvernements). Zentrales Schwarzerdegebiet (14 Gouvernements):
Bodenabschnitte — 21,9%, Fronbauern — 76,0%. Steppengebiet (5 Gouverne-
ments): Bodenabschnitte — 28,3%, Fronbauern — 95,3%. Das Verhältnis ist
also nicht so, wie es Genosse X. haben will, sondern genau umgekehrt.
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denn hier wurde der Einfluß der Bodenabschnitte wettgemacht durch so aus-
schlaggebende Momente wie die Tatsache, daß trotz den Bodenabschnitten
sehr große Landanteile den Bauern gehören und daß ein sehr großer
freier Bodenfonds zum Pachten vorhanden ist. Somit ist der Versuch des
Verfassers, den Zusammenhang zwischen den Bodenabschnitten und dem
Abarbeitssystem zu bestreiten, völlig mißlungen. Im großen und ganzen
unterliegt es keinem Zweifel, daß das Zentrum des AbarbeitsSystems in
Rußland (das zentrale Schwarzerdegebiet) zugleich auch das Zentrum der
Bodenabschnitte ist. Wir unterstreichen die Worte „im großen und gan-
zen", um auf folgendes Bedenken des Verfassers zu antworten. Zu den
Worten unseres Programms über die Rückgabe jener Bodenstücke, die
abgetrennt worden sind und als Werkzeuge zur Knechtung dienen, stellt
der Verfasser in Klammern die Frage: „Und die nicht dazu dienen?" Wir
antworten ihm, daß das Programm kein Gesetzentwurf über die Rück-
gabe der Bodenabschnitte ist. Wir definieren und erläutern die allgemeine
Bedeutung der Bodenabschnitte und sprechen nicht über Einzelfälle. Kann
man denn nach all der Volkstümlerliteratur über die Lage der Bauern-
schaft nach der Reform noch daran zweifeln, daß die Bodenabschnitte im
großen und ganzen als Werkzeug der fronherrlichen Knechtung dienen?
Kann man denn noch, fragen wir weiter, den Zusammenhang zwischen
den Bodenabschnitten und dem Abarbeitssystem leugnen, wo sich doch
dieser Zusammenhang aus den elementarsten Grundbegriffen über die
russische Wirtschaft nach der Reform ergibt? Das Abarbeitssystem ist die
Vereinigung des Frondienstes mit dem Kapitalismus, des „alten Regimes"
und der „modernen" Wirtschaft, des Ausbeutungssystems durch Zuteilung
von Boden und des Ausbeutungssystems durch Trennung vom Boden. Und
welches anschaulichere Beispiel für den modernen Frondienst könnte es
geben als das System der Abarbeit für die Nutzung der abgetrennten
Bodenstücke (ein System, das als soldbes, als besonderes System, und nicht
als eine Zufallserscheinung, in der Literatur der Volkstümler noch in
der guten alten Zeit beschrieben wurde, als von schablonenhaften und
engstirnigen Marxisten keine Rede war) ? Kann man denn wirklich glau-
ben, daß die gegenwärtige Fesselung der Bauern an die Scholle sich nur
deswegen hält, weil ein Gesetz über Freizügigkeit fehlt, und nicht auch
deswegen (und zum 7eil gerade deswegen), weil es diese knechtende Ab-
arbeit für die abgetrennten Bodenstücke gibt?
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Der Verfasser, der durch nichts bewiesen hat, daß seine Zweifel am
Bestehen eines Zusammenhangs zwischen den abgetrennten Bodenstücken
und der Knechtung der Bauern stichhaltig sind, führt weiter folgendes
aus: Die Rückgabe der Bodenabschnitte stellt eine Zuteilung kleiner Par-
zellen dar, die nicht so sehr auf den Bedürfnissen der Bauernwirtschaft wie
auf geschichtlicher „Überlieferung" beruht. Wie jede ungenügende Zu-
teilung von Boden (von genügender kann keine Rede sein), wird sie die
Knechtschaft nicht aufheben, sondern neuschaffen, denn sie wird eine
Pacht des fehlenden Grund und Bodens, eine Pacht aus Not, eine Ernäh-
rungspacht hervorrufen, also eine reaktionäre Maßnahme sein.

Diese Betrachtung verfehlt wiederum ihr Ziel, denn unser Programm
„verspricht" in seinem Agrarteil keineswegs die Beseitigung jeder Not
überhaupt (das verspricht es nur in seinem allgemein-sozialistischen Teil),
sondern lediglich die Beseitigung von (wenigstens einigen) Überresten
der Leibeigenschaft. Unser Programm spricht ja gerade nicht von der Zu-
teilung kleiner Parzellen schlechthin, sondern von der Beseitigung wenig-
stens einer, bereits bestehenden, Form der Knechtschaft. Der Verfasser
ist von dem Gedankengang abgewichen, der unserem Programm zugrunde
liegt, und hat ihm willkürlich, fälschlich eine andere Bedeutung beigelegt.
In der Tat, man betrachte seine Beweisführung. Er lehnt es ab (und in
dieser Beziehung hat er natürlich recht), die Bodenabschnitte nur im Sinne
von Streuländereien auszulegen, und sagt: „Sind die Bodenabschnitte eine
ergänzende Zuteilung von Boden, so muß man untersuchen, ob ihre Rück-
gabe zur Aufhebung der Knechtschaftsverhältnisse genügt, da von die-
sem Standpunkt aus die Knechtschaftsverhältnisse das Ergebnis des Boden-
mangels sind." Absolut nirgends behauptet unser Programm, daß die Rück-
gabe der Bodenabschnitte zur Aufhebung der Knechtschaft genüge. Die
Knechtschaft in jeder Form kann erst durch die sozialistische Revolution
beseitigt werden, wir aber stehen in unserem Agrarprogramm auf dem
Boden der bürgerlichen Verhältnisse-und fordern gewisse Maßnahmen,
„um die Oberreste der Leibeigenschaft zu beseitigen" (wir sagen nicht
einmal, daß man sie völlig beseitigen könnte). Der ganze Kern unseres
Agrarprogramms besteht darin, daß das Landproletariat zusammen mit
der reichen Bauernschaft für die Beseitigung der Überreste der Leib-
eigenschaft, um die Bodenabschnitte kämpfen soll. Wer diesen Satz auf-
merksam prüft, der wird begreifen, wie falsch, unangebracht und un-
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logisch solche Einwände sind wie: Warum nur für die Bodenabschnitte,
da das doch nicht genügt? Weil das Proletariat mit der reichen "Bauern-
schaft nicht weiter zusammen gehen kann und darf als bis zur Beseitigung
der Leibeigenschaft, bis zur Rückgabe der Bodenabschnitte usw. Darüber
hinaus wird das Proletariat im allgemeinen und das Landproletariat im
besonderen allein gehen; nicht zusammen mit der „Bauernschaft", nicht
zusammen mit dem reichen Bauern, sondern gegen ihn. Nicht deshalb
beschränken wir uns auf die Bodenabschnitte, weil wir dem Bauern nicht
das Beste wünschen oder weil wir Angst haben, die Bourgeoisie zu er-
schrecken, sondern weil wir nicht wollen, daß das Landproletariat dem
reichen Bauern mehr hilft als notwendig ist, mehr als für den Proletarier
notwendig ist. Unter der Fronknechtschaft leidet sowohl der Proletarier
wie auch der reiche Bauer; gegen diese Knechtschaft können und müssen
sie zusammen gehen, aber gegen die übrige Knechtschaft wird das Prole-
tariat allein gehen. Darum ergibt sich die Trennung der Fronknechtschaft
von jeder anderen Knechtschaft in unserem Programm mit Notwendigkeit
aus der strengen Wahrnehmung der Xlasseninteressen des Proletariats.
Wir würden diese Interessen verletzen, wir würden den Klassenstandpunkt
des Proletariats verlassen, wenn wir in unserem Programm annehmen
wollten, daß die „Bauernschaft" (d. h. die reichen Bauern plus die Dorf-
armut) über die Beseitigung der Überreste der Leibeigenschaft hinaus zu-
sammen gehen wird. Wir würden dadurch den unbedingt notwendigen
und vom Standpunkt des Sozialdemokraten wichtigsten Prozeß der end-
gültigen Absonderung des Landproletariats von der wirtschaftlich starken
Bauernschaft, den Prozeß der Entwicklung des proletarischen Klassen-
bewußtseins im Dorfe aufhalten. Wenn die Leute vom alten Glauben, die
Volkstümler, und die Leute ohne jeden Glauben und ohne jede Über-
zeugung, die Sozialrevolutionäre, über unser Agrarprogramm die Ach-
seln zucken, so deshalb, weil sie (z. B. Herr Rudin und Co.) keine Ahnung
haben von der tatsächlichen ökonomischen Struktur unseres Dorfes und
ihrer Evolution, weil sie keine Ahnung haben von den entstehenden und
fast schon bestehenden bürgerlichen Verhältnissen in der Dorfgemeinde,
von der Macht der bürgerlichen Bauernschaft. Mit den alten volkstüm-
lerischen Vorurteilen oder noch öfter mit Bruchstücken dieser Vorurteile
gehen sie an unser Agrarprogramm heran und beginnen, einzelne Punkte
oder deren Formulierung zu kritisieren, ohne auch nur zu begreifen,
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welches Ziel unser Agrarprogramm verfolgt, für welche gesellschaftlich-
ökonomischen Verhältnisse es berechnet ist. Wenn man ihnen sagt, daß es
sich in unseremAgrarprogramtn nicht um denKampf gegen die bürgerliche
Ordnung handelt, sondern um die Einbeziehung des flachen Landes in
das System der bürgerlichen Ordnung, dann reiben sie sich bloß die Augen,
ohne (infolge der ihnen eigenen theoretischen Sorglosigkeit) zu begreifen,
daß ihre Einwürfe weiter nichts sind als ein Widerhall des Kampfes zwi-
schen der volkstümlerischen und der marxistischen Weltanschauung.

Für den Marxisten, der zur Ausarbeitung eines Agrarprogramms schrei-
tet, ist die Frage der Überreste der Leibeigenschaft im bürgerlichen und
sich kapitalistisch entwickelnden russischen Dorf eine bereits gelöste Frage,
und nur völlige Prinzipienlosigkeit hindert die Sozialrevolutionäre, zu
erkennen, daß sie, um sachlich zu kritisieren, unserer Lösung dieser Frage
wenigstens etwas halbwegs Zusammenhängendes und Einheitliches ent-
gegenstellen müssen. Für einen Marxisten besteht die Aufgabe nur darin,
zwei Extreme zu vermeiden: einerseits darf er nicht in den Fehler jener
Leute verfallen, die behaupten, daß wir vom Standpunkt des Proletariats
mit den nächsten und vorläufigen nichtproletarischen Aufgaben nichts zu
tun haben; anderseits darf er nicht zulassen, daß die Teilnahme des Prole-
tariats an der Lösung der nächsten demokratischen Aufgaben zu einer
Verdunklung seines Klassenbewußtseins und seiner selbständigen Klassen-
rolle führt. Auf dem Gebiet der eigentlichen Bodenverhältnisse läuft diese
Aufgabe darauf hinaus, im Rahmen der bestehenden Gesellschaft eine
klare Losung solcher Agrarumgestaltungen aufzustellen, welche die Über-
reste der Leibeigenschaft am gründlichsten hinwegfegen und das Land-
proletariat aus der Gesamtmasse der Gesamtbauernschaft am raschesten
loslösen.

Ich denke, daß unser Programm diese Aufgabe gelöst hat. Und wir
lassen uns keineswegs beirren durch die Frage des Genossen X.: was tun,
wenn die Bauernkomitees nicht die abgetrennten Landstücke, sondern
den gesamten Grund und Boden verlangen werden? Wir verlangen selber
den gesamten Grund und Boden, nur natürlich nicht, „um die Überreste
der Leibeigenschaft zu beseitigen" (auf dieses Ziel beschränkt sich der
Agrarte»! unseres Programms), sondern mit dem Ziel der sozialistischen
Umwälzung. Und wir weisen die „Dorf armut" stets und unter allen Um-
ständen unermüdlich auf dieses Ziel hin und werden es auch in Zukunft
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tun. Es gibt keinen gröberen Fehler als die Meinung, der Sozialdemokrat
könne nur mit dem Agrarteil seines Programms auf das flache Land gehen,
der Sozialdemokrat könne sein sozialistisches Banner auch nur für einen
Augenblick einrollen. Wird freilich die Forderung nach dem gesamten
Grand und Boden zur Forderung der Nationalisierung oder des Über-
gangs des Bodens an die heutige wirtschaftlich starke Bauernschaft, so
werden wir diese Forderung vom Standpunkt der proletarischen Inter-
essen unter Berücksichtigung aller Umstände beurteilen: wir können nicht
im voraus sagen, ob z. B. unsere wirtschaftlich starke Bauernschaft, wenn
die Revolution sie zum politischen Leben erweckt, als demokratisch-revo-
lutionäre Partei oder als Ordnungspartei auftreten wird. Wir müssen
unser Programm so abfassen, daß wir auf das Schlimmste vorbereitet sind,
das Eintreten günstigerer Umstände aber wird unsere Arbeit nur erleich-
tern und ihr neuen Auftrieb geben.

Wir müssen noch, was diese Frage betrifft, auf folgende Betrachtung
des Genossen X. eingehen. „Hierauf", schreibt er anläßlich seiner These,
daß die Zuteilung der Bodenabschnitte die Ernährungspacht stärken würde,
„hierauf könnte man erwidern, daß die Zuteilung der Bodenabschnitte
zwar für die Beseitigung der knechtenden Formen der Pacht dieser Boden-
abschnitte von Bedeutung ist, nicht aber für die Vergrößerung und Stär-
kung der kleinen Ernährungswirtschaft. Doch es ist nicht schwer zu er-
kennen, daß dieser Einwand einen logischen Widerspruch enthält. Die
Zuteilung winziger Parzellen ist die Zuteilung einer ungenügenden 'Boden-
menge für die Führung einer fortschreitenden Wirtschaft, aber einer ge-
nügenden für die Stärkung einer Ernährungspachtwirtschaft. Durch die
Zuteilung einer ungenügenden Bodenmenge wird also die Ernährungs-
wirtschaft gestärkt. Daß aber dadurch die knechtenden Formen der Pacht
beseitigt werden, müßte erst bewiesen werden. Wir haben den Nachweis
geführt, daß sie gestärkt werden, da sich dadurch die Zahl der Klein-
eigentümer vergrößert, die bei der Pacht des Gutsbesitzerlandes mitein-
ander konkurrieren."

Wir haben diese ganze Erwägung des Genossen X. ungekürzt zitiert,
damit der Leser leichter urteilen kann, wo der wirkliche „logische Wider-
spruch" liegt. Die Bauern nutzen jetzt die Bodenabschnitte in der Regel
unter den Bedingungen der Fronknechtschaft. Nach Rückgabe der Boden-
abschnitte werden sie diese als freie Eigentümer nutzen. Muß denn
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wirklich „erst bewiesen werden", daß durch die Rückgabe die durch diese
Bodenabschnitte bedingte Fronknechtschaft beseitigt wird? Es handelt sich
um besondere Bodenstücke, die bereits eine besondere Form der Knecht-
schaft geschaffen haben, der Verfasser aber ersetzt diesen speziellen Begriff
durch die allgemeine Kategorie der „ungenügenden Bodenmenge"! Das
heißt die Frage überspringen. Das heißt annehmen, daß die Bodenab-
schnitte gegenwärtig keine besondere Knechtschaft erzeugen: dann wäre
ihre Rückgabe wirklich einfad) „die Zuteilung einer ungenügenden Boden-
menge", und dann dürften wir tatsächlich für diese Maßnahme nicht ein-
treten. Aber jeder sieht ausgezeichnet, daß dem nicht so ist.

Weiter. Der Verfasser wirft zu Unrecht die Fronknechtschaft (das
Abarbeitssystem der Wirtschaft), die durch die Bodenabschnitte erzeugt
wird, und die Ernährungspacht, die Pacht aus Not überhaupt in einen
Topf. Diese Pacht gibt es in allen europäischen Ländern: in der kapitali-
stischen Wirtschaft treibt die Konkurrenz der Kleineigentümer und der
Kleinpächter stets und überall die Kauf- und Pachtpreise des Bodens
auf eine „knechtende" Höhe. Diese Art der Knechtung werden wir nicht
beseitigen können*, solange wir uns nicht vom Kapitalismus befreien.
Spricht das aber gegen besondere Maßnahmen zum Kampf gegen die be-
sonderen, rein russischen Arten der Knechtung? Genosse X. redet gerade
so, als würde er sich unter Hinweis auf die Steigerung der Arbeitsinten-
sität infolge der Kürzung des Arbeitstages gegen eine solche Kürzung
wenden. Die Kürzung des Arbeitstages ist eine Teilreform, die nur eine
Art der Knechtung, nämlich die Knechtung durch die Verlängerung der
Arbeitszeit, beseitigt. Andere Arten der Knechtung, z. B. die Knechtung
durch das „Antreiben" der Arbeiter, werden durch diese Reform nicht be-
seitigt, und überhaupt können alle Arten der Knechtung auf dem Boden
des Kapitalismus durch Reformen niemals beseitigt werden.

Wenn der Verfasser sagt: „Die Zuteilung der Bodenabschnitte ist eine
reaktionäre Maßnahme, welche die Knechtschaft festigt", so stellt er eine
Behauptung auf, die in so schreiendem Widerspruch zu allen statistischen
Angaben über die Bauernwirtschaft nach der Reform steht, daß er sie
selber nicht aufrechterhalten kann. Er widerspricht sich selbst, denn er

* Eine Beschränkung, Eindämmung dieser Knechtschaft ist dadurch möglich,
daß Gerichte das Recht erhalten, die Pachtpreise herabzusetzen, was wir in
unserem Programm auch fordern.



Antwort auf eine Kritik unseres Trogrammentwurfs 447

sagt kurz vorher: „Den Kapitalismus zu züchten ist selbstverständlich
nicht Sache der sozialdemokratischen Partei. Das wird unabhängig von
den Wünschen irgendeiner Partei geschehen, sobald sich die bäuerliche
Bodennutzung erweitert..." "Wenn aber die Erweiterung der bäuerlichen
Bodennutzung im allgemeinen zur Entwicklung des Kapitalismus führt,
dann ist dieses Ergebnis in noch höherem Maße unvermeidlich, wenn der
bäuerliche Bodenbesitz rieh auf Kosten spezifischer Grundstücke erweitert,
die eine spezifische Fronknechtschaft erzeugen. Die Rückgabe der Boden-
abschnitte wird die Lebenshaltung der Bauernschaft heben, den inneren
Markt vergrößern und die Nachfrage nach Lohnarbeitern nicht nur in
den Städten, sondern auch seitens der reichen Bauern und Gutsbesitzer
steigern, die eine gewisse Stütze der Abarbeitswirtschaft verlieren. Was
die „Züdbtung des Kapitalismus" betrifft, so ist das ein mehr als merk-
würdiger Einwand. Die Rückgabe der Bodenabschnitte käme nur dann
einer Züchtung des Kapitalismus gleich, wenn sie aussdhließidb für die
Bourgeoisie nützlich und notwendig wäre. Dem ist aber nicht so. Sie
ist nicht weniger, eher mehr für die Dorfarmut nützlich und notwendig,
die unter der Knechtschaft und der Abarbeit leidet. Auf beiden, dem
Landproletariat wie der Dorfbourgeoisie, lastet der Druck der Fronknecht-
schaft, die zum großen Teil eben auf den Bodenabschnitten beruht. Das
Landproletariat kann sich daher aus dieser Knechtschaft nicht befreien,
wenn es nicht zugleich auch die Dorfbourgeoisie befreit. Nur die Herren
Rudin und ähnliche Sozialrevolutionäre, die ihre Verwandtschaft mit den
Volkstümlern vergessen haben, können darin eine „Züchtung" des Kapi-
talismus erblicken.

Noch weniger überzeugend sind die Darlegungen des Genossen X. zu
der Frage, ob die Rückgabe der Bodenabschnitte durchführbar ist. Seine
Angaben über den Kreis Wolsk sprechen gegen ihn: fast ein Fünftel der
Güter (18 von 99) ist in den Händen der alten Besitzer geblieben — d. h.,
die Bodenabschnitte könnten unmittelbar und ohne jede Ablösung in die
Hände der Bauern übergehen. Ein weiteres Drittel der Güter ist ungeteilt
in andere Hände übergegangen — d. h., hier müßten die Bodenabschnitte
auf Kosten des adligen Großgrundbesitzes abgelöst werden. Und nur in
16 von 99 Fällen müßte man die Abschnitte von Bauern und anderen
Besitzern, die den Boden stückweise erworben haben, zurückkaufen. Wir
lehnen es entschieden ab, zu begreifen, warum die Rückgabe der Boden-
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abschnitte unter diesen Umständen „undurchführbar" sein soll. Betrachten
wir die Angaben über das ganze Gouvernement Saratow. Vor uns liegen
die neuesten „Materialien über das landwirtschaftliche Gewerbe und seine
Nöte im Gouvernement Saratow" (Saratow 1903). Der Umfang aller
Bodenabschnitte der früheren Gutsbauern ist mit 600000 Desjatinen oder
42,7 Prozent angegeben.* Wenn die Semstwostatistiker im Jahre 1896
die Größe der Bodenabschnitte auf Grund von Auszügen aus denUrbarial-
und sonstigen Urkunden feststellen konnten, warum sollten dann nicht
die Bauernkomitees in einem späteren Jahr, sagen wir 1906, diese Größe
noch genauer feststellen können? Und nähme man die Norm des Kreises
Wolsk, so ergäbe sich, daß man den Bauern ungefähr 120000 Desjatinen
sofort und ohne jede Ablösung zurückgeben und etwa 200000 Desja-
tinen aus dem Bestand der Güter, die ungeteilt in andere Hände über-
gegangen sind, sofort (auf Kosten des adligen Grundbesitzes) ablösen
könnte. Nur bezüglich der übrigen Ländereien wäre das Verfahren der
Ablösung (auf Kosten des adligen Grundbesitzes), des Austauschs usw.
etwas schwieriger, aber keineswegs wäre es „undurchführbar". Welche
Bedeutung für die Bauern die Rückgabe ihrer 600000 Desjatinen hätte,
ersieht man z. B. daraus, daß das gesamte gepachtete Privatland im Gou-
vernement Saratow Ende der neunziger Jahre gegen 900000 Desjatinen
betrug. Wir wollen selbstverständlich nicht behaupten, daß gegenwärtig
alle Bodenabschnitte gepachtet werden — wir wollen nur das Verhältnis
der Bodenmenge, die als Eigentum zurückgegeben werden muß, zu dem
Boden, der heute meistens zu Schuld- und Fronknechtschaftsbedingungen
gepachtet wird, anschaulich zeigen. Dieser Vergleich zeugt sehr eindring-
lich davon, was für einen empfindlichen Schlag die Rückgabe der Boden-
abschnitte den Leibeigenschaftsverhältnissen versetzen, welchen Auftrieb
sie der revolutionären Tatkraft der „Bauernschaft" geben und — was vom

* Wir wollen bemerken, daß diese neuesten statistischen Angaben der Sem-
stwos die Ansicht* des obenerwähnten Genossen Statistikers vollkommen be-
stätigen, daß die von ihm mitgeteilten Zahlen über die Bodenabschnitte zu
niedrig sind. Nach jenen Angaben betragen die Bodenabschnitte im Gouver-
nement Saratow nur 512000 Desjatinen (= 38%). Aber auch die Zahl von
600000 Desjatinen ist niedriger als die wirkliche Qröße der Tlodenabsdbnitte,
denn sie erfaßt erstens nicht alle Dorfgemeinden der früheren Gutsbauern und
zweitens nur den nutzbaren Boden.
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Standpunkt des Sozialdemokraten das wichtigste ist — wie ungeheuer sie
den geistigen und politischen Bruch zwischen dem Landproletariat und
der Dorfbourgeoisie beschleunigen würde. Denn das nächste und unver-
meidliche Ergebnis der Enteignungstätigkeit der Bauernkomitees wäre
eben dieser entschiedene und unwiderrufliche Bruch, keineswegs aber die
Vereinigung der gesamten „Bauernschaft" auf Grund „halbsozialistischer",
„ausgleichender" Forderungen nach dem gesamten Boden, wie es den
heutigen Epigonen der Volkstümler vorschwebt. Je revolutionärer die
„Bauernschaft" gegen die Gutsbesitzer auftritt, um so rascher wird dieser
Bruch erfolgen, um so tiefer wird er sein und sich dann nicht aus den
statistischen Berechnungen der marxistischen Forschung ergeben, sondern
aus den politischen Aktionen der Dorf bourgeoisie, aus dem Kampf der
Parteien und Klassen innerhalb der Bauernkomitees.

Man beachte: Indem wir die Forderung nach Rückgabe der Boden-
abschnitte aufstellen, beschränken wir unsere Aufgabe absichtlich auf den
Rahmen der bestehenden Gesellschaftsordnung,- wir sind verpflichtet, das
zu tun, wenn wir vom Minimalprogramm sprechen und wenn wir nicht in
jene unverzeihliche, an Gaukelei grenzende Plänemacherei verfallen wol-
len, die einerseits die Genossenschaften, anderseits die Sozialisierung „in
den Vordergrund" rückt. Wir antworten auf eine Frage, die nicht wir
gestellt haben*, auf die Frage der Reformen des morgigen Tages, die in

* Bis zu welchem Grade „nicht wir" es sind, die die Frage der Agrarreform
auf dem Boden der bestehenden Gesellschaftsordnung gestellt haben, geht zum
Beispiel aus folgendem Zitat hervor, das wir einem Artikel entnehmen, den
einer der hervorragendsten Theoretiker der Volkstümlerrichtung, Herr W. W.,
und zwar in der besten Zeit seiner Tätigkeit, geschrieben hat („Otetschestwen-
nyje Sapiski"89, 1882, Nr. 8 und 9): „Die von uns untersuchten Zustände",
schrieb damals Herr W.W. über die Struktur unserer Landwirtschaft, „haben
wir von der Leibeigenschaft geerbt... Die Leibeigenschaft ist gestürzt, aber
bislang nur in rechtlicher und einigen anderen Beziehungen, die Zustände in
der Landwirtschaft sind indes die alten, aus der Zeit vor der Reform, geblie-
ben . . . Die Bauern konnten ihre Wirtschaft nicht ausschließlich auf ihrem
verminderten Landanteil weiterführen; sie mußten unbedingt die ihnen weg-
genommenen Grundstücke nutzen... Um den richtigen Gang des landwirt-
schaftlichen Kleinbetriebs zu gewährleisten, muß man dem Bauern mindestens
die Nutzung jenes Landes sichern, das ihm... zur Zeit der Leibeigenschaft in
dieser oder jener Weise zur Verfügung gestanden hat. Das ist das Mindestmaß

29 Lenin, Werke, Bd. 6
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der illegalen Presse, in der „Gesellschaft", in den Semstwos und vermut-
lich sogar in Regierungskreisen erörtert werden. Wir wären Anarchisten
oder simple Schwätzer, wenn wir dieser dringenden, aber keineswegs
sozialistischen Frage auswichen, die durch Rußlands ganze Geschichte in
der Zeit nach der Reform auf die Tagesordnung gestellt wird. Wir müs-
sen eine vom sozialdemokratischen Standpunkt aus ridhüge Lösung dieser
nicht von uns gestellten Frage geben, wir müssen unsere Stellung zu jenen
Agrarreformen festlegen, welche schön die ganze liberale Gesellschaft ge-
fordert hat und ohne die sich kein vernünftiger Mensch die politische
Befreiung Rußlands vorstellen kann. Und wir bestimmen unsere Stellung
zu dieser liberalen (im wissenschaftlichen, d. h; marxistischen Sinne des
Wortes liberalen) Reform, bis zuletzt getreu unserem Grundsatz, die
wirklich demokratische Bewegung zu unterstützen, zugleich aber das pro-
letarische Klassenbewußtsein unermüdlich und unentwegt zu entwickeln.
Wir geben die praktische Linie für das Verhalten gegenüber einer solchen
Reform, welche die Regierung oder die Liberalen, wenn nicht heute, so
morgen in Angriff nehmen müssen. Wir stellen eine Losung auf, welche
die Reform, die dem wirklichen Leben entspringt und nicht von der Phan-
tasie eines verschwommenen, humanitären Allerwelts*-Sozialismus er-
funden ist, einer revolutionären Lösung zutreibt.

der Wünsche, die man im Namen des Kleinbetriebs äußern kann." So lautet
die Fragestellung bei Leuten, die an die Volkstümlerrichtung glaubten und
sich offen zu ihr bekannten, nicht aber so unwürdig Verstecken spielten, wie
die Herren Sozialrevolutionäre es tun. Die Sozialdemokratie hat zu dieser volks-
tümlerischen Einstellung sachlich Stellung genommen, wie sie es den bürger-
lichen und kleinbürgerlichen Forderungen gegenüber stets tut. Sie hat den
positiven und fortschrittlichen Teil der Forderungen (Kampf gegen alle Ober-
reste der Leibeigenschaft) vollständig übernommen, die kleinbürgerlichen Illu-
sionen jedoch über Bord geworfen und gezeigt, daß die Beseitigung der Über-
reste der Leibeigenschaft eben die kapitalistische und keine andere Entwick-
lung fördern und beschleunigen wird. Gerade im Interesse der gesellschaftlichen
Entwicklung, damit das Proletariat freie Hand erhält, nicht aber „im Namen
des Kleinbetriebs" stellen wir unsere Forderung nach Rückgabe der Boden-
abschnitte auf, ohne uns zu verpflichten, die „kleine" Dorfbourgeoisie nicht
nur gegen die Leibeigenschaft, sondern auch gegen die Großbourgeoisie zu
unterstützen.

* „Allerwelts" bei Lenin deutsch. Der Tibers.
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Gerade an dem zuletzt erwähnten Gebrechen krankt der Programm-
entwurf des Genossen X. Auf die Frage, wie wir uns zu den bevorstehen-
den liberalen Umgestaltungen der Agrarverhältnisse verhalten sollen, gibt
er keine Antwort. Dafür bietet man uns (in den Punkten 5 und 7) eine
verschlechterte und widerspruchsvolle Fassung der Forderung nach Natio-
nalisierung des Grund und Bodens. Eine widerspruchsvolle, denn die Auf-
hebung der Rente wird bald auf dem Wege der Steuern, bald auf dem
Wege der Übergabe des Grund und Bodens an die Gesellschaft geplant.
Eine verschlechterte, denn die Rente kann man nicht durch Steuern auf-
heben, und es ist erwünscht, daß der Grund und Boden (allgemein ge-
sprochen) in die Hände des demokratischen Staates und nicht kleiner
öffentlicher Organisationen (wie des gegenwärtigen oder eines künftigen
Semstwos) gerät. Die Gründe gegen die Aufnahme der Forderung nach
Nationalisierung des Grund und Bodens in unser Programm haben wir
schon mehrfach angeführt und wollen sie nicht wiederholen.

Punkt 8 gehört überhaupt nicht zum praktischen Teil des Programms,
Punkt 6 aber hat Genosse X. so formuliert, daß er nichts „Agrarisches"
mehr enthält. Warum er die Gerichte und die Herabsetzung des Pacht-
zinses streicht, bleibt unerfindlich.

Punkt 1 formuliert der Verfasser weniger klar, als es in unserem Ent-
wurf geschehen ist, und der Zusatz: „Zum Schütze der Kleineigentümer
(und nicht zur Entwicklung des Kleineigentums)" ist wiederum nicht
„agrarisch", ungenau (es wäre unangebracht, Kleineigentümer zu schüt-
zen, die einen Lohnarbeiter beschäftigen) und überflüssig, denn soweit
wir die Person und nicht das Eigentum des Kleinbürgers schützen, tun
wir das durch die Forderung genau bestimmter sozialer, finanzieller und
sonstiger Reformen.

Qesdbrieben im Juni 1903.

Zuerst veröffentlicht im Juli 1903 Nadb dem 7ext der Brosdbüre.
in einer von der Auslandsliga der
russischen Sozialdemokratie
herausgegebenen Brosdhüre.

29*
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DIE NATIONALE FRAGE IN UNSEREM PROGRAMM

Im Entwurf des Parteiprogramms haben wir die Forderung einer Repu-
blik mit demokratischer Verfassung aufgestellt, die unter anderem auch
die „Anerkennung des Selbstbestimmungsrechtes aller Nationen, die zum
Staate gehören", gewährleistet. Diese Programmforderung schien vielen
nicht genügend klar zu sein, und wir erläuterten in Nr. 33 bei der Be-
sprechung des Manifests der armenischen Sozialdemokraten die Bedeu-
tung dieses Punktes folgendermaßen. Die Sozialdemokratie wird stets
jeden Versuch bekämpfen, durch Gewalt oder Ungerechtigkeit, welcher
Art auch immer, die nationale Selbstbestimmung von außen her zu be-
einflussen. Doch die bedingungslose Anerkennung des Kampfes für die
Freiheit der Selbstbestimmung verpflichtet uns keineswegs, jede Forde-
rung nach nationaler Selbstbestimmung zu unterstützen. Die Sozialdemo-
kratie sieht als Partei des Proletariats ihre positive und wichtigste Auf-
gabe darin, die Selbstbestimmung nicht der Völker und Nationen, sondern
des Proletariats innerhalb jeder Nationalität zu fördern. Wir müs-
sen stets und unbedingt die engste Vereinigung des Proletariats aller
Nationalitäten anstreben, und nur in einzelnen Ausnahmefällen können
wir Forderungen, die auf die Schaffung eines neuen Klassenstaates oder
auf die Ersetzung der völligen politischen Einheit eines Staates durch eine
losere föderative Einheit usw. hinauslaufen, aufstellen und aktiv unter-
stützen.*

Diese Auslegung unseres Programms in der nationalen Frage hat ent-
schiedenen Protest seitens der Polnischen Sozialistischen Partei (PPS)90

hervorgerufen. In dem Artikel „Die Stellung der russischen Sozial-

* Siehe den vorliegenden Band, S. 320-323. Die Red.
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demokratie zur nationalen Frage" („Przedswit"*, März 1903) entrüstet
sich die PPS über diese „erstaunliche" Auslegung und die „Nebelhaftig-
keit" unserer „geheimnisvollen" Selbstbestimmung, wirft uns Doktrinaris-
mus vor und unterschiebt uns die „anarchistische" Auffassung, daß „der
Arbeiter sich um nichts weiter zu kümmern braucht als um die vollständige
Vernichtung des Kapitalismus, da ja Sprache, Nationalität, Kultur u. ä.
nur bürgerliche Erfindungen sind" usw. Es lohnt sich, mit aller Ausführ-
lichkeit auf diese Argumentation einzugehen, der fast sämtliche Irrtümer
anhaften, die in der nationalen Frage unter den Sozialisten so geläufig
und so verbreitet sind.

Weshalb ist unsere Auslegung so „erstaunlich"? Weshalb erblickt man
darin ein Abgehen vom „wörtlichen" Sinn? Erfordert denn die An-
erkennung des Rechtes der Nationen auf Selbstbestimmung die Unter-
stützung jeder Forderung jeder Nation, über sich selbst zu bestimmen?
Verpflichtet doch auch die Anerkennung des Rechtes aller Bürger, freie
Vereine zu gründen, uns Sozialdemokraten durchaus nicht, die Bildung
jedes neuen Vereins zu unterstützen, ja, sie hindert uns keineswegs,
gegen die Gründung dieses oder jenes neuen Vereins Stellung zu nehmen
und dagegen zu agitieren, wenn wir sie für unzweckmäßig und unver-
nünftig halten. Wir gestehen selbst den Jesuiten das Redit der freien
Agitation zu, aber wir bekämpfen (freilich nicht mit Polizeimethoden)
ein Bündnis zwischen Jesuiten und Proletariern. Wenn also „PrzedsVit"
sagt: „Sollte diese Forderung der freien Selbstbestimmung wörtlich auf-
gefaßt werden (und diese Bedeutung haben wir ihr bisher beigelegt), so
würde sie uns befriedigen", dann ist es ganz offensichtlich, daß es ge-
rade die PPS ist, die vom wörtlichen Sinn des Programms abgeht. Es
steht außer Zweifel, daß ihre Schlußfolgerung vom formalen Standpunkt
aus unlogisch ist.

Aber wir wollen uns nicht auf die formale Prüfung unserer Auslegung
beschränken. Stellen wir die Frage auch dem Wesen nach unumwun-
den: Muß die Sozialdemokratie stets bedingungslos die nationale Un-
abhängigkeit fordern oder nur unter bestimmten Bedingungen, und zwar
unter welchen? Die PPS hat diese Frage immer im Sinne der bedingungs-
losen Anerkennung entschieden, und wir sind daher nicht im geringsten
erstaunt über ihre zärtlichen Gefühle für die russischen Sozialrevolutionäre,

* Die Morgenröte. Die Red.
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die eine föderative Staatsordnung fordern und für die „vollständige'
und bedingungslose Anerkennung des Rechtes auf nationale Selbstbestim-
mung" eintreten („Rewoluzionnaja Rossija" Nr. 18, der Artikel „Natio-
nale Versklavung und revolutionärer Sozialismus"). Leider ist das nicht
mehr als eine jener bürgerlich-demokratischen Phrasen, die zum hundert-
sten und tausendsten Male die wirkliche Natur der sogenannten Partei
der sogenannten Sozialrevolutionäre zeigen. Und die PPS, die sich von
diesen Phrasen ködern, von diesem Flittergold blenden läßt, beweist da-
mit ihrerseits, wie schwach in ihrer theoretischen Einsidit und in ihrer
politischen Tätigkeit die Verbindung mit dem Klassenkampf des Prole-
tariats ist. Den Interessen eben dieses Kampfes müssen wir die Forderung
der nationalen Selbstbestimmung unterordnen. Gerade in dieser Bedin-
gung besteht ja der Unterschied zwischen unserer Einstellung zur natio-
nalen Frage und der bürgerlich-demokratischen Einstellung. Der bürger-
liche Demokrat (und auch der in seine Fußtapfen tretende heutige
sozialistische Opportunist) bildet sich ein, die Demokratie beseitige den
Klassenkampf, und stellt daher seine gesamten politischen Forderungen
abstrakt, summarisch, „bedingungslos", vom Standpunkt der Interessen
des „ganzen Volkes" oder sogar vom Standpunkt des ewigen absoluten
sittlichen Prinzips. Der Sozialdemokrat entlarvt schonungslos diese bür-
gerliche Illusion stets und überall, ob sie nun in der abstrakten idealisti-
schen Philosophie zum Ausdruck kommt oder in der bedingungslosen
Forderung nach nationaler Unabhängigkeit.

Sollte es noch notwendig sein, zu beweisen, daß der Marxist die For-
derung der nationalen Unabhängigkeit nur bedingt, und zwar unter der
oben angeführten Bedingung, anerkennen kann, so wollen wir die Worte
eines Schriftstellers anführen, der die Forderung des polnischen Prole-
tariats nach der Unabhängigkeit Polens vom marxistischen Standpunkt
aus verteidigt hat. Karl Kautsky schrieb 1896 in dem Artikel „Finis Polo-
niae?"*: „Sobald also das Proletariat sich mit der polnischen Frage be-
faßt, kann es gar nicht anders, als sich zugunsten der Unabhängigkeit
Polens auszusprechen, damit aber auch die Unterstützung jedes Schrittes
gutzuheißen, der in dieser Richtung heute schon getan werden kann, so-
weit er überhaupt vereinbar ist mit den Klasseninteressen des internatio-
nalen kämpfenden Proletariats."

*~TDas Ende Polens?" Die Red.
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„Dieser Vorbehalt", fährt Kautsky fort, „muß allerdings gemacht wer-
den. "Die nationale Unabhängigkeit hängt nidht so innig mit den 'Klassen-
interessen des kämpfenden Proletariats zusammen, daß sie bedingungslos,
unter allen TAmständen anzustreben wäre* Marx und Engels traten für
die Einigung und Befreiung Italiens mit größter Entschiedenheit ein, das
hinderte sie aber nicht, 1859 sich gegen das mit Napoleon verbündete
Italien zu erklären." („Neue Zeit", XIV, 2, S. 520.)

Man sieht: Kautsky lehnt kategorisch die bedingungslose Forderung der
Unabhängigkeit der Nationen ab, er verlangt kategorisch, daß die Frage
nicht nur auf den allgemein-geschichtlichen, sondern gerade auf den Klas-
senboden gestellt werde. Und nehmen wir die Stellung von Marx und
Engels in der polnischen Frage, so sehen wir, daß auch sie diese Frage von
Anfang an ebenso gestellt haben. Die „Neue Rheinische Zeitung" 91 wid-
mete der polnischen Frage viel Platz und forderte entschieden nicht nur die
Unabhängigkeit Polens, sondern auch einen Krieg Deutschlands gegen
Rußland um die Befreiung Polens. Gleichzeitig aber wetterte Marx gegen
Rüge, der im Frankfurter Parlament für die Freiheit Polens sprach, aber
die polnische Frage nur mit Hilfe bürgerlich-demokratischer Phrasen über
die. „schmachvolle Ungerechtigkeit", ohne jede geschichtliche Analyse
lösen wollte. Marx gehörte nicht zu jenen Pedanten und Philistern der
Revolution, die in revolutionären geschichtlichen Augenblicken nichts so
sehr fürchten wie eine „Polemik". Er überschüttete den „humanen" Bür-
ger Rüge mit schonungslosen Sarkasmen und zeigte ihm am Beispiel der
Unterdrückung Südfrankreichs durch Nordfrankreich, daß nicht jede
nationale Unterdrückung stets ein vom Standpunkt der Demokratie und
des Proletariats gerechtfertigtes Streben nach Unabhängigkeit hervorruft.
Marx berief sich auf die besonderen sozialen Bedingungen, denen zufolge
„Polen... der revolutionäre Teil von Rußland, Ostreich und Preußen
wurde... Sogar der Adel, der zum Teil noch auf feudalem Boden stand,
schloß sich mit einer beispiellosen Aufopferung der demokratisch-agrari-
schen Revolution an. Polen war schon der Herd der osteuropäischen
Demokratie geworden, als Deutschland noch in der plattesten konstitu-
tionellen und der überschwenglichsten philosophischen Ideologie umher-
tappte . . . Solange wir" (Deutsche) „.. . Polen unterdrücken helfen, so-
lange wir einen Teil von Polen an Deutschland schmieden, solange bleiben

* Hervorgehoben von uns.



456 WJ. Lenin

wir an Rußland und die russische Politik geschmiedet, solange können
wir den patriarchalisch-feudalen Absolutismus bei uns selbst nicht gründ-
lich brechen. Die Herstellung eines demokratischen Polens ist die erste
Bedingung der Herstellung eines demokratischen Deutschlands."92

Wir haben diese Erklärungen so ausführlich wiedergegeben, weil sie
anschaulich zeigen, unter welchen geschichtlichen Bedingungen sich in der
internationalen Sozialdemokratie jene Einstellung zur polnischen Frage
herausgebildet hat, die fast die ganze zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts
gültig blieb. Die seither veränderten Bedingungen übersehen und auf den
alten Lösungen des Marxismus beharren heißt dem Buchstaben und nicht
dem Geiste der Lehre treu sein, heißt die einstigen Schlüsse mechanisch
wiederholen, ohne daß man versteht, die Methoden der marxistischen
Forschung bei der Analyse der neuen politischen Lage anzuwenden. Da-
mals und jetzt — die Zeit der letzten bürgerlichen revolutionären Be-
wegungen und die Zeit der zu allem entschlossenen Reaktion, der äußer-
sten Anspannung aller Kräfte am Vorabend der proletarischen Revolu-
tion — sind ganz offensichtlich voneinander verschieden. Damals war
gerade Polen als Ganzes revolutionär, nicht nur die Bauernschaft, sondern
auch die Masse des Adels. Die Traditionen des Kampfes für die nationale
Befreiung waren so stark und tief eingewurzelt, daß die besten Söhne
Polens.nach der Niederlage in der Heimat auszögen, um überall und
allenthalben die revolutionären Klassen zu unterstützen. Das Andenken
Dombrowskis und Wrublewskis93 ist unzertrennlich verbunden mit der
gewaltigsten Bewegung des Proletariats im 19. Jahrhundert, mit dem letz-
ten — und hoffen wir, mit dem letzten mißglückten—Aufstand der Pariser
Arbeiter. Damals war der vollständige Sieg der Demokratie in Europa
tatsächlich unmöglich ohne die Wiederherstellung Polens. Damals war
Polen wirklich ein Bollwerk der Zivilisation gegen den Zarismus, war es
die Vorhut der Demokratie. Jetzt treten die herrschenden Klassen Polens —
die Schlachta in Deutschland und Österreich, die Industrie- und Finanz-
magnaten in Rußland — als Anhänger der herrschenden Klassen in den
Ländern auf, die Polen unterdrücken, während Seite an Seite mit dem
polnischen Proletariat, das heldenmütig die großen Traditionen des alten
revolutionären Polens übernommen hat, das deutsche und das russische
Proletariat um ihre Befreiung kämpfen. "Jetzt erklären die führenden Ver-
treter des Marxismus im Nachbarlande, dieEuropas politischeEntwiddung
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aufmerksam verfolgen und mit dem heldenmütigen Kampf der Polen voll-
auf sympathisieren, dennoch offen: „Petersburg ist heute ein viel wich-
tigeres revolutionäres Zentrum als Warschau, die russische revolutionäre
Bewegung hat bereits eine größere internationale Bedeutung als die pol-
nische." So äußerte sich Kautsky bereits 1896, als er die Zulässigkeit der
Forderung nach der Wiederherstellung Polens im Programm der pol-
nischen Sozialdemokraten verteidigte. Und 1902 kam Mehring, der die
Entwiddung der polnischen Frage von 1848 bis heute erforschte, zu dem
Schluß: „Wollte das polnische Proletariat die Wiederherstellung eines
pohlischen Klassenstaates auf seine Fahne schreiben, eines Klassenstaates,
von dem die herrschenden Klassen selbst nichts wissen wollen, so würde
es ein historisches Fastnachtsspiel aufführen, was wohl den besitzenden
Klassen passieren mag, wie dem polnischen Adel im Jahre 1791, aber der
arbeitenden Klasse nie passieren darf. Taucht diese reaktionäre Utopie
nun gar auf, um diejenigen Schichten der Intelligenz und des Kleinbürger-
tums, in denen die nationale Agitation noch einen gewissen Widerhall
findet, der proletarischen Agitation geneigt zu machen, so ist sie doppelt
hinfällig, als Ausgeburt jenes verwerflichen Opportunismus, der um nich-
tiger und wohlfeiler Augenblickserfolge willen die dauernden Interessen
der Arbeiterklasse preisgibt.

Diese Interessen gebieten durchaus, daß die polnischen Arbeiter in allen
drei Teilungsstaaten mit ihren Klassengenossen ohne jeden Rückhalt Schul-
ter an Schulter kämpfen. Die Zeiten sind vorüber, wo eine bürgerliche
Revolution ein freies Polen schaffen konnte; heute ist die Wiedergeburt
Polens nur möglich durch die soziale Revolution, in der das moderne
Proletariat seine Ketten bricht."94

Wir unterschreiben diese Schlußfolgerung Mehrings ohne Bedenken.
Es sei nur bemerkt, daß sie auch dann einwandfrei bleibt, wenn wir in
der Argumentation nicht so weit gehen wie Mehring. Zweifellos steht die
polnische Frage heute wesentlich anders als vor fünfzig Jahren. Man darf
jedoch diesen gegenwärtigen Stand nicht als ewig betrachten. Zweifellos
hat der Klassenantagonismus die nationalen Fragen jetzt weit in den Hin-
tergrund gedrängt, doch darf man nicht, ohne Gefahr zu laufen, in Dok-
trinarismus zu verfallen, kategorisch behaupten, es sei unmöglich, daß
diese oder jene nationale Frage vorübergehend in den Vordergrund des
politischen Geschehens tritt. Zweifellos ist die Wiederherstellung Polens
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vor dem Sturze des Kapitalismus äußerst unwahrscheinlich, aber man
kann nicht sagen, daß sie ganz unmöglich sei, daß die polnische Bour-
geoisie sich unter bestimmten Umständen nicht auf die Seite der Unab-
hängigkeit stellen könne usw. Die russische Sozialdemokratie bindet sich
daher in keiner Weise die Hände. Sie rechnet mit allen möglichen und
sogar mit allen überhaupt denkbaren Wechselfällen, wenn sie in ihrem
Programm die Anerkennung des Selbstbestimmungsrechtes der Nationen
verkündet. Dieses Programm schließt keineswegs aus, daß das polnische
Proletariat die freie und unabhängige polnische Republik zu seiner Losung
macht, selbst wenn die Wahrscheinlichkeit ihrer Verwirklichung yor
dem Sozialismus verschwindend gering sein sollte. Dieses Programm
fordert lediglich, daß eine wirklich sozialistische Partei das proletarische
Klassenbewußtsein nicht trübe, den Klassenkampf nicht verdunkle, die
Arbeiterklasse nicht durch bürgerlich-demokratische Phrasen betöre und
die Einheit des heutigen politischen Kampfes des Proletariats nicht störe.
Und gerade diese Bedingung, unter der allein wir die Selbstbestimmung
anerkennen, ist der Kern des Ganzen. Vergeblich sucht die PPS die Sache
so hinzustellen, als trenne sie von den deutschen oder den russischen
Sozialdemokraten deren Ablehnung des Rechtes auf Selbstbestimmung,
des Rechtes, eine freie und unabhängige Republik anzustreben. Nicht
das ist es, was uns hindert, in der PPS eine wirkliche sozialdemokra-
tische Arbeiterpartei zu sehen, sondern die Tatsache, daß sie den Klassen-
standpunkt vergißt, ihn durch Chauvinismus verdunkelt und die Einheit
im gegebenen politischen Kampf stört. Hier ein Beispiel, wie die PPS
die Frage gewöhnlich stellt: „...wir können den Zarismus nur schwä-
chen, indem wir Polen losreißen; stürzen müssen ihn die russischen Ge-
nossen." Oder weiter: „... nach der Vernichtung der Selbstherrschaft
würden wir unser Schicksal einfach so bestimmen, daß wir uns von Ruß-
land trennen." Man beachte, zu welch ungeheuerlichen Schlüssen diese
ungeheuerliche Logik selbst vom Standpunkt der Programmf orderung der
Wiederherstellung Polens führt. Weil die Wiederherstellung Polens eine
mögliche (aber unter der Herrschaft der Bourgeoisie durchaus nicht ge-
sicherte) Folge der demokratischen Entwicklung darstellt, darum darf das
polnische Proletariat nicht gemeinsam mit dem russischen für den Sturz
des Zarismus kämpfen, sondern „nur" für dessen Schwächung durch die
Losreißung Polens. Weil der russische Zarismus ein immer engeres Bund-
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nis mit der Bourgeoisie und den Regierungen Deutschlands, Österreichs
usw. schließt, darum muß das polnische Proletariat sein Bündnis mit dem
russischen, deutschen und übrigen Proletariat schwächen, mit dem es heute
gegen ein und dasselbe Joch kämpft. Das bedeutet nichts anderes als den
Verzicht auf die lebenswichtigsten Interessen des Proletariats zugunsten
der bürgerlich-demokratischen Auffassung von der nationalen Unab-
hängigkeit. Der Zerfall Rußlands, den die PPS zum Unterschied von
unserem Ziel, die Selbstherrschaft zu stürzen, anstreben will, ist und bleibt
ein leeres Wort, solange die wirtschaftliche Entwicklung die verschiedenen
Teile eines politischen Ganzen immer enger zusammenschmiedet, solange
die Bourgeoisie aller Länder sich immer einmütiger gegen ihren gemein-
samen Feind, das Proletariat, und für ihren gemeinsamen Verbündeten,
den Zaren, zusammenschließt. Dafür aber ist der Zerfall der Kräfte des
"Proletariats, das heute unter dem Joch dieser Selbstherrschaft leidet, eine
traurige Wirklichkeit, die unmittelbare Folge des Fehlers der PPS, die
unmittelbare Folge ihrer Anbetung der bürgerlich-demokratischen For-
meln. Um die Augen vor diesem Zerfall des Proletariats zu verschließen,
muß sich die PPS zum Chauvinismus erniedrigen und z. B. die Ansichten
der russischen Sozialdemokraten wie folgt auslegen: „Wir (Polen) sollen
auf die soziale Revolution warten und bis dahin das nationale Joch ge-
duldig ertragen." Das ist einfach nicht wahr. Die russischen Sozialdemo-
kraten haben nicht nur nie etwas Derartiges geraten, sondern kämpfen
im Gegenteil selber gegen jede nationale Unterdrückung in Rußland und
fordern das gesamte russische Proletariat dazu auf; sie nehmen nicht nur
die vollständige Gleichberechtigung der Sprache, der Nationalität usw. in
ihr Programm auf, sondern auch die Anerkennung des Rechtes jeder Na-
tion, ihr Schicksal selbst zu bestimmen. Wenn wir, dieses Recht anerken-
nend, unsere Unterstützung der Forderungen nach nationaler Unabhängig-
keit den Erfordernissen des proletarischen Kampfes unterordnen, so kann
nur ein Chauvinist unsere Stellung mit dem Mißtrauen des Russen gegen-
über dem „Fremdstämmigen" erklären, denn in Wirklichkeit muß diese
Stellung zwangsläufig dem Mißtrauen des klassenbewußten Proletariers
gegen die Bourgeoisie entspringen. Die PPS ist der Ansicht, die nationale
Frage erschöpfe sich in dem Gegensatz: „wir" (die Polen) und „sie" (die
Deutschen, Russen usw.). Der Sozialdemokrat dagegen rückt einen an-
deren Gegensatz in den Vordergrund: „wir" — die Proletarier, und „sie" —
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die Bourgeoisie. „Wir", die Proletarier, haben dutzendemal gesehen,
wie die Bourgeoisie die Interessen der Freiheit, der Heimat, der Sprache
und der Nation verrät, wenn das revolutionäre Proletariat ihr entgegen-
tritt. Wir haben gesehen, wie die französische Bourgeoisie im Augen-
blick der schwersten Unterjochung und Erniedrigung der französischen
Nation zu den Preußen überlief, wie die Regierung der nationalen Ver-
teidigung zur Regierung des Volksverrats wurde, wie die Bourgeoisie der
unterdrückten Nation die Soldaten der unterdrückenden Nation zu Hilfe
rief, um ihre Landsleute, die Proletarier niederzuwerfen, die gewagt hat-
ten, die Hand nach der Macht auszustrecken. Und darum werden wir,
ohne uns im geringsten durch chauvinistische und opportunistische Aus-
fälle beirren zu lassen, dem polnischen Arbeiter stets sagen: Nur das voll-
ständigste und engste Bündnis mit dem russischen Proletariat ist imstande,
den Anforderungen des politischen Tageskampfes gegen die Selbstherr-
schaft gerecht zu werden, nur ein solches Bündnis gibt die Gewähr für
eine völlige politische und wirtschaftliche Befreiung.

Das, was wir über die polnische Frage gesagt haben, läßt sich voll und
ganz auch auf jede andere nationale Frage anwenden. Die fluchwürdige
Geschichte der Selbstherrschaft hat uns eine sehr große Entfremdung der
Arbeiterklassen der von dieser Selbstherrschaft unterdrückten verschiede-
nen Völkerschaften als Erbe hinterlassen. Diese Entfremdung ist das
größte Übel, das größte Hindernis im Kampf gegen die Selbstherrschaft,
und wir dürfen dieses Übel nicht zum Gesetz erheben, dürfen dieser
Schmach nicht die Weihe geben durch irgendwelche „Prinzipien" von ge-
trennten Parteien oder einer „föderativen" Partei. Es ist natürlich einfacher
und leichter, den Weg des geringsten Widerstands zu gehen und jeden
sich in seinem Winkel einrichten zu lassen nach der Regel: „Die andern
gehn mich nichts an", wie es jetzt auch der „Bund" tun will. Je mehr wir
die Notwendigkeit der Einheit erkennen, je fester wir von der Unmöglich-
keit eines allgemeinen Ansturms auf die Selbstherrschaft ohne vollständige
Einheit überzeugt sind, je stärker unter unseren politischen Verhältnissen
die unbedingte Notwendigkeit einer zentralistischen Organisation des
Kampfes hervortritt — desto weniger sind wir geneigt, uns mit einer „ein-
fachen", aber nur scheinbaren und ihrem Wesen nach grundfalschen Lö-
sung der Frage zufriedenzugeben. Wenn die Schädlichkeit der Entfrem-
dung nicht erkannt wird, wenn der Wunsch nicht vorhanden ist, im Lager
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der proletarischen Partei um jeden Preis und radikal mit dieser Entfrem-
dung Schluß zu machen — dann sind auch die Feigenblätter der „Födera-
tion" nicht notwendig, dann hat es überhaupt keinen Zweck, die Lösung
einer Frage zu versuchen, welche die eine „Seite" im Grunde gar nicht
lösen will, dann überläßt man es besser den Lehren der lebendigen Er-
fahrung und der wirklichen Bewegung, die von der Selbstherrschaft unter-
drückten Proletarier aller Nationalitäten zu überzeugen, daß der Zentra-
lismus notwendig ist zum erfolgreichen Kampf gegen diese Selbstherrschaft
und gegen die sich immer enger zusammenschließende internationale
Bourgeoisie.

Jskra" 5MV. 44, Nadh dem 7ext der Jskra".
15. Juli 1903.



462

PLAN EINES ARTIKELS

GEGEN DIE SOZIALREVOLUTIONÄRE

Tiber die Sozialrevolutionäre (Partei ohne Pro-
gramm)

Theoretische Prinzipienlosigkeit: volkstümlerische
Vorurteile + westeuropäische opportunistische bürger-
liche „Kritik". Fehlen eines Credo*, Verdunklung des
Bewußtseins. Versteckspielen...

Kleinbürgerliche Ideologie: demoralisiert das Klas-
senbewußtsein des Proletariats, macht es untauglidi
zu einer selbständigen Stellung gegenüber der bürger-
lichen Demokratie (denn die Sozialrevolutionäre sind
bestrebt, soziale und bürgerliche Demokratie — im
Grunde stellen sie einen Zweig der letzteren dar — zu
vermengen und durcheinanderzuwerfen).

Phrase in der Theorie und in der Taktik: unernstes
Verhalten zur revolutionären Arbeit, Übertreibung,
Aufbauschung, „Belletristik" . . . (Abspeisung mit
Nichtigkeiten in der „Volks"literatur) (Krieg gegen
„Polemik", Fehlen von Prinzipien).

Taktischer Fehler, sehr grober: Terror, seine Pro-
pagierung, Schwächung der Verbindung mit der Mas-
senbewegung.

22**'• aus allen bürgerlichen Revolutionen Euro-
pas ging die Arbeiterklasse enttäuscht hervor, denn
sie hatte mit bürgerlich-demokratischen Illusionen an

* Glaubensbekenntnis, Programm, Darlegung einer Weltanschauung. Die
Red.

** Summa summarum. T>ie Red.

a) Prinzipien-
losigkeit

ß) kleinbür-
gerliche
Ideologie

y) Phrase
und Bluff

8) Terror
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e) Ausstreuen ihnen teilgenommen. Die Sozialrevolutionäre „wie-
von Illusio- derholen" aus Leibeskräften diese Geschichte; unsere
nen + Reakt. Pflicht: dies entschieden bekämpfen, damit das russi-
im volkstümle- sehe Proletariat aus der bevorstehenden Revolution
tischen Teil des keine Enttäuschung davonträgt, sondern neue Zuver-
Programms + sieht in seine Kräfte, größeren Mut für den ihm be-
ideologische, vorstehenden grandioseren Kampf und den Keim einer
politische, festen, rein proletarischen Organisation,
praktische
Schädlichkeit

Qesdhrieben im Juli i903.

Zuerst veröffentlicht 1939 in der %jd> dem Manuskript.
Zeitschrift „ Proletarskaja Rewoluzija" Nr. 1.





II. PARTEITAG DER SDAPR«

17. (30.) Juli—10. (23.) August 1903

Die Heden wurden zuerst veröffentlicht TJäd) dem 7ext der „Protokolle"
i904 in der Qenfer Ausgabe der und nadh den Manuskripten.
„Protokolle des zweiten ordentlidhen
Parteitags der SDAPR".

30 Lenin, Werke, Bd. 6
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1

RESOLUTIONSENTWURF ÜBER DEMONSTRATIONEN

Der Parteitag betrachtet die Veranstaltung öffentlicher Demonstratio-
nen gegen die Selbstherrschaft als ein äußerst wichtiges Mittel zur politi-
schen Erziehung der Arbeitertnassen. Dabei empfiehlt der Parteitag
erstens, für die Demonstrationen insbesondere solche Zeitpunkte und Be-
dingungen auszunutzen, wenn eine Schandtat des Zarismus in besonders
breiten Schichten der Bevölkerung das Gefühl der Empörung geweckt
hat; zweitens, die Anstrengungen vor allem darauf zu richten, daß zur
Teilnahme an den Demonstrationen breite Massen der Arbeiterklasse
herangezogen und daß die Demonstrationen — sowohl hinsichtlich ihrer
Vorbereitung als auch des Ordnerdienstes während der Demonstrationen
selbst und der Leitung der Abwehr von Militär und Polizei durch die De-
monstranten—möglichst gut organisiert werden,- drittens, mit der Vor-
bereitung bewaffneter Demonstrationen zu beginnen, wobei die diesbezüg-
lichen Anweisungen des ZK streng einzuhalten sind.

Der Parteitag empfiehlt ferner allen Komitees und sonstigen Partei-
organisationen, die Vorbereitung des bewaffneten Aufstands allseitig zu
erörtern und aus allen Kräften danach zu streben, in den Arbeitermassen
die Oberzeugung zu verbreiten, daß der Aufstand notwendig und unum-
gänglich ist. Mit den praktischen Maßnahmen, die schon jetzt zur Vorbe-
reitung des Aufstands ergriffen werden können, betraut der Parteitag
ausschließlich und vollständig das ZK.

Qesdhrieben im 'Juni—Juli i903.

Zuerst veröffentHdht 1927 im TJadb dem Manuskript.
Lenin-Sammelband VI.

30*
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RESOLUTIONSENTWURF
OBER DIE STELLUNG DES „BUND" IN DER PARTEI

In der Erwägung, daß die vollständigste und engste Geschlossenheit des
kämpfenden Proletariats sowohl zur schnellen Erreichung seines Endziels
als auch für die unbeirrte Fährung des politischen und wirtschaftlichen
Kampfes auf dem Boden der bestehenden Gesellschaft unbedingt not-
wendig ist;

— daß insbesondere die vollständige Einheit des jüdischen und des
nichtjüdischen Proletariats auch für den erfolgreichen Kampf gegen den
Antisemitismus, diese niederträchtige Schürung der Rassenabsonderung
und der nationalen Zwietracht durch Regierung und Ausbeuterklassen,
dringend notwendig ist;

— daß die vollständige Verschmelzung der sozialdemokratischen Orga-
nisationen des jüdischen und des nichtjüdischen Proletariats in keiner
Weise und in keiner Beziehung ein Hemmnis sein kann für die Selb-
ständigkeit unserer jüdischen Genossen in ihrer Propaganda- und Agi-
tationsarbeit in der einen oder anderen Sprache, in der Herausgabe von
Literatur entsprechend den Bedürfnissen der betreffenden örtlichen oder
nationalen Bewegung, in der Aufstellung solcher Losungen der Agitation
und des unmittelbaren politischen Kampfes, die eine Anwendung und
Entwicklung der allgemeinen und grundlegenden Leitsätze des sozial-
demokratischen Programms über die volle Gleichberechtigung und
die volle Freiheit der Sprache, der nationalen Kultur usw. usf. darstellen
würden;

— lehnt der Parteitag das föderative Prinzip im Aufbau der Sozial-
demokratischen Partei Rußlands entschieden ab und bestätigt das Organi-
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sationsprinzip, das dem Statut von 1898 zugrunde liegt, d. h. die Auto-
nomie der nationalen sozialdemokratisdien Organisationen in Angelegen-
heiten, die*

Qesdorieben im Juni—Juli i903.

Zuerst veröffentlicht 1927 im Tiaäi dem Manuskript.
Lenin-Sammelband VI.

Hier bricht das Manuskript ab. Die Red.
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RESOLUTIONSENTWURF

ÜBER DAS VERHÄLTNIS ZUR STUDIERENDEN JUGEND

Der zweite Parteitag der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands
begrüßt die Belebung der revolutionären Selbsttätigkeit unter der studie-
renden Jugend, fordert alle Parteiorganisationen auf, diese Jugend in
ihrem Bestreben, sich zu organisieren, auf jede Art und Weise zu unter-
stützen, und empfiehlt allen Gruppen und Zirkeln der Jugend, erstens,
in den Vordergrund ihrer Tätigkeit zu rücken die Erarbeitung einer ein-
heitlichen und konsequenten sozialistischen Weltanschauung unter ihren
Mitgliedern und das ernste Studium einerseits des Marxismus und ander-
seits der russischen Volkstümlerrichtung und des westeuropäischen Oppor-
tunismus — der Hauptströmungen unter den gegenwärtigen, miteinander
ringenden führenden Richtungen; zweitens, sich in acht zu nehmen vor
jenen falschen Freunden der Jugend, die sie von der ernsten revolutionä-
ren Erziehung ablenken durch inhaltslose revolutionäre oder idealistische
Phrasen und durch philisterhaftes Wehklagen über die Schädlichkeit und
Nutzlosigkeit einer scharfen Polemik zwischen den revolutionären und den
oppositionellen Richtungen, denn diese falschen Freunde verbreiten in Wirk-
lichkeit nur Prinzipienlosigkeit und Leichtfertigkeit gegenüber der revolu-
tionären Arbeit; drittens, sich zu bemühen, beim Übergang zur praktischen
Tätigkeit rechtzeitig Verbindungen anzuknüpfen mit den sozialdemokra-
tischen Organisationen, um deren Hinweise auszunutzen und schwerwie-
gende Fehler gleich zu Beginn der Arbeit nach Möglichkeit zu vermeiden.

Qesdhrieben im Juni—Juli i903.

Zuerst veröffentlicht i9O4 in der Qenfer TJadh dem Manuskript.
Ausgabe der „Protokolle des zweiten
ordentlidben Parteitags der SDJPR".
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4

RESOLUTIONSENTWURF ÜBER DIE PARTEILITERATUR

Der Parteitag erkennt die unbedingte tmd dringende Notwendigkeit an,
eine umfassende gemeinverständliche sozialdemokratische Literatur für
alle Schichten der Bevölkerung und insbesondere für .die Massen der Ar-
beiterklasse zu schaffen.

An die erste Stelle setzt der Parteitag die Abfassung einer Reihe von
Broschüren (1—5 Druckbogen) zu jedem (theoretischen und praktischen)
Punkt unseres Parteiprogramms mit einer ausführlichen Darlegung und
Erläuterung der Bedeutung dieses Punktes,- weiter einer Reihe von Flug-
schriften (1—8 Druckseiten) über die gleichen Themen zur massenhaften
Verteilung und Verbreitung in Stadt und Land. Der Parteitag beauftragt
die Redaktion des Zentralorgans, sofort alle Maßnahmen zur Erfüllung
dieser Aufgabe zu treffen.

Was die Herausgabe einer besonderen, gemeinverständlichen Zeitung
für das Volk oder für breite Schichten der Arbeiterklasse anbelangt, so
hält der Parteitag, ohne diesen Plan grundsätzlich zu verwerfen, seine
sofortige Verwirklichung für unzeitgemäß.

Qesdbrieben im Juni—Juli i9O3.

Zuerst veröffentlicht 1927 im Nach dem Manuskript.
Lenin-Sammelband VI.
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•5

ENTWÜRFE KLEINERER RESOLUTIONEN

Der wirtschaftliche Kampf

Der Parteitag hält es für unbedingt notwendig, den wirtschaftlichen
Kampf der Arbeiter und ihre Gewerkschaftsverbände (in erster Linie die
gesamtrussischen) in allen Fällen mit allen Mitteln zu unterstützen und
zu fördern und den sozialdemokratischen Charakter des wirtschaftlichen
Kampfes und der gewerkschaftlichen Bewegung der Arbeiter in Rußland
von allem Anfang an zu festigen.

Der i.Mai

Der Parteitag bestätigt die bereits zur Tradition gewordene Feier des
1. Mai und lenkt die Aufmerksamkeit aller Parteiorganisationen auf die
Wahl der unter unseren Verhältnissen passendsten Zeit und Art, den in-
ternationalen Feiertag des proletarischen Befreiungskampfes zu begehen.

Der internationale Kongreß

Der Parteitag beauftragt Genossen Plechanow, die Sozialdemokrati-
sche Arbeiterpartei Rußlands im Internationalen Sozialistischen Sekreta-
riat zu vertreten (an Stelle des Pariser Beschlusses über die gemeinsame
Vertretung durch Plechanow und Kritschewski).

Der Parteitag beauftragt die Redaktion des Zentralorgans und das
Zentralkomitee, auf Grund einer Vereinbarung zwischen ihnen (oder
eines Beschlusses des Rates der Partei) die Vertretung der Sozialdemokra-
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tischen Arbeiterpartei Rußlands auf dem Internationalen Sozialistenkon-
greß in Amsterdam 1904 zu organisieren.

Der lerror

Der Parteitag lehnt den Terror, d. h. das System individueller politi-
scher Morde als Mittel des politischen Kampfes entschieden ab, da es
ein gegenwärtig im höchsten Maße unzweckmäßiges Mittel ist, das die
besten Kräfte von der wichtigen und dringend notwendigen Organisa-
tions- und Agitationsarbeit ablenkt, die Verbindung der Revolutionäre
mit den Massen der revolutionären Bevölkerungsklassen zerstört und
sowohl bei den Revolutionären selbst als auch bei der Bevölkerung im
allgemeinen völlig verkehrte Vorstellungen von den Aufgaben und Me-
thoden des Kampfes gegen die Selbstherrschaft weckt.

Die Propaganda

Der Parteitag lenkt die Aufmerksamkeit aller Parteimitglieder auf die
Notwendigkeit, das theoretische Niveau der Propagandisten zu heben und
zwecks Zusammenfassung der propagandistischen Arbeit Gruppen von
Wanderlehrern für ganz Rußland zu schaffen.

Ute Verteilung der Kräfte

Der Parteitag empfiehlt allen Genossen, die aus dem Ausland nach
Rußland oder aus der Verbannung an den Ort ihrer Tätigkeit reisen,
besonders wenn sie keine ganz feste Verbindung mit einem bestimmten
Komitee haben, möglichst beizeiten mit dem ZK oder seinen Agenten Füh-
lung aufzunehmen, damit das ZK die revolutionären Kräfte richtig und
rechtzeitig über Rußland verteilen kann.

Qesdbrieben im 'Juni—Juli i903.

Zuerst veröffentlicht 1927 im Jladb dem Manuskript.
Cenin-Sammelband VI.
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RESOLUTIONSENTWURF
ÜBER DIE HERAUSGABE EINES ORGANS

FÜR SEKTENANHÄNGER

In der Erwägung, daß die Bewegung der Sektenanhänger in Rußland
in vielen ihrer Erscheinungsformen zu den demokratischen Strömun-
gen Rußlands gehört, lenkt der II. Parteitag die Aufmerksamkeit aller
Parteimitglieder auf die Arbeit unter den Sektenanhängern, um diese für
die Sozialdemokratie zu gewinnen. Versuchsweise gestattet der Parteitag
Genossen W. Bontsch-Brujewitsch, unter der Kontrolle der Redaktion des
ZO, eine populäre Zeitung— „Sredi Sektantow" [Unter den Sektierern] —
herauszugeben, und beauftragt das ZK und die Redaktion des ZO,
die notwendigen Maßnahmen für die erfolgreiche Herausgabe dieses Or-
gans zu treffen und alle Bedingungen für sein richtiges Funktionieren zu
schaffen.

Qesdhrieben im August 1903.

Zuerst veröftentlidht 1904 TSadh dem Manuskript.
in der Qenfer Ausgabe der
„Protokolle des zweiten ordentlidhen
Parteitags der SVAPR".
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7

ENTWURF DES STATUTS DER SDAPR98

1. Als Mitglied der Partei gilt jeder, der ihr Programm anerkennt und
die Partei sowohl in materieller Hinsicht als auch durch die persönliche
Betätigung in einer der Parteiorganisationen unterstützt.

2. Das oberste Organ der Partei ist der Parteitag. Er wird vom ZK
(nach Möglichkeit mindestens einmal in zwei Jahren) einberufen. Das ZK
ist verpflichtet, einen Parteitag einzuberufen, wenn dies von Parteikomi-
tees oder von Komiteeverbänden, die auf dem letzten Parteitag zusam-
men 1/s der Stimmen hatten, verlangt wird oder wenn der Rat der Partei
es fordert. Ein Parteitag gilt als beschlußfähig, wenn auf ihm mehr als die
Hälfte aller zur Zeit des Parteitags bestehenden (vollberechtigten) Partei-
komitees vertreten sind.

3. Eine Vertretung auf dem Parteitag steht zu: a) dem ZK, b) der Re-
daktion des ZO, c) allen Lokalkomitees, die nicht besonderen Verbänden
angehören, d) allen Komiteeverbänden, die von der Partei anerkannt sind,
und e) der Auslandsliga. Jede der aufgezählten Organisationen hat auf
dem Parteitag zwei beschließende Stimmen. Neugebildete Komitees und
Komiteeverbände erhalten nur dann eine Vertretung auf dem Parteitag
zugestanden, wenn sie mindestens ein halbes Jahr vor dem Parteitag be-
stätigt worden sind.

4. Der Parteitag ernennt das ZK, die Redaktion des ZO und den Rat
der Partei.

5. Das ZK vereinigt und leitet die gesamte praktische Tätigkeit der Par-
tei und verwaltet die zentrale Parteikasse wie auch alle technischen Ein-
richtungen der Gesamtpartei. Es schlichtet Konflikte sowohl zwischen den
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verschiedenen Organisationen und Körperschaften der Partei als auch in-
nerhalb derselben.

6. Die Redaktion des ZO führt die Partei ideologisch: sie redigiert das
ZO der Partei, das wissenschaftliche Organ und einzelne Broschüren.

7. Der Rat der Partei, der aus fünf Mitgliedern besteht, wird vom Par-
teitag aus Mitgliedern des ZO und des ZK ernannt. Er entscheidet bei
Streitigkeiten oder Meinungsverschiedenheiten zwischen der Redaktion
des ZO und dem ZK über allgemein-organisatorische und taktische Fra-
gen. Der Rat der Partei erneuert das ZK, falls dieses im vollen Bestand
verhaftet wird.

8. Neue Komitees und Komiteeverbände werden vom Zentralkomitee
bestätigt. Alle Komitees, Verbände, Organisationen oder Gruppen, die
von der Partei anerkannt worden sind, sind jeweils für die Angelegenhei-
ten zuständig, die sidi speziell und ausschließlich auf die betreffende Ort-
schaft, den betreffenden Bezirk, die betreffende nationale Bewegung oder
eine dieser Gruppe besonders anvertraute Funktion beziehen, wobei sie
sich jedoch verpflichten, sich den Beschlüssen des ZK und des ZO unter-
zuordnen und an die zentrale Parteikasse Mittel in der vom ZK fest-
gesetzten Höhe abzuführen.

9. Alle Parteimitglieder und sämtliche Personen, die irgendwie mit der
Partei zu tun haben, haben das Recht zu verlangen, daß ihre Erklärungen
dem ZK, dem ZO oder dem Parteitag im Original zugestellt werden.

10. Jede Parteiorganisation ist verpflichtet, sowohl dem ZK als auch
der Redaktion des ZO alle Unterlagen zur Verfügung zu stellen, damit
diese sich über ihre gesamte Tätigkeit und ihren gesamten Personalbestand
unterrichten können.

11. Alle Parteiorganisationen und alle kollegialen Parteikörperschaften
fassen Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit und haben das Recht
der Kooptierung. Für die Kooptierung neuer Mitglieder und den Aus-
schluß von Mitgliedern sind zwei Drittel der Stimmen erforderlich.

12. Die Auslandsliga der russischen revolutionären Sozialdemokratie
hat die Propaganda und Agitation im Ausland wie auch die Unterstützung
der Bewegung in Rußland zum Ziel. Die Liga besitzt alle Rechte der
Komitees, mit der einzigen Ausnahme, daß sie der Bewegung in Ruß-
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land ihre Unterstützung ausschließlich durch Personen oder Gruppen
angedeihen läßt, die vom Zentralkomitee besonders hierfür bestimmt
werden.

Qesdbrieben Ende Juni
bis Anfang Juli 1903.

Zuerst veröffentlicht 1904 'Nach dem 7ext der „Protokolle".
in der Qenfer Ausgabe der
„Protokolle des zweiten ordentlichen
Parteitags der SDAPR".



478 "WJ.Cenin

8

ENTWÜRFE VON RESOLUTIONEN,
DIE AUF DEM PARTEITAG NICHT EINGEBRACHT

WURDEN

Austritt des „"Bund"

Der Parteitag betrachtet die Weigerung der Delegierten des „Bund",
sich dem Mehrheitsbeschluß des Parteitags zu fügen, als Austritt des
„Bund" aus der SDAPR.

Der Parteitag bedauert zutiefst diesen Schritt, der seiner Überzeu-
gung nach ein schwerwiegender politischer Fehler der.. .* Leiter des
„jüdischen Arbeiterverbandes" ist, ein Fehler, der sich auf die Interessen
des jüdischen Proletariats und der Arbeiterbewegung unvermeidlich
schädlich auswirken muß. Die von den Delegierten des „Bund" zur Recht-
fertigung ihres Schrittes angeführten Argumente bezeichnet der Parteitag
in praktischer Hinsicht als völlig grundlose Befürchtungen und Verdäch-
tigungen, durch die den russischen Sozialdemokraten Unaufrichtigkeit
und Inkonsequenz der sozialdemokratischen Überzeugungen unterstellt
werden, und in theoretischer Hinsicht als die Folge eines bedauerlichen
Eindringens von Nationalismus in die sozialdemokratische Bewegung des
„Bund".

Der Parteitag wünscht die vollste und engste Einheit der jüdischen und
der russischen Arbeiterbewegung in Rußland, einer nicht nur grundsätz-
lichen, sondern auch organisatorischen Einheit, von deren Notwendigkeit
er fest überzeugt ist, und beschließt, alle Maßnahmen zu ergreifen, damit
das jüdische Proletariat sowohl mit der vorliegenden Parteitagsresolution
als auch überhaupt mit der Einstellung der russischen Sozialdemokratie
zu jeder nationalen Bewegung gründlich bekannt gemacht wird.

* Ein Wort nicht entziffert. T>ie Red.
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Einzelne Qruppen

Der Parteitag äußert sein Bedauern über das gesonderte Bestehen sol-
cher Gruppen von Sozialdemokraten wie „Borba", „Shisn" und „Wolja".
Ihre Abgesondertheit muß unvermeidlich einerseits eine in der Partei un-
zulässige Desorganisation und anderseits bedauerliche Abweichungen von
den sozialdemokratischen Anschauungen und der sozialdemokratischen
Taktik in der Richtung zum sogenannten Sozialrevolutionismus (bei der
„Wolja" und teilweise bei der „Borba" in deren Agrarprogramm) oder
zum christlichen Sozialismus und zum Anarchismus (bei der „Shisn") her-
vorrufen. Der Parteitag bringt den Wunsch zum Ausdruck, daß sowohl
die erwähnten Gruppen wie auch überhaupt alle Gruppen von Personen,
die sich zur Sozialdemokratie zählen, sich in die einheitliche und organi-
sierte russische Sozialdemokratie einreihen. Der Parteitag beauftragt das
Zentralkomitee, die notwendigen Angaben zu sammeln und einen end-
gültigen Beschluß zu fassen über die Stellung der erwähnten und anderer
Einzelgruppen in der Partei bzw. über das Verhältnis unserer Partei zu
ihnen.

Das Meer

Der Parteitag lenkt die Aufmerksamkeit aller Parteiorganisationen
auf die Wichtigkeit der sozialdemokratischen Propaganda und Agitation
im Heer und empfiehlt, alle Anstrengungen zu machen, damit sämtliche
unter Offizieren und Soldaten vorhandenen Verbindungen schnellstens
gefestigt und ausgebaut werden. Der Parteitag hält es für wünschenswert,
aus den im Heer dienenden Sozialdemokraten besondere Gruppen zu
bilden, die in den Lokalkomitees (als Zweige der Komiteeorganisation)
oder in der Zentralorganisation (als vom Zentralkomitee unmittelbar ge-
schaffene und ihm unmittelbar untergeordnete Einrichtungen) eine be-
stimmte Stellung einzunehmen haben.

Die Bauernschaft

Der Parteitag lenkt die besondere Aufmerksamkeit aller Parteimitglie-
der auf die Wichtigkeit der Entfaltung und Verstärkung der Arbeit unter
der Bauernschaft. Es ist notwendig, der Bauernschaft (und insbesondere
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dem Landproletariat) das ganze sozialdemokratische Programm in seiner
Gesamtheit darzulegen und dabei die Bedeutung des Agrarprogramms
als der dringlichsten und nächsten Forderungen auf dem Boden der be-
stehenden Gesellschaftsordnung zu erläutern. Es ist notwendig, danach
zu streben, daß sich aus den politisch bewußten Bauern und aufgeklär-
ten ländlichen Arbeitern fest zusammengeschlossene Gruppen von So-
zialdemokraten bilden, die mit den Parteikomitees in ständiger Fühlung
stehen. Es äst notwendig, in der Bauernschaft selbst der Propaganda der
Sozialrevolutionäre entgegenzuwirken, die Prinzipienlosigkeit und reak-
tionäre volkstümlerische Vorurteile verbreiten.

Qesdhrieben 5. (i8.)—io. (23.) August 1903.

Zuerst veröffentlicht 1930 im Nach dem Manuskript.
Lenin-Sammelband XV.
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ERSTE REDE ZUR TAGESORDNUNG DES PARTEITAGS
1.8. (31.) JULI

Ich möchte eine Bemerkung machen. Man sagt, es sei nicht richtig, die
Frage des „Bund" an die erste Stelle zu setzen, da an erster Stelle die Be-
richte stehen müßten, an zweiter Stelle das Programm und erst an dritter
der „Bund". Die Erwägungen zugunsten dieser Reihenfolge halten keiner
Kritik stand. Sie laufen darauf hinaus, daß die Partei als Ganzes sich über
das Programm noch nicht verständigt habe: es könnte sein, daß wir gerade
in der Frage des Programms auseinandergehen werden. Diese Worte
wundern mich. Wir haben zwar zur Zeit kein beschlossenes Programm,
aber die Annahme, es könnte in der Frage des Programms zu einem Bruch
kommen, ist höchst zweifelhaft. In der Partei haben sich, soweit es sich
um ihre Literatur handelt, die in letzter Zeit die Ansichten der Partei am
vollständigsten widerspiegelt, solche Strömungen nicht bemerkbar ge-
macht. Dafür, die Frage des „Bund" an erster Stelle zu behandeln, gibt
es Gründe sowohl formaler als auch moralischer Natur. Formaler — weil
wir auf dem Boden des Manifests von 1898 stehen, der „Bund" aber den
Wunsch geäußert hat, die Organisation unserer Partei von Grund aus zu
ändern. Moralischer — weil viele andere Organisationen erklärt haben,
daß sie in dieser Frage mit dem „Bund" nicht einverstanden sind. Somit
sind scharfe Meinungsverschiedenheiten aufgetaucht, die sogar eine Pole-
mik hervorgerufen haben. Der Parteitag kann daher nicht einmütig an die
Arbeit gehen, ohne diese Meinungsverschiedenheiten beseitigt zu haben.
Was die Berichte der Delegierten betrifft, so ist es möglich, daß sie in
pleno * überhaupt nicht erstattet werden. Darum unterstütze ich die vom
Organisationskomitee angenommene Tagesordnung.

* in der Vollsitzung. Die TLed.

31 Lenin, Werke, Bd. 6
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ZWEITE REDE ZUR TAGESORDNUNG DES PARTEITAGS
18. (31.) JULI

Nachdem' sich der Parteitag über den ersten Punkt unserer Tagesord-
nung geeinigt hat, ist als einzige strittige Frage hinsichtlich der weiteren
Tagesordnungspunkte der dritte Punkt geblieben. Dieser Punkt lautet:
„Gründung eines Zentralorgans der Partei oder Bestätigung eines sol-
chen". Manche Genossen waren der Meinung, man solle diesen Punkt
einstweilen zurückstellen, denn erstens könne man nicht vom Zentralorgan
sprechen, solange nicht über die Organisation der Partei im allgemeinen
und ihrer Zentralstelle im besonderen usw. entsdiieden sei, und zweitens
hätten sich zum Kern dieser Frage schon viele Komitees geäußert. Ich halte
die letzte Begründung für falsch, denn die Komitees haben auf dem Par-
teitag formell keine beschließende Stimme, und ihre Erklärungen sind für
den Parteitag nicht bindend. Auch der andere Enwand ist falsch, denn be-
vor man über die organisatorischen Einzelheiten, das Parteistatut usw.
beschließt, muß man die Frage der Richtung der russischen Sozialdemo-
kratie endgültig lösen. Gerade in dieser Frage waren wir so lange getrennt,
und alle uns in dieser Hinsicht trennenden Meinungsverschiedenheiten
können nicht durch die Bestätigung des Programms allein beseitigt werden;
das kann nur erreicht werden, wenn man sofort nach dem Programm die
Frage entscheidet, welches neue Zentralorgan der Partei wir gründen oder
welches alte wir mit diesen oder jenen Änderungen bestätigen sollen.

Aus diesen Gründen unterstütze ich die vom Organisationskomitee fest-
gesetzte Tagesordnung.
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REDE OBER DIE HANDLUNGSWEISE
DES ORGANISATIONSKOMITEES

18. (31.) J U L I "

Ich kann mich mit Genossen Jegorow nicht einverstanden erklären. Ge-
rade er hat das Statut des Parteitags verletzt, gerade er verneint den Punkt:
über die gebundenen Mandate. Ich zweifle ebensowenig am Bestehen des
Organisationskomitees, wie ich am Bestehen der „Iskra"-Organisation
zweifle. Auch sie hat ihre Organisation und ihr Statut. Sobald aber das
Statut des Parteitags vorlag, teilte sie ihren Delegierten mit, daß sie auf
dem Parteitag volle Handlungsfreiheit haben. In welcher Lage befinden
wir uns, die Mitglieder der Mandatsprüfungskommission des Parteitags,
die wir gestern zwei Mitglieder des Organisationskomätees, die Genossen
Stein und Pawlowitsch, gehört haben und jetzt einen ganz neuen Vor-
schlag hören? Hier sind erfahrene Genossen anwesend, die des öfteren
an internationalen Kongressen teilgenommen haben. Alle diese Genossen
könnten davon erzählen, welch einen Sturm der Entrüstung es stets her-
vorrief, wenn Leute in den Kommissionen eines und in der Vollsitzung
etwas anderes sagten.

31*
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REDE ÜBER DIE TEILNAHME
DER POLNISCHEN SOZIALDEMOKRATEN

AM PARTEITAG
18.(31.) JULI

Die Kommission gibt in ihrem Bericht der Meinung Ausdruck, daß die
Anwesenheit der polnischen Genossen auf dem Parteitag erwünscht ist,
freilich nur mit beratender Stimme. Meines Erachtens ist das vollkom-
men richtig, und es scheint mir durchaus zweckmäßig zu sein, daß die
Resolution der Kommission eben mit dieser Erklärung beginnt. Äußerst
erwünscht wäre auch die Anwesenheit der Letten und Litauer, aber leider
ist das nicht durchführbar. Die polnischen Genossen hätten jederzeit ihre
Bedingungen für die Vereinigung vorlegen können, aber sie haben das
nicht getan. Das Organisationskomitee handelte daher richtig, als es ihnen
gegenüber Zurückhaltung übte. Der hier verlesene Brief der polnischen
Sozialdemokratie klärt die Frage wiederum nicht. Aus diesem Grunde
schlage ich vor, die polnischen Genossen als Gäste einzuladen.



/ / . Parteitag der ST>AT>R 485

13

REDE ÜBER DIE STELLUNG DES „BUND"
IN DER SDAPR

20. JULI (2. AUGUST)

Ich möchte vor allem auf die Rede Hofmans98 und den von ihm ge-
brauchten Ausdruck „kompakte Mehrheit" eingehen. Genosse Hofman
gebraucht diese Worte als Vorwurf. Meines Erachtens sollen wir uns
nicht schämen, sondern stolz darauf sein, daß auf dem Parteitag eine
kompakte Mehrheit vorhanden ist. Und noch stolzer werden wir sein,
wenn unsere gesamte Partei eine einzige kompakte, sehr kompakte neun-
zigprozentige Mehrheit sein wird. (Beifall.) Die Mehrheit handelte
richtig, als sie die Stellung des „Bund" in der Partei an die erste Stelle
setzte: die Bundisten bewiesen sofort die Richtigkeit dieser Handlung, als
sie ihr sogenanntes Statut vorlegten und damit im Grunde eine Föderation
vorschlugen. Gibt es in der Partei Mitglieder, die eine Föderation vor-
schlagen, und Mitglieder, die sie ablehnen, so konnte man nicht anders
handeln, als die Frage des „Bund" an die erste Stelle setzen. Liebe läßt
sich nicht erzwingen, und man kann über die inneren Parteiangelegenheiten
nicht sprechen, solange man nicht fest und unerschütterlich entschieden hat,
ob man zusammengehen will oder nicht.

Der Kern der Streitfrage wurde in der Debatte manchmal nicht ganz
richtig dargestellt. Es handelt sich darum, daß nach Ansicht vieler Partei-
mitglieder die Föderation schädlich ist, daß sie den Prinzipien der Sozial-
demokratie in ihrer Anwendung auf die gegebene russische Wirklichkeit
widerspricht. Die Föderation ist schädlich, denn sie legalisiert die Abson-
derung und Entfremdung, erhebt sie zum Prinzip, zum Gesetz. Es besteht
tatsächlich eine völlige Entfremdung zwischen uns, und wir dürfen sie nicht
legalisieren, nicht mit einem Feigenblatt verdecken, sondern müssen sie
bekämpfen, wir müssen die Notwendigkeit, fest und entschlossen zur



486 'W.J.Lenin

engsten Einheit zu gelangen, entschieden anerkennen und verkünden.
Darum lehnen wir grundsätzlich, gleich auf der Schwelle (nach dem be-
kannten lateinischen Ausdruck) die Föderation ab, darum lehnen wir alle
obligatorischen Scheidewände zwischen uns ab. In der Partei wird es ohne-
hin stets verschiedene Gruppierungen geben, Gruppierungen von Genos-
sen, die in manchen Fragen sowohl des Programms als auch der Taktik
und der Organisation abweichender Meinung sind, aber es soll so sein,
daß es in der Gesamtpartei nur die eine Teilung in Gruppen gibt, d. h., daß
alle Gleichdenkenden sich in einer Gruppe vereinigen und nicht so, daß
sich zuerst Gruppen in einem 7eü der Partei bilden, getrennt von den
Gruppen in einem anderen Teil der Partei, und daß sich dann die Teile
der Partei vereinigen, denen verschiedene Gruppen angehören, anstatt daß
sich die Gruppen mit verschiedenen Ansichten oder Schattierungen von
Ansichten vereinigen. Ich wiederhole: Wir erkennen keine obligatorischen
Scheidewände an und lehnen darum die Föderation grundsätzlich ab.

Ich komme zur Frage der Autonomie. Gen. Liber sagte, Föderation sei
Zentralismus, Autonomie hingegen Dezentralismus. Hält Gen. Liber die
Parteitagsdelegierten tatsächlich für sechsjährige Kinder, denen man solche
Sophismen vorsetzen kann? Ist es denn nicht klar, daß Zentralismus das
fehlen aller Scheidewände zwischen der Zentralstelle und den entfernte-
sten, entlegensten Teilen der Partei erfordert? Unsere Zentralstelle wird
das unbedingte Recht erhalten, sich an jedes einzelne Parteimitglied unmit-
telbar zu wenden. Die Bundisten würden nur lachen, wenn ihnen irgend
jemand innerhalb des „Bund" einen „Zentralismus" vorschlüge, der es
dem ZK des „Bund" unmöglich machen würde, mit allen Kownoer Grup-
pen und Genossen anders als durch das Kownoer Komitee in Verbindung
zu treten, übrigens, was die Komitees anbelangt, so hat Gen. Liber pathe-
tisch ausgerufen: „Wozu von der Autonomie des .Bmid' als einer nur der
Zentralstelle untergeordneten Organisation sprechen? Einem x-beliebigen
Komitee wie dem Tulaer werdet ihr doch keine Autonomie zugestehen?"
Sie irren sich, Gen. Liber: wir werden auch einem „x-beliebigen" Tulaer
Komitee unbedingt und unweigerlich Autonomie zugestehen, Autonomie
im Sinne der Freiheit von jeder kleinlichen Einmischung der Zentralstelle,
wobei selbstverständlich die Pflicht der Unterordnung unter die Zentral-
stelle bestehen bleibt. Ich habe die Worte „kleinliche Einmischung" dem
bundistischen Flugblatt „Autonomie oder Föderation?" entnommen. Der
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„Bund" hat diese Freiheit von „kleinlicher Einmischung" als einen Punkt
der Bedingungen, als eine Forderung an die Partei aufgestellt. Die Auf-
stellung solch lächerlicher Forderungen zeigt allein schon, wie verworren
die Vorstellungen des „Bund" in der Streitfrage sind. Glaubt der „Bund"
denn wirklich, die Partei werde das Bestehen einer Zentralstelle zulassen,
die sidi in die Angelegenheiten ganz gleidb weldber Parteiorganisationen
oder Parteigruppen „kleinlid)" einmischt? Läuft das nicht gerade auf das
„organisierte Mißtrauen" hinaus, von dem auf dem Parteitag bereits die
Rede war? Ein solches Mißtrauen tritt in allen Anträgen und in allen Aus-
führungen der Bundisten zutage. In der Tat, ist zum Beispiel der Kampf
für die volle Gleichberechtigung und sogar für die Anerkennung des Selbst-
bestimmungsrechtes der Nationen nicht etwa die Pßdht unserer gesamten
Partei? Würde also ein beliebiger Teil unserer Partei diese Pflicht nicht
erfüllen, so müßte er kraft unserer Grundsätze unbedingt verurteilt wer-
den, müßte er unbedingt eine Korrektur seitens der zentralen Parteikör-
perschaften hervorrufen. Und würde diese Pflicht bewußt und vorsätzlich
nicht erfüllt, obwohl die volle Möglichkeit dazu besteht, so wäre die Nicht-
erfüllung Verrat.

Weiter fragte uns Gen. über pathetisch: Wie kann man beweisen, daß
die Autonomie imstande ist, der Bewegung der jüdischen Arbeiter die
für sie unbedingt notwendige Selbständigkeit zu sichern? Eine merkwür-
dige Frage! Wie kann man beweisen, ob ein vorgeschlagener Weg der rich-
tige ist? Das einzige Mittel ist, man geht diesen Weg und erprobt ihn in
der Praxis. Auf die Frage des Gen. Liber antworte ich: Qehtmit uns,
und wir wollen euch in der Praxis beweisen, daß alle berechtigten Forde-
rungen nach Selbständigkeit vollkommen befriedigt werden.

Wenn um die Stellung des „Bund" gestritten wird, dann muß ich immer
an die englischen Bergarbeiter denken. Sie sind ausgezeichnet organisiert,
besser als die übrigen Arbeiter. Und deshalb wollen sie die allgemeine
Forderung des Achtstundentags, die von allen Proletariern gestellt wird,
zu Fall bringen." Die Bergarbeiter fassen die Einheit des Proletariats
ebenso eng auf wie unsere Bundisten. Mag das traurige Beispiel der Berg-
arbeiter den Genossen vom „Bund" als Warnung dienen.
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REDE ZUM PARTEIPROGRAMM
22. JULI (4. AUGUST)

Vor allem muß ich das außerordentlich charakteristische Unvermögen
des Genossen Liber feststellen, zwischen dem Adelsmarschall und der
Schicht der Werktätigen und Ausgebeuteten zu unterscheiden. Dieses Un-
vermögen ist für die ganze Diskussion bezeichnend, überall werden ein-
zelne Episoden unserer Polemik und die Festlegung der prinzipiellen Grund-
linien durcheinandergebracht. Man kann nicht leugnen, wie es Gen. Liber
tut, daß der Übergang auch der einen oder anderen Sdbidht der werktä-
tigen und ausgebeuteten Bevölkerung auf die Seite des Proletariats mög-
lich ist. Man erinnere sich, daß Marx im Hinblick auf die französischen
Bauernaufstände 1852 (im „18. Brumaire") schrieb, die Bauernschaft trete
bald als Vertreter der Vergangenheit, bald als Vertreter der Zukunft auf;
man könne an die Bauernschaft appellieren, und zwar nicht nur an ihr Vor-
urteil, sondern auch an ihr Urteil.100 Man denke weiter daran, daß Marx
die Erklärung der Kommunarden, die Sache der Kommune sei auch die
Sache der Bauernschaft, als vollkommen richtig anerkannte.101 Ich wieder-
hole, man kann nicht daran zweifeln, daß unter bestimmten Bedingungen
der Übergang der einen oder anderen Schicht der Werktätigen auf die:

Seite des Proletariats keineswegs unmöglich ist. Es handelt sich nur dar-
um, diese Bedingungen genau festzulegen. Und in den Worten „sich auf
den Standpunkt des Proletariats stellen" ist die Bedingung, von der die
Rede ist, mit aller Genauigkeit zum Ausdruck gebracht. Gerade diese
Worte grenzen uns Sozialdemokraten von allen pseudosozialistischen
Strömungen überhaupt und von den sogenannten Sozialrevolutionären
insbesondere auf das entschiedenste ab.

Ich gehe zu jener umstrittenen Stelle in meiner Broschüre „Was tun?"
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über, die hier so viele Auslegungen hervorgerufen hat. Mir scheint, nach
all diesen Kommentaren ist die Frage so weit geklärt, daß ich nur noch
wenig hinzuzufügen habe. Offenbar wurde hier die grundsätzliche Stel-
lung einer wichtigen theoretischen Frage (die Ausarbeitung der Ideologie)
mit einer Episode des Kampfes gegen den Ökonomismus durcheinander-
gebracht. Und dabei wurde diese Episode ganz falsch wiedergegeben.

Um diese letzte Behauptung zu beweisen, kann ich mich vor allem auf
die Genossen Akimow und Martynow berufen, die hier gesprochen haben.
Sie haben anschaulich gezeigt, daß es sich hier gerade um eine Episode des
Kampfes gegen den Ökonomismus handelt. Sie sind mit Anschauungen
aufgetreten, die bereits (und mit Recht) als Opportunismus bezeichnet
wurden. Sie haben sich schon zur „Widerlegung" der Verelendungstheo-
rie, wie auch zur „Anfechtung" der Diktatur des Proletariats und sogar
zur „Erfüllungstheorie" *, wie Gen. Akimow sich ausdrückte, verstiegen.
Ich weiß allerdings nicht, was das bedeutet. Meinte Gen. Akimow damit
vielleicht die „Aushöhlungstheorie" **, die „Theorie der Aushöhlung" des
Kapitalismus, d. h. eine der populärsten, landläufigsten Ideen der Bern-
steinschen Theorie? Gen. Akimow hat zur Verteidigung der alten Grund-
lagen des Ökonomismus sogar das unglaublich originelle Argument vor-
gebracht, daß in unserm Programm das Wort Proletariat kein einziges
Mal im Nominativ stehe. Höchstens — rief Gen. Akimow aus — steht bei
ihnen das Proletariat im Genitiv. Der Nominativ ist also, wie sich zeigt,
der ehrenvollste Fall, während der Genitiv hinsichtlich der Ehre an zwei-
ter Stelle steht. Dieses Argument müßte man eigentlich — vielleicht durch
eine besondere Kommission — an Gen. Rjasanow weitergeben, damit er
sein erstes wissenschaftliches Werk über die Buchstaben durch eine zweite
wissenschaftliche Abhandlung über die Fälle ergänzt...

Was indessen die direkten Hinweise auf meine Broschüre „Was tun?"
betrifft, so fällt es mir nicht sehr schwer, zu beweisen, daß sie aus dem
Zusammenhang herausgerissen sind. Man sagt: Lenin erwähnt keine
widerstreitenden Tendenzen, er behauptet ohne Einschränkung, die Ar-
beiterbewegung „führe" immer zur Unterordnung unter die bürgerliche
Ideologie. Tatsächlich? Habe ich nicht vielleicht gesagt, die Arbeiterbewe-
gung werde unter gütiger Mitwirkung der Schulze-Delitzsch und ihres-

* „Erfüllungstheorie" bei Lenin deutsch. "Der Vbers.
** „Anshöhhmgstheorie" bei Lenin deutsch. Der Tibers.
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gleichen zur Bürgerlichkeit hingezogen?* Und wer ist hier unter „ihres-
gleichen" zu verstehen? Niemand anders als die Ökonomisten, niemand
anders als die Leute, die damals zum Beispiel sagten, die bürgerliche De-
mokratie in Rußland sei ein Phantom. Vom bürgerlichen Radikalismus
und Liberalismus jetzt zu sprechen, da alle ihre Musterbilder vor sich
sehen, ist leicht und billig. Aber war es früher ebenso?

Lenin ziehe überhaupt nicht in Betracht, daß auch die Arbeiter an der
Ausarbeitung der Ideologie teilnehmen. Tatsächlich? Heißt es bei mir
nicht immer und immer wieder, daß gerade das Fehlen vollauf klassen-
bewußter Arbeiter, das Fehlen von Arbeiterführern, von Arbeiterrevolu-
tionären der größte Mangel unserer Bewegung ist? Heißt es dort nicht,
daß die Heranbildung solcher Arbeiterrevolutionäre unsere nächste Auf-
gabe sein muß? Wird dort nicht darauf hingewiesen, wie wichtig, es ist, die
Gewerkschaftsbewegung zu entfalten und eine besondere Gewerkschafts-
literatur zu schaffen? Wird dort nicht ein verzweifelter Kampf geführt
gegen alle Versuche, das Niveau der fortgeschrittenen Arbeiter auf das
Niveau der Masse oder auf das Niveau der Durchschnittsarbeiter herab-
zudrücken?**

Ich komme zum Schluß. Wir alle wissen jetzt, daß die Ökonomisten
den Bogen nach der einen Seite überspannt haben. Um ihn wieder auszu-
richten, mußte man ihn nach der anderen Seite spannen, und das habe
ich getan. Ich bin überzeugt, daß die russische Sozialdemokratie den durch
alle Art von Opportunismus verzerrten Bogen stets energisch wieder
ausrichten wird und daß unser Bogen deshalb immer der straffeste und
aktionsfähigste sein wird.

* Siehe Werke, Bd. 5, S. 396/397. Bie Red.
** Siehe Werke, Bd. 5, S. 484-491, 467-484, 500-511. Die Red.
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15

REFERAT ÜBER DAS PARTEISTATUT
29. JULI (11. AUGUST)

Lenin (Berichterstatter) begründet den von ihm vorgelegten Statuten-
entwurf. Der Grundgedanke des Statuts ist die Teilung der Junktionen.
Darum ist z. B. die Teilung in zwei Zentralstellen nicht das Ergebnis einer
örtlichen Teilung dieser Zentralstellen (Rußland und Ausland), sondern
die logische Folge einer Teilung nach Funktionen. Das Zentralkomitee hat
die Funktion der praktischen Führung, das Zentralorgan die Funktion der
ideologischen Führung. Um aber die Tätigkeit dieser beiden Zentral-
stellen zu vereinigen, um ein Nebeneinanderarbeiten zu vermeiden und
auch um Konflikte beizulegen, ist ein Rat notwendig, der durchaus nicht
den Charakter einer reinen Schlichtungskörperschaft tragen soll. Die Pa-
ragraphen des Statuts, welche die Beziehungen zwischen dem Zentral-
komitee und den Lokalkomitees betreffen und den Kompetenzbereich des
Zentralkomitees festlegen, können und sollen nicht alle Punkte aufzählen,
auf die sich die Kompetenz des Zentralkomitees erstreckt. Eine solche
Aufzählung ist unmöglich und unzweckmäßig, denn es ist undenkbar,
alle möglichen Fälle vorauszusehen, und außerdem hätte es dann den An-
schein, als gehörten die nicht aufgezählten Punkte nicht zur Kompetenz
des Zentralkomitees. Man muß es dem Zentralkomitee selbst überlassen,
seinen Kompetenzbereich zu bestimmen, denn in jeder lokalen Angelegen-
heit können gesamtparteiliche Interessen berührt werden, und das Zen-
tralkomitee muß die Möglichkeit erhalten, sich in lokale Angelegenheiten
einzumischen—vielleicht entgegen den lokalen Interessen, aber zumBesten
der Gesamtpartei.
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16

ERSTE REDE BEI DER ERÖRTERUNG
DES AGRARPROGRAMMS

31.JULI (13. AUGUST)

Ich will mich vor allem zu einer Einzelheit äußern, die in der Debatte
erwähnt worden ist. Genosse Jegorow drückte sein Bedauern darüber aus,
daß kein Referat gehalten wurde, das unsere ganze Debatte sicher be-
trächtlich erleichtert und gelenkt hätte. Als Berichterstatter war ich vor-
gesehen, und ich muß mich nun gleichsam verteidigen, weil es kein Referat
gab. Und zu meiner Verteidigung möchte ich sagen, daß ich ein Referat
vorliegen habe: es ist meine Antwort an Genossen X.*, die gerade auf die
meistverbreiteten Einwände und Mißverständnisse eingeht, die unser
Agrarprogramm hervorruft, und die an alle Parteitagsdelegierten verteilt
worden ist. Ein Referat hört nicht auf, ein Referat zu sein, weil es gedruckt
ist und an die Delegierten verteilt und ihnen nicht mündlich vorgetragen
wird.

Ich werde jetzt zum Inhalt der Diskussionsreden übergehen, in denen
leider gerade dieses Referat unberücksichtigt geblieben ist. Gen. Marty-
now zum Beispiel hat sogar die frühere Literatur über unser Agrarpro-
gramm außer acht gelassen, als er immer wieder von der Wiedergut-
machung eines geschichtlichen Unrechts sprach, von der überflüssigen
Rückkehr zu der Zeit vor 40 Jahren, von der Vernichtung nicht des gegen-
wärtigen Feudalismus, sondern des Feudalismus der sechziger Jahre usw.
Ich werde mich wiederholen müssen, wenn ich auf diese Argumente ant-
worte. Wollten wir uns nur auf den Grundsatz der „Wiedergutmachung
eines geschichtlichen Unrechts" stützen, so würden wir uns lediglich von
einer demokratischen Phrase leiten lassen. Wir berufen uns jedoch auf
die rings um uns herum bestehenden Überreste der Leibeigenschaft, auf

* Siehe den vorliegenden Band, S. 436-451. Die Red,
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die heutige Wirklichkeit, auf das, was den Befreiungskampf des Proleta-
riats jetzt hindert und hemmt. Man wirft uns die Rückkehr ins graue
Altertum vor. Diese Beschuldigung enthüllt nur eine Unkenntnis der alier-
bekanntesten Tatsachen über die Tätigkeit der Sozialdemokraten aller
Länder, überall wird von ihnen die Aufgabe gestellt und verwirklicht:
zu vollenden, was die 'Bourgeoisie nidht zu Ende geführt hat. Eben das tun
wir. Um das aber zu tun, muß man notgedrungen zur Vergangenheit zu-
rückkehren, und die Sozialdemokraten jedes Landes tun es, sie kehren
stets zu ihrem Jahr 1789, zu ihrem Jahr 1848 zurück. Ebenso können
auch die russischen Sozialdemokraten nidot umhin, zu ihrem Jahr 1861 zu-
rückzukehren, und zwar desto energischer und desto öfter, je geringer die
demokratischen Umgestaltungen sind, die unsere, mit Verlaub zu sagen,
Bauern„reform" verwirklicht hat.

Was Gen. Gorin anbelangt, so macht er ebenfalls den üblichen Fehler
und vergißt die real bestehende Fronknechtschaft. Gen. Gorin sagt, daß
„die Hoffnung auf die Bodenabschnitte beim Kleinbauern zwangsläufig
eine antiproletarische Ideologie aufrechterhält". In Wirklichkeit ist es aber
doch nicht die „Hoffnung" auf die Bodenabschnitte, es sind vielmehr die
jetzigen Bodenabschnitte, welche die Fronknechtschaft zwangsläufig auf-
rechterhalten, und es gibt keinen anderen Ausweg aus dieser Knechtschaft,
aus dieser Fronpacht, als die Umwandlung der angeblichen Pächter in freie
Eigentümer.

Schließlich hat Gen. Jegorow die Verfasser des Programms nach dessen
Bedeutung gefragt. Ist das Programm, so fragte er, die Schlußfolgerung
aus unseren grundlegenden Auffassungen von der ökonomischen Entwick-
lung Rußlands, eine wissenschaftliche Vorwegnahme des möglichen und
unvermeidlichen Ergebnisses politischer Umgestaltungen (in diesem Fall
könnte sich Gen. Jegorow mit uns einverstanden erklären). Oder ist unser
Programm eine praktische Agitationslosung, und dann könnten wir den
Sozialrevolutionären nicht den Rang ablaufen, dann müßte man dieses
Programm für falsch erldären. Ich muß sagen, daß ich diese Unterschei-
dung, die Gen. Jegorow macht, nicht verstehe. Würde unser Programm
die erste Bedingung nicht erfüllen, so wäre es falsch, und wir könnten es
nicht annehmen. Ist dagegen das Programm richtig, so muß es auch eine
praktisch taugliche Agitationslosung abgeben. Der Widerspruch zwischen
den beiden Dilemmas des Gen. Jegorow ist nur ein scheinbarer: er kann
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nicht wirklich vorhanden sein, denn eine richtige theoretische Lösung ge-
währleistet einen dauerhaften Erfolg in der Agitation. Wir aber streben
gerade nach einem dauerhaften Erfolg und lassen uns durch vorüber-
gehende Fehlschläge keineswegs beirren.

Genosse Liber hat ebenfalls längst erledigte Einwände wiederholt;
er wundert sich über die „Dürftigkeit" unseres Programms und fordert
„radikale Reformen" auch auf dem Agrargebiet. Gen. Liber hat den
Unterschied zwischen dem demokratischen und dem sozialistischen Teil
des Programms vergessen: daß im demokratischen Programm nichts So-
zialistisches enthalten ist, legt er als „Dürftigkeit" aus. Er hat nicht ge-
merkt, daß der sozialistische Teil unseres Agrarprogramms sich an ande-
rer Stelle befindet, nämlich im Abschnitt über die Arbeiter, der sich auch
auf die Landwirtschaft bezieht. Nur die Sozialrevolutionäre mit der für
sie charakteristischen Prinzipienlosigkeit können demokratische und sozia-
listische Forderungen in einen Topf werfen, was sie auch ständig tun. Die
Partei des Proletariats aber ist verpflichtet, diese beiden Dinge strengstens
voneinander zu trennen und auseinanderzuhalten.
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17

ZWEITE REDE BEI DER ERÖRTERUNG
DES AGRARPROGRAMMS

1.(14.) AUGUST

Bevor ich zu Einzelheiten übergehe, möchte ich auf einige allgemeine
Ausführungen erwidern, vor allem auf die des Genossen Martynow. Gen.
Martynow sagt, wir sollen nicht gegen den Feudalismus kämpfen, der war,
sondern gegen den, der jetzt ist. Das ist richtig, aber ich erinnere an meine
Antwort an X. Er berief sich auf das Gouvernement Saratow, ich nahm
die Angaben über dasselbe Gouvernement Saratow, und es erwies sich
folgendes: Der Umfang der Bodenabschnitte beträgt dort 600 000 Des-
jatinen, d. h. 2/s des gesamten Bodens, der sich unter der Leibeigenschaft
im Besitz der Bauern befunden hatte, das gepachtete Land aber beträgt
900 000 Desjatinen. Folglich sind -j% des gesamten Pachtlandes Bodenab-
schnitte, und wir stellen zu 2/3 die Bodennutzung wieder her. Wir bekämp-
fen also nicht ein Gespenst, sondern ein reales Übel. Wir kämen in die-
selbe Lage, wie sie in Irland besteht, wo eine moderne Bauernreform not-
wendig geworden ist, welche die Farmer in kleine Eigentümer verwandelt.
Auf die Analogie zwischen Irland und Rußland ist schon in der ökonomi-
schen Literatur der Volkstümler hingewiesen worden. Gen. Gorin sagt,
die von mir vorgeschlagene Maßnahme sei nicht die beste, man solle die
Bauern lieber zu freien Pächtern machen. Aber er irrt sich, wenn er glaubt,
daß die Umwandlung von halbfreien Pächtern in freie besser sei. Wir
denken uns keinen Übergang aus, sondern schlagen einen Übergang vor,
bei dem die juristische Bodennutzung der tatsächlichen angeglichen wird,
und dadurch heben wir die gegenwärtigen Knechtschaftsverhältnisse auf.
Martynow sagt, nicht unsere Forderungen seien dürftig, sondern der
Grundsatz sei dürftig, dem sie entspringen. Doch das ähnelt den Argu-
menten, welche die Sozialrevolutionäre gegen uns ins Feld führen. Im Dorf
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verfolgen wir zwei qualitativ verschiedene Ziele: erstens wollen wir die
Freiheit bürgerlicher Verhältnisse schaffen und zweitens den proletarischen
Kampf führen. Es ist unsere Aufgabe — entgegen den Vorurteilen der
Sozialrevolutionäre —, den Bauern zu zeigen, wo die revolutionär-prole-
tarische Aufgabe des bäuerlichen Proletariats beginnt. Darum sind die
Einwände des Gen. Kostrow nicht stichhaltig. Man sagt uns, die Bauern-
schaft würde sich mit unserem Programm nicht begnügen, sie würde wei-
ter gehen; aber das fürchten wir nicht, dafür haben wir unser sozialisti-
sches Programm, und deshalb fürchten wir auch nicht die Umteilung des
Bodens, die den Genossen Machow und Kostrow102 solchen Schrecken
einjagt.

Ich komme zum Schluß. Genosse Jegorow hat unsere Hoffnung auf die
Bauern eine Schimäre genannt. Nein! Wir bauen keine Luftschlösser, wir
sind genügend skeptisch, und deshalb sagen wir auch dem bäuerlichen Pro-
letarier: „Du kämpfst jetzt zusammen mit der Dorfbourgeoisie, du mußt
aber stets zum Kampf gegen diese selbe Bourgeoisie bereit sein, und die-
sen Kampf wirst du gemeinsam mit den Industrieproletariern der Städte
führen."

Marx hat 1852 gesagt, die Bauern hätten nicht nur ein Vorurteil, son-
dern auch ein Urteil. Und wenn wir jetzt der Dorfarmut die Ursache ihrer
Armut aufzeigen, so können wir auf einen Erfolg rechnen. Wir sind über-
zeugt, angesichts der Tatsache, daß die Sozialdemokratie jetzt den Kampf
für die Bauerninteressen aufgenommen hat, können wir in Zukunft damit
rechnen, daß die Bauernmasse sich daran gewöhnen wird, in der Sozial-
demokratie die Verteidigerin ihrer Interessen zu sehen.
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DRITTE REDE BEI DER ERÖRTERUNG
DES AGRARPROGRAMMS

1.(14.) AUGUST

Genosse über wundert sich ganz umsonst. Er verlangt von uns einen
allgemeinen Maßstab, aber einen solchen Maßstab gibt es nicht. Man muß
das eine Mal die eine Losung, das andere Mal eine andere aufstellen. Wir
haben keine Schablonen. Liber bemerkt, daß unsere Forderung, die Leib-
eigenschaft auszurotten, mit den Forderungen der Liberalen zusammen-
falle. Aber die Liberalen sagen nicht, wie diese Forderung zu verwirk-
lichen ist. Wir dagegen sagen, daß sie nicht von der Bürokratie verwirk-
licht werden soll, sondern von den unterdrückten Klassen, das aber ist
schon der Weg der Revolution. Darin besteht der grundlegende Unter-
schied zwischen uns und den Liberalen, die mit ihrem Gerede von Um-
gestaltungen und Reformen das Bewußtsein des Volkes dauernd „verklei-
stern". Wollten wir alle Forderungen konkretisieren, welche die Ausrot-
tung der Leibeigenschaft betreffen, so müßten wir ganze Bände füllen.
Darum eben zeigen wir nur die hauptsächlichsten Formen und Arten der
Knechtschaft auf. Unsere Komitees in den verschiedenen Landstrichen
aber werden in Entwicklung des allgemeinen Programms ihre speziellen
Forderungen aufstellen und ausarbeiten. Trotzkis Hinweis, daß wir die
lokalen Forderungen nicht berühren können, ist insofern falsch, als die
Frage der Chisanen und der zeitweilig Verpflichteten103 nicht nur eine
lokale Frage ist. Außerdem ist davon in der Agrarliteratur die Rede.

32 Lenin, Werke, Bd. 6
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VIERTE REDE BEI DER ERÖRTERUNG
DES AGRARPROGRAMMS

1. (14.) AUGUST

Genosse über schlägt vor, den Punkt über die Bodenabschnitte zu strei-
chen, und zwar nur aus dem Grunde, weil ihm die Bauernkomitees nicht
gefallen. Das ist sonderbar. Haben wir uns über die Hauptfrage geeinigt,
daß die Bodenabschnitte die Bauern in Knechtschaft halten, so ist die
Gründung von Komitees eine Teilfrage, und es wäre unlogisch, um ihret-
willen den ganzen Punkt abzulehnen. Sonderbar ist auch die Frage, wie
wir die Bauernkomitees beeinflussen wollen. Ich hoffe, die Sozialdemo-
kraten werden dann mit geringeren Schwierigkeiten Parteitage veranstal-
ten können und sich auf ihnen darüber verständigen, wie in jedem einzel-
nen Fall vorzugehen ist.
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ERSTE REDE BEI DER ERÖRTERUNG
DES PARTEISTATUTS

2. (15.) AUGUST

Lenin verteidigt kurz seine Formulierung und betont dabei vor allem,
daß sie den Ansporn gibt: „Organisiert euch!" Man glaube nicht, daß die
Parteiorganisationen nur aus Berufsrevolutionären bestehen dürfen. Wir
brauchen die mannigfaltigsten Organisationen aller Arten, Abstufungen
und Schattierungen, angefangen von außerordentlich engen und konspira-
tiven bis zu äußerst breiten, freien, losen Organisationen*. Das unerläß-
liche Merkmal einer Parteiorganisation ist ihre Bestätigung durch das
Zentralkomitee.

* „lose Organisationen" bei Lenin deutsch. Der Tibers.

32*



500 W. J.Lenin

21

ZWEITE REDE BEI DER ERÖRTERUNG
DES PARTEISTATUTS

2. (15.) AUGUST

Ich möchte vor allem zwei Bemerkungen persönlicher Natur machen.
Erstens aus Anlaß des liebenswürdigen (ich sage das ohne Ironie) Vor-
schlags Axelrods, „handelseinig" zu werden. Ich würde dieser Aufforde-
rung gern Folge leisten, denn ich halte unsere Meinungsverschiedenheit
gar nicht für so wesentlich, daß davon Sein oder Nichtsein der Partei ab-
hinge. Ein schlechter Punkt im Statut wird noch lange nicht unsern Unter-
gang bedeuten! Ist die Sache aber schon so weit gediehen, daß wir zwi-
schen zwei Formulierungen zu wählen haben, so kann ich keineswegs auf
meine feste Überzeugung verzichten, daß Martows Formulierung eine
Verschlechterung des ursprünglichen Entwurfs darstellt, eine Verschlechte-
rung, die unter bestimmten Bedingungen der Partei nicht geringen Schaden
zufügen kann. Die zweite Bemerkung betrifft Genossen Brucker10*. Es ist
ganz natürlich, daß Gen. Brückender überall den Grundsatz der Wählbar-
keit durchzusetzen wünscht, meine Formulierung angenommen hat, die als
einzige den Begriff des Parteimitglieds einigermaßen genau festlegt. Es
ist mir daher unbegreiflich, warum Gen. Martow sich darüber freut, daß
Gen. Brucker mit mir einverstanden ist. Nimmt sich denn Gen. Martow
tatsächlich zur Richtschnur das Gegenteil dessen, was Brucker sagt, ohne
dessen Beweggründe und Argumente zu untersuchen?

Zur Sache selbst übergehend, möchte ich sagen, daß Gen. Trotzki den
Grundgedanken des Gen. Plechanow überhaupt nicht begriffen und daher
in seinen Ausführungen den eigentlichen Kern der Frage umgangen hat.
Er sprach von den Intellektuellen und den Arbeitern, vom Klassenstand-
punkt und von der Massenbewegung, übersah aber die eine grundlegende
Frage: Wird der Begriff des Parteimitglieds durch meine Formulierung
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eingeengt oder erweitert? Hätte er sich diese Frage gestellt, so wäre ihm
ohne weiteres klargeworden, daß meine Formulierung diesen Begriff ein-
engt, während die Martowsche, die sich (wie sich Martow selbst richtig
ausdrückt) durch „Elastizität" auszeichnet, ihn erweitert. Gerade diese
„Elastizität" öffnet in einer Periode des Parteilebens, wie wir sie durch-
machen, zweifellos allen Elementen der Zerfahrenheit, der Unbeständig-
keit und des Opportunismus Tür und Tor. Um diese einfache und offen-
sichtliche Schlußfolgerung zu widerlegen, müßte man beweisen, daß es
solche Elemente nicht gibt, Gen. Trotzki hat aber im Traum nicht daran
gedacht, das zu tun. Das kann ja auch nicht bewiesen werden, denn jeder-
mann weiß, daß es nicht wenige solcher Elemente gibt, daß es sie auch
in der Arbeiterklasse gibt. Die Festigkeit der Linie und die Reinheit der
Prinzipien der Partei zu wahren wird gerade jetzt um so dringlicher, als
die in ihrer Einheit wiederhergestellte Partei sehr viele schwankende Ele-
mente in ihre Reihen aufnehmen wird, deren Zahl mit dem Wachstum der
Partei anwachsen wird. Gen. Trotzki hat den Grundgedanken meines
Buches „Was tun?" sehr falsch verstanden, als er sagte, die Partei sei
keine Verschwörerorganisation (diesen Einwand erhoben auch viele andere
gegen mich). Er hat vergessen, daß ich in meinem Buch eine ganze Reihe
verschiedener Organisationstypen vorschlage, von den konspirativsten und
engsten bis zu verhältnismäßig breiten und „freien" (losen) *. Er hat ver-
gessen, daß die Partei nur der Vortrupp, der Führer der gewaltigen Masse
der Arbeiterklasse sein soll, die sich ganz (oder fast ganz) „unter der Kon-
trolle und Leitung" der Parteiorganisationen betätigt, die aber der „Par-
tei" nicht ganz angehört und nicht ganz angehören darf. In der Tat, man
sehe sich an, zu welchen Schlüssen Gen. Trotzki infolge seines Grund-
fehlers gelangt. Er sagte uns hier, wenn man immer neue Reihen von Ar-
beitern festnähme und alle Arbeiter erklären würden, daß sie der Partei
nicht angehören, wäre unsere Partei ein recht seltsames Gebilde! Ist es
nicht umgekehrt? Ist nicht der Gedankengang des Gen. Trotzki seltsam?
Er betrachtet das als traurig, was jeden einigermaßen erfahrenen Revolu-
tionär nur freuen könnte. Würden sich Hunderte und Tausende von Ar-
beitern, die wegen Streiks und Demonstrationen verhaftet werden, als
Nichtmitglieder von Parteiorganisationen herausstellen, so bewiese das

* Siehe Werke, Bd. 5, S. 476. Die Red.
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nur, daß unsere Organisationen gut sind, daß wir unsere Aufgabe — einen
mehr oder minder engen Kreis von leitenden Genossen konspirativ wirken
zu lassen und möglichst breite Massen zur Bewegung heranzuziehen —
erfüllen.

Die Wurzel des Fehlers jener, die für Martows Formulierung eintreten,
liegt darin, daß sie ein Hauptübel unseres Parteilebens nicht nur ignorie-
ren, sondern dieses Übel sogar sanktionieren. Dieses Übel besteht darin,
daß es in der Atmosphäre der fast allgemeinen politischen Unzufrieden-
heit, unter Verhältnissen, die erfordern, die Arbeit völlig im Verborgenen
zu leisten und den größten Teil der Tätigkeit in engen Geheimzirkeln und
sogar in privaten Zusammenkünften zu konzentrieren, für uns höchst
schwierig, ja beinahe unmöglich ist, die bloßen Schwätzer von den wirk-
lich Arbeitenden zu unterscheiden. Und es dürfte sich kaum ein zweites
Land finden, in dem die Vermengung dieser beiden Kategorien so üblich
wäre und soviel Verwirrung und Schaden stiftet wie in Rußland. Nicht
nur in der Intelligenz, auch in Kreisen der Arbeiterklasse leiden wir furcht-
bar unter diesem Übel, und die Formulierung des Gen. Martow erhebt
dieses Übel zum Gesetz. In dieser Formulierung liegt unbedingt das Be-
streben, all und jeden zum Parteimitglied zu machen; Gen. Martow mußte
das selber mit Vorbehalt zugeben — „wenn ihr wollt, ja", sagte er. Gerade
das wollen wir aber nicht! Gerade deshalb wenden wir uns so entschieden
gegen Martows Formulierung. Es ist besser, zehn Arbeitende bezeichnen
sich nicht als Parteimitglieder (die wirklich Arbeitenden jagen Titeln nicht
nach!), als daß ein Schwätzer das Recht und die Möglichkeit hat, Partei-
mitglied zu sein. Das ist der Grundsatz, der mir unwiderleglich erscheint
und der mich veranlaßt, gegen Martow zu kämpfen. Man hat mir entgeg-
net, daß wir den Parteimitgliedern ja keine Rechte einräumen würden,
daher könnte es auch keine Mißbräuche geben. Dieser Einwand ist abso-
lut nicht stichhaltig: wenn bei uns nicht ausdrücklich gesagt ist, welche be-
sonderen Rechte ein Parteimitglied erhält, so beachte man, daß wir auch
keinen Hinweis auf eine Beschränkung der Rechte der Parteimitglieder
geben. Das zum ersten. Zweitens aber, und das ist die Hauptsache, darf
man — ganz abgesehen von den Rechten — nicht vergessen, daß jedes Par-
teimitglied für die Partei verantwortlich ist und daß die Partei für jedes
Mitglied die Verantwortung trägt. Unter unseren Bedingungen der politi-
schen Betätigung aber, da man nur von einem Keimzustand wahrer politi-
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scher Organisiertheit sprechen kann, wäre es direkt gefährlich und schäd-
lich, Nichtmitgliedern der Organisation das Recht der Mitgliedschaft zu
geben und der Partei die Verantwortung für Leute aufzubürden, die der
Organisation nicht angehören (und ihr vielleicht absichtlich nicht angehö-
ren). Gen. Martow war entsetzt darüber, daß jemand, der nicht Mitglied
einer Parteiorganisation ist, trotz seiner energischen Arbeit nicht das Recht
haben wird, sich vor Gericht als Parteimitglied zu bezeichnen. Mich
schreckt das nicht. Ein ernster Schaden wäre es umgekehrt, wenn jemand,
der sich als Parteimitglied bezeichnet, ohne einer Parteiorganisation anzu-
gehören, vor Gericht in unerwünschter Weise aufträte. Es wäre unmöglich
zu widerlegen, daß ein solcher Mann unter der Kontrolle und Leitung der
Organisation gearbeitet hat — unmöglich eben infolge der Verschwom-
menheit dieses Ausdrucks. Tatsächlich—daran ist nicht zu zweifeln—wer-
den die Worte „unter der Kontrolle und Leitung" dazu führen, daß es
weder eine "Kontrolle nodo eine Zeitung geben wird. Nie wird das ZK im-
stande sein, eine wirkliche Kontrolle auf alle auszudehnen, die zwar ar-
beiten, aber keiner Organisation angehören. Unsere Aufgabe ist es, dem
ZK eine wirkliche Kontrolle in die Hand zu geben. Unsere Aufgabe ist es,
die Festigkeit, die Standhaftigkeit, die Reinheit unserer Partei zu wahren.
Wir müssen danach streben, den Namen und das Ansehen eines Partei-
mitglieds höher, immer höher zu heben — und deshalb bin ich gegen
Martows Formulierung.
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REDE Z U R WAHL DER „ISKRA"-REDAKTION
7. (20.) A U G U S T " s

Genossen! Martows Rede war so merkwürdig, daß ich mich gezwungen
sehe, gegen seine Fragestellung entschieden Einspruch zu erheben. Vor
allem erinnere ich daran, daß Martows Protest gegen die Wahl der Re-
daktion und seine wie seiner Freunde Weigerung, in der zu wählenden
Redaktion mitzuarbeiten, in schreiendem Widerspruch stehen zu dem, was
wir alle (darunter auch Martow) sagten, als die „Iskra" als Parteiorgan
anerkannt wurde. Man entgegnete uns damals, eine solche Anerkennung
habe keinen Sinn, denn man könne nicht einen bloßen Zeitungskopf be-
stätigen, ohne zugleich die Redaktion zu bestätigen, und Gen. Martow
selbst setzte den Widersachern auseinander, daß das fatedb sei, daß eine
bestimmte politische Richtung bestätigt, die Zusammensetzung der Re-
daktion aber durch nidbts vorausbestimmt werde und daß die Wahl der
Redakteure noch bevorstehe, nämlich bei Punkt 24* unserer Tagesord-
nung**. Deshalb hatte Gen. Martow jetzt absolut kein Kedht, von einer
Einschränkung der Anerkennung der „Iskra" zu sprechen. Deshalb zeugen
Martows Worte, daß sein Eintritt in das Dreierkollegium ohne seine alten
Redaktionskollegen seinen ganzen politischen Ruf beflecken würde, ledig-
lich von einer erslaurilidien politischen Begriffsverwirrung. Sich auf diesen
Standpunkt stellen — das heißt das Recht des Parteitags auf Neuwahlen,
auf jede Änderung im Funktionärstab, auf die Umbesetzung der von ihm
bevollmächtigten Kollegien leugnen. Welchen Wirrwarr eine solche Frage-

* Im Verlauf des Parteitags wurde diese Frage zu Punkt 18 der Tages-
ordnung. Dfe Red.

** „Tagesordnung" hier und im weiteren bei Lenin deutsch. Der Übers,
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Stellung anrichtet, ersieht man ohne weiteres am Beispiel des Organisa-
tionskomitees. Wir haben ihm das volle Vertrauen und den Dank des
Parteitags ausgesprochen, aber, wir haben uns gleichzeitig über den bloßen
Gedanken lustig gemacht, daß der Parteitag nicht das Recht haben solle,
sich über die inneren Verhältnisse des OK Klarheit zu verschaffen, wir
haben gleichzeitig jede Mutmaßung zurückgewiesen, daß die alte Zusam-
mensetzung des OK uns hindern könne, eine „unkameradschaftliche"
Änderung in dieser Zusammensetzung vorzunehmen und aus beliebigen
Personen ein neues ZK zu bilden. Ich wiederhole noch einmal: In den An-
schauungen des Gen. Martow über die Unzulässigkeit der Wahl eines
Teils des früheren Kollegiums kommt eine erstaunliche politische Begriffs-
verwirrung zum Ausdruck.

Ich gehe jetzt zur Frage der „zwei Dreierkollegien" über. Gen. Martow
sagte, dieser ganze Plan der „zwei Dreierkollegien" sei das Werk einer
Person, eines Redaktionsmitglieds (und zwar sei es mein Plan), und nie-
mand sonst trage die Verantwortung dafür. Ich protestiere entschieden
gegen diese Behauptung und erkläre, daß sie geradezu unwahr ist. Ich
erinnere Gen. Martow daran, daß ich mehrere Wochen vor dem Parteitag
ihm und noch einem Mitglied der Redaktion offen erklärt habe, daß ich
auf dem Parteitag die freie Wahl der Redaktion fordern werde. Ich ver-
zichtete auf diese Absicht nur deshalb, weil Qen. Martow selbst mir statt
dessen den zweckmäßigeren Plan der Wahl von „zwei Dreierkollegien"
vorschlug. Ich brachte damals diesen Plan zu Papier und schickte ihn vor
allem Gen. Martow selbst, der ihn mir mit Abänderungen zurücksandte —
hier ist er, dasselbe Exemplar, auf dem die Abänderungen Martows mit
roter Tinte eingetragen sind. Eine ganze Reihe von Genossen hat nachher
diesen Entwurf dutzendemal gesehen, auch alle Redaktionsmitglieder haben
ihn gesehen, und nie hat irgend jemand formell gegen ihn protestiert. Ich
sage „formell", denn Gen. Axelrod hat, wenn ich nicht irre, einmal die
private Bemerkung gemacht, daß er mit diesem Entwurf nicht sympathi-
siere. Aber selbstverständlich konnte eine private Bemerkung nicht als
Einspruch der Redaktion gelten. Nicht zufällig hat die Redaktion vor dem
Parteitag sogar formell beschlossen, einen bestimmten siebenten Genossen
heranzuziehen, damit, falls es notwendig sein sollte, auf dem Parteitag mit
einer kollektiven Erklärung aufzutreten, ein unumstößlicher Beschluß ge-
faßt werden könne, was in unserem Sechserkollegium so oft mißlungen ist.



506 W.I.Lenin

Und alte Mitglieder der Redaktion wissen, daß die Ergänzung des Sechser-
kollegiums durch ein siebentes ständiges Redaktionsmitglied schon sehr,
sehr lange der Gegenstand unserer ständigen Sorge gewesen ist. Somit
war, ich wiederhole es, die Wahl von „zwei Dreierkollegien" ein voll-
kommen natürlicher Ausweg, den ich mit Wissen und Ginverständnis des
Gen. Martow meinem Entwurf eingefügt habe. Und Gen. Martow hat
zusammen mit Gen. Trotzki und anderen dieses System der Wahl von
„zwei Dreierkollegien" in zahlreichen internen Zusammenkünften der
„Iskristen" seither oft, sehr oft verteidigt.

Mit meiner Richtigstellung der Erklärung Martows über den privaten
Charakter des Plans, „zwei Dreierkollegien" zu bilden, beabsichtige ich
jedoch keineswegs, die Feststellung desselben Martow über die „politische
Bedeutung" des Schrittes, den wir getan haben, als wir die alte Redaktion
nicht bestätigten, anzutasten. Im Gegenteil, ich bin mit Gen. Martow voll-
ständig und rückhaltlos darin einverstanden, daß dieser Schritt große
politische Bedeutung hat — nur nicht jene, die Martow ihm zuschreibt. Er
sagte, das sei ein Akt des Kampfes um den Einfluß auf das ZK in Ruß-
land. Ich gehe weiter als Martow. Ein Xamp/ um den Einfluß war bisher
die gesamte Tätigkeit der „Iskra", als einer nicht parteiamtlichen Gruppe,
jetzt aber handelt es sich schon um mehr, nämlich um die organisatorische
Verankerung des Einflusses, und nicht nur um den Kampf darum. Wie
weit Gen. Martow und ich hier politisch auseinandergehen, ist daraus er-
sichtlich, daß er mir diesen Wunsch, auf das ZK einen Einfluß auszuüben,
als Schuld anrechnet, während ich es mir als Verdienst anrechne, daß ich
bestrebt war und bin, diesen Einfluß organisatorisch zu verankern. Es
stellt sich heraus, daß wir sogar verschiedene Sprachen sprechen! Welchen
Zweck hätte unsere ganze.Arbeit, hätten alle unsere Anstrengungen, wenn
ihre Krönung derselbe alte Kampf um den Einfluß und nicht die voll-
ständige Eroberung und Festigung des Einflusses wäre. Ja, Gen. Martow
hat ganz recht: Der getane Schritt ist zweifellos ein wichtiger politischer
Schritt, der davon zeugt, daß von den jetzt hervorgetretenen Richtungen
die eine für die weitere Arbeit unserer Partei gewählt worden ist. Und
mich schrecken nicht im geringsten die furchtbaren Worte vom „Belage-
rungszustand in der Partei", von den „Ausnahmegesetzen gegen einzelne
Personen und Gruppen" usw. Wir können nicht nur, wir müssen gegen
anbeständige und schwankende Elemente einen „Belagerungszustand"
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verhängen, und unser ganzes Parteistatut, unser ganzer jetzt vom Partei-
tag bestätigter Zentralismus ist nichts anderes als ein „Belagerungszustand"
für die so zahlreichen Quellen der politischen Versdbwommenheit. Gegen
die Verschwommenheit brauchen wir eben Sonder-, ja sogar Ausnahme-
gesetze, und der vom Parteitag getane Schritt hat die politische Richtung
richtig vorgezeichnet, indem er für solche Gesetze und solche Maßnahmen
eine feste Grundlage schuf.
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23

REDE ÜBER DAS VERHÄLTNIS
ZUR STUDIERENDEN JUGEND

10. (23.) AUGUST

Die Formel „falsche Freunde" wird nicht allein von den Reaktionären
gebraucht, und daß es solche falschen Freunde gibt, das sehen wir an den
Liberalen und Sozialrevolutionären. Gerade diese falschen Freunde nähern
sich der Jugend mit der Versicherung, sie brauche sich in den verschiede-
nen Strömungen nicht auszukennen. Wir hingegen stellen als Hauptziel
die Erarbeitung einer einheitlichen revolutionären Weltanschauung-, wäh-
rend die weitere praktische Aufgabe darin besteht, daß sich die Jugend,
wenn sie sich organisiert, an unsere Komitees wendet.
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DAS ZEITALTER DER REFORMEN

Ja, wir leben zweifellos in einem Zeitalter der Reformen, wie sonder-
bar das in Anwendung auf das heutige Rußland auch klingen mag. Ein
Stillstand auf allen Gebieten der Innenpolitik, soweit sie nicht den Kampf
gegen den inneren Feind betreffen, und trotzdem — oder richtiger: gerade
darum — ständige und unaufhörliche Versuche von Reformen und Ansätze
zu Reformen in den wundesten und brennendsten Fragen der gesellschaft-
lich-politischen Verhältnisse. Das Proletariat, das zum bewußten Klassen-
leben erwacht, tritt schon seit geraumer Zeit als wahrer, als wichtigster, als
einzig unversöhnlicher Feind unserer polizeilichen Selbstherrschaft auf.
Ein solcher Feind aber wie die fortgeschrittene Gesellschaftsklasse kann
mit Gewalt allein, sei es auch die schonungsloseste, bestorganisierte, all-
seitig angewandte Gewalt, nicht bekämpft werden. Ein solcher Feind zwingt
die Selbstherrschaft, mit ihm. zu rechnen und Zugeständnisse zu machen,
die zwar immer unaufrichtig, immer halbschlächtig, oft völlig verlogen und
trügerisch, ja gewöhnlich mit mehr oder minder gut versteckten Fallstrik-
ken versehen, aber dennoch Zugeständnisse, Reformen sind, die der gan-
zen Zeit das Gepräge geben. Natürlich sind das nicht Reformen, die eine
absteigende politische Entwicklung kennzeichnen, da die Krise überstan-
den, der Sturm vorbeigebraust ist und diejenigen, die Herren der Lage
geblieben sind, zur Verwirklichung ihres Programms oder (was auch vor-
kommt) zur Verwirklichung des von ihren Gegnern übernommenen Pro-
gramms schreiten. Nein, das sind Reformen einer Zeit des Aufstiegs, in
welcher immer breitere Massen zum Kampf herangezogen werden, die
Krise erst näherrückt und jeder Kampf, bei dem Hunderte auf dem
Schlachtfeld bleiben, Tausende neuer Kämpfer gebiert, die noch erbitter-
ter, noch mutiger, noch geschulter sind.
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Solche Reformen sind immer die Anzeichen, die Vorboten einer Revo-
lution. Zu ihnen gehören zweifellos auch die letzten, teils durchgeführten,
teils erst beabsichtigten Maßnahmen der Zarenregierung: der Gesetz-
entwurf über die Arbeitervereinigungen zu gegenseitiger Hilfe (ein Ent-
wurf, der von der Regierung nicht veröffentlicht und nur durch die Mit-
teilungen des bürgerlich-liberalen „Oswoboshdenije" bekanntgeworden
ist), die Gesetze über die Entschädigung von Arbeitern, die Unfälle er-
litten haben, und über die Fabrikältesten. Auf dieses letztgenannte Gesetz
wollen wir jetzt näher eingehen.

Der Kern des neuen Gesetzes besteht darin, daß die Arbeiter unter
bestimmten Bedingungen das Recht auf eine Vertretung in ihrem Verkehr
mit den Unternehmern, das Recht auf gewisse Anfänge einer Organisation
erhalten können. Diese Rechte sind verklausuliert durch eine unglaub-
liche Menge polizeilicher Genehmigungen, Beschränkungen und Schika-
nen. In der Tat! Vor allem muß man in Betracht ziehen, daß nach dem
neuen Gesetz das Recht der Arbeiter auf eine Vertretung an die Zustim-
mung, ja Anregung der Werkleitungen und an die Erlaubnis der Fabrik-
und Bergbauämter gebunden ist. Die Fabrikbesitzer können den Arbei-
tern das Recht auf eine Vertretung geben, doch sind sie vom Gesetz kei-
neswegs dazu verpflichtet, wobei das Fabrikamt die Vertretung verbieten
kann, selbst wenn der Fabrikbesitzer sie befürwortet, und zwar aus be-
liebigen Gründen oder auch ohne jeden Grund. Auf diese Weise wird die
Vertretung der Arbeiter von vornherein vollkommen und bedingungslos,
unwiderruflich in das Ermessen der Unternehmer und der Polizei gestellt
Wenn Unternehmer und Polizei es für zweckmäßig und wünschenswert
halten, dann können sie eine Arbeitervertretung (in sehr engem Rahmen)
schaffen — das ist das Wesen der Reform. Nebenbei bemerkt, erwähnt
das Gesetz mit keinem Wort eine Vertretung in den staatlichen Betrieben:
in den privaten Betrieben können die Afbeitervertreter zu neuen Agenten,
zu neuen Fabrikhausknechten in den Händen der Polizei werden, in den
staatlichen Betrieben aber gibt es Agenten und Hausknechte stets zur
Genüge! Auf diesem Gebiet fordert die Polizei keine Reform — also ist
hier auch keine Reform vonnöten.

Weiter. Der Arbeitervertretung selbst ist eine ungeheuerlich entstellte
Form gegeben. Die Arbeiter werden zersplittert, in Qruppen eingeteilt;
die Regeln, welche bestimmen, wie die Arbeiter in Gruppen einzuteilen
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sind, werden vom Qouverneur bestätigt, wie Überhaupt älleRegeln, welche
die Organisation der Vertretung nach dem neuen Gesetz betreffen. Die
Fabrikanten und die Polizei können und werden selbstverständlich die
Gruppen so zusammenstellen, daß die Solidarität und der Zusammen-
schluß der Arbeiter auf jede Art und Weise erschwert werden, daß nicht
nur zwischen den einzelnen Berufen und den einzelnen Werkstätten, son-
dern auch zwischen den Arbeitern verschiedener Nationalität, verschiede-
nen Geschlechts, verschiedenen Alters, verschiedener Ausbildungsstufe, ver-
schiedener Lohnhöhe usw. usf. Zwietracht gesät und geschürt wird. Eine
Arbeitervertretnng kann und wird den Arbeitern einzig und allein dann
nützlich sein, wenn sie ihnen hilft, sich zu einer Masse zu vereinigen, denn
die einzige Quelle der Kraft für die getretenen, unterdrückten, von der
Arbeit zermürbten Lohnsklaven unserer Zivilisation ist ihre Vereinigung,
ihre Organisiertheit, ihre Solidarität. Die zaristische Selbstherrschaft
möchte den Arbeitern eine solche Vertretung und unter solchen Bedingun-
gen geben, daß die Arbeiter in jeder Weise voneinander getrennt und
dadurch geschwächt werden.

Die von der Polizei zusammengestellten Gruppen sollen auf Grund
genauer Polizeivorschriften Kandidaten für die Funktion der Ältesten
wählen, und zwar so viele Kandidaten, wie die Polizei zu wählen befiehlt.
Die Werkleitung wird dann nach ihrem Gutdünken einen der Kandidaten
bestätigen, der Gouverneur aber hat immer das Recht, einen Ältesten,
der, wie es im Gesetz heißt, „seiner Bestimmung nicht genügt", seines
Amtes zu entheben.

Nun, dieser ganze polizeiliche Mechanismus ist nicht allzu verzwickt!
Die „Bestimmung" der Ältesten besteht augenscheinlich darin, der Polizei
nützlich, ihr gefällig zu sein. Das Gesetz sagt nichts darüber, denn von
solchen Bedingungen spricht man nicht, man sdbafft sie. Sie zu schaffen
ist mehr als einfach, da ja das Oberhaupt der örtlichen Polizei, der Gou-
verneur, das unkontrollierbare Recht erhält, unliebsame Älteste abzu-
setzen. Noch einmal: Wäre es nicht richtiger, einen solchen Fabrikältesten
Fabrikhäusknecht zu nennen? Die Polizei kann die Wahl einer sehr gro-
ßen Zahl von Kandidaten anordnen, von denen nur einer bestätigt wird.
Es wird z.B. befohlen, daß jede Gruppe von, sagen wir, 100 oder 50Mann
zehn oder fünf Kandidaten wählt. Wird man da nicht diese Liste von
gewählten Kandidaten unter Umständen in eine Liste von Leuten ver-
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wandeln können, die unter besondere Aufsicht zu stellen oder gar zu
verhaften sind? Früher wurden solche Listen nur von Spitzeln angefertigt;
werden jetzt vielleicht manchmal die Arbeiter selbst sie zusammenstellen?
Der Polizei hinwiederum kann die Kandidatenliste nicht gefährlich oder
auch nur unbequem werden, denn man wird immer den schlechtesten
Kandidaten bestätigen, oder auch niemanden bestätigen und eine Neu-
wahl ansetzen.

In dem Bestreben, die Fabrikältesten so zu sieben, daß sie der polizei-
lichen „Bestimmung" genügen, hat das neue Gesetz (wie die meisten rus-
sischen Gesetze) sogar weit übers Ziel hinausgeschossen. Die Kandidaten
müssen mindestens 25 Jahre alt sein. Der ursprüngliche Gesetzentwurf
sah ein Mindestalter von 21 Jahren vor, die höheren Regierungskreise
hielten es jedoch für sicherer und staatsmännisch klüger, dieses Mindest-
alter noch um vier Jahre hinaufzusetzen, um die „unruhigsten Elemente
der Fabrikbevölkerung", als welche „nach Angaben des Polizeideparte-
ments die Leute vom 17. bis zum 20. Lebensjahr zu gelten haben", von
vornherein auszuschalten (aus der erläuternden Begründung des Finanz-
ministeriums, gekürzt im „Westnik Finansow" [Finanzbote], ungekürzt
im „OsWoboshdenije" abgedruckt). Damit nicht genug, können die Werk-
leitung und die Polizei in jedem Einzelfall, d. h. für jeden einzelnen Be-
trieb, erstens eine Heraufsetzung der Altersgrenze und zweitens eine
Mindestbeschäftigungszeit des Arbeiters im Betrieb fordern. So ist es
zum Beispiel, möglich, daß man ein Mindestalter von 40 Jahren und eine
mindestens 15jährige Beschäftigungszeit im Betrieb fordern wird, damit
jemand das Recht erhält, als Kandidat für den Posten des Ältesten gewählt
zu werden! An eins freilich haben die Verfasser des Gesetzes, die so
übereifrig die Interessen der Polizei wahren, anscheinend nicht gedacht:
Werden die Arbeiter unter solchen Bedingungen diesen Ältesten„posten"
gern bekleiden? Ist doch der Älteste fast ebenso der Polizeiwillkür aus-
geliefert wie ein dörflicher Zehntschaftsmann. Kann doch der Älteste
einfach in einen Boten verwandelt werden, der den Arbeitern die Anwei-
sungen und Erläuterungen der Werkobrigkeit überbringt. Wird man doch
zweifellos vom Ältesten ausgesprochene Spitzeldienste und Berichte über
die Versammlungen der Arbeitergruppen verlangen, die von den Ältesten
einberufen werden und über deren ordnungsgemäßen Verlauf sie zu
wachen haben. Dabei schweigt sich das Gesetz, in dem Bestimmungen über
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die Befreiung der Ältesten von der Arbeit vorgesehen sind, damit sie ihren
Pflichten nachgehen können, bescheiden darüber aus, ob und von wem
die Ältesten entschädigt werden. Glauben etwa die Verfasser des Gesetzes,
daß die von der Arbeit befreiten Ältesten für diese „freie" Zeit vom Be-
trieb keine Bezahlung verlangen werden? Oder sollen sie vielleicht, auf
Wunsch der Fabrikanten und Gouverneure, nur um der schönen Augen
dieser treuen Freunde des Arbeitervolkes willen das Amt der Ältesten
bekleiden?

Das Bestreben, die Ältesten zu Fabrikhausknechten zu machen, geht
besonders klar auch aus dem dritten Punkt des neuen Gesetzes hervor:
die Ältesten werden als Bevollmächtigte ihrer Gruppen nur für die Be-
handlung solcher Angelegenheiten anerkannt, welche die Einhaltung der
Arbeitsbedingungen betreffen. Von einer Änderung der Arbeitsbedingun-
gen audb nur zu reden haben die Ältesten nidht das Kedbt! Schöne „Be-
vollmächtigte" der Arbeiterschaft sind das, das muß man schon sagen!
Und wie unsinnig ist dieser Passus sogar vom Standpunkt der Urheber
des Gesetzes selbst, die die „Klärung der wirklichen Wünsche und Nöte
der Arbeiter" „besonders in einer Zeit, da bereits Mißstimmungen und
Unruhen aufgetreten sind", erleichtern wollten. In neun von zehn Fällen
entspringen die Unruhen gerade der Forderung, die Arbeitsbedingungen
zu ändern, und die Ältesten von der Teilnahme hieran auszuschalten
heißt ihre Rolle fast völlig bedeutungslos machen. Die Verfasser des Ge-
setzes haben sich in einem der zahllosen Widersprüche der Selbstherr-
schaft verstrickt, denn Arbeiterbevollmächtigten (wirklichen — nicht von
der Polizei genehmigten Bevollmächtigten) das Recht geben, eine Ände-
rung der Arbeitsbedingungen zu fordern, hieße die Redefreiheit und die
Unantastbarkeit der Person gewähren.

Es kann überhaupt keine Rede davon sein, die Fabrikältesten als wirk-
liche Arbeiterbevollmächtigte anzusehen. Ein Bevollmächtigter darf nur
von den Arbeitern gewählt sein, ohne jede Bestätigung durch die Polizei.
Ein Bevollmächtigter muß sofort abgesetzt werden, sobald die Arbeiter,
die ihn gewählt haben, ihm ihr Mißtrauen aussprechen. Ein Bevollmäch-
tigter muß jedesmal, wenn die Arbeiter es verlangen, vor der Arbeiter-
versammlung erscheinen, um Rechenschaft abzulegen. Nach unserem Ge-
setz aber wird es allein dem Ältesten anbeimgestellt, die Arbeiter der
Gruppe, die ihn gewählt hat, zu versammeln, wobei Zeit und Ort von der

33 Lenin, Werke, Bd. 6



514 "W. J. Lenin

Werkleitung festgelegt werden. Das heißt also, daß der Älteste die Ver-
sammlung nicht einberufen und die Werkleitung weder Ort noch Zeit zur
Verfügung stellen muß. Es wäre wahrhaftig zweckmäßiger gewesen, von
einer Arbeitervertretung erst gar nicht zu reden, als die Arbeiter mit die-
sem Trugbild einer Vertretung zu narren.

Die Arbeiterversammlungen flößen der Selbstherrschaft (und zwar mit
Recht) einen solchen Schrecken ein, daß sie gemeinsame Versammlungen
verschiedener Gruppen kategorisch verbietet. „Zur Besprechung von An-
gelegenheiten, die mehrere Gruppen betreffen", verfügt das neue Gesetz,
„versammeln sich ausschließlich die Ältesten dieser Gruppen." Für die
Kapitalisten und die sie schützende Polizeiregierung wäre das wirklich sehr
vorteilhaft: zahlenmäßig kleine Gruppen aus Meistern, Angestellten und
hochbezahlten Arbeitern bilden, zahlenmäßig große Gruppen aus unge-
lernten und einfachen Arbeitern bilden — und nur Versammlungen der
Ältesten verschiedener Gruppen zulassen! Doch diese Rechnung ist ohne
den Wirt gemacht: das klassenbewußte Proletariat ist der Herr seines
eigenen Schicksals, es wird diese erbärmlichen Polizeikäfige, in die man
es setzen will, mit Verachtung beiseite stoßen. Die Arbeiter werden sich
gemeinsam versammeln, um ihre Angelegenheiten zu besprechen, sie wer-
den Geheimversammlungen ihrer wahren, der sozialdemokratischen Älte-
sten veranstalten, allen Verboten zum Trotz.

Wenn aber diese erbärmliche Reform die Keime einer Arbeiterver-
tretung bis zu einem solchen Grade mit Polizei- und Spitzelgeist infiziert,
sollten sich da die klassenbewußten Arbeiter vielleicht lieber jeder Beteili-
gung an den Wahlen der Fabrikältesten oder an den Versammlungen der
„Gruppen" enthalten? Unserer Meinung nach nicht. Sich der aktiven Teil-
nahme an der gegenwärtigen politischen Wirklichkeit, wie niederträchtig
sie auch sein mag, zu enthalten ist die Taktik von Anarchisten und nicht
von Sozialdemokraten. Wir werden es verstehen, wir müssen es verstehen,
gegen jeden niederträchtigen Winkelzug des neuen Gesetzes, gegen jeden
Spitzelstreich mittels des neuen Gesetzes den Kampf der Arbeiter auf
breiter Grundlage zu entfalten — und dieser Kampf wird die rückständig-
sten Arbeiter wecken, wird das politische Bewußtsein aller Teilnehmer
an der russischen Poljzei-, Gendarmen- und Spitzel-„Arbeitervertretung"
entwickeln. Die Subatowversammlungen haben die Arbeiter noch viel
stärker, viel unmittelbarer demoralisiert, als vor der Obrigkeit katz-
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buckelnde Älteste sie demoralisieren werden, und dennoch schickten wir
in diese Versammlungen klassenbewußte Arbeiter, die dabei selber lern-
ten und andere lehrten, und dennoch endete diese ganze Subatowiade
mit einem kläglichen Zusammenbruch, nachdem sie der Sozialdemokratie
weit mehr Nutzen gebracht hatte als der Selbstherrschaft — die Odessaer
Ereignisse106 haben in dieser Hinsicht nicht den geringsten Zweifel ge-
lassen.

Die Selbstherrschaft beginnt von Arbeiterversammlungen zu reden.
Nutzen wir das aus, um die breiteste Propaganda und Agitation für die
sozialdemokratischen Forderungen nach voller Versammlungsfreiheit zu
treiben. Die Selbstherrschaft beginnt von Wahlen zu reden; nutzen wir
das aus, um die Arbeitermassen mit der Bedeutung der Wahlen, mit den
verschiedenen Wahlsystemen, mit allen bei Wahlen angewandten Polizei-
kniffen bekannt zu machen. Und sie sollen das alles nicht nur aus Büchern
und Aussprachen kennenlernen, sondern auch in der Praxis. Am Beispiel
der russischen, von der Polizei arrangierten Wahlen, durch die Teilnahme
an diesen Wahlen* werden die klassenbewußten Arbeiter immer brei-
tere Massen für die Wahlagitation, für die Leitung von Versammlungen,
für die Verteidigung ihrer Forderungen sowohl in diesen Versammlungen
als auch den Ältesten gegenüber, für die organisierte ständige Über-
wachung der Tätigkeit der Ältesten schulen. Die Selbstherrschaft beginnt
von einer Arbeitervertretung zu reden. Nutzen wir das aus, um richtige
Ideen über eine wirkliche Vertretung zu verbreiten. Vertreterin der Arbei-
ter kann nur eine freie Arbeitervereiniclung sein, die viele Fabriken und
viele Städte umfaßt. Eine Fabrikvertretung, eine Vertretung der Arbeiter
in jeder einzelnen Fabrik, kann die Arbeiter nicht einmal im Westen, nicht
einmal in freien Staaten zufriedenstellen. Die Führer der sozialdemokra-
tischen Arbeiterpartei, z. B. in Deutschland, haben sich des öfteren gegen
die Fabrikvertretung gewandt. Und das ist verständlich, denn der Druck
des Kapitals ist zu stark, und das Recht, Arbeiter zu entlassen — dieses
geheiligte Recht des kapitalistischen freien Vertrags —, wird die Arbeiter-
vertretung in jeder einzelnen Fabrik immer machtlos machen. Nur eine
Arbeitervereinigung, die Arbeiter vieler Fabriken und vieler Orte ver-

* Natürlich darf man keinesfalls organisierte Arbeiter zu Ältesten wählen;
als Kandidaten sind geeignete Leute aus der unorganisierten Masse aufzu-
stellen.

33 a Lenin, Werke, Bd. 6
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einigt, beseitigt die Abhängigkeit der Arbeitervertreter vom einzelnen
Fabrikanten. Nur eine Arbeitervereinigung gewährleistet alle jene Kampf-
mittel, die in der kapitalistischen Gesellschaft überhaupt möglich sind.
Freie Arbeitervereinigungen sind aber nur denkbar bei politischer Treiheit,
wenn Unantastbarkeit der Person, Versammlungsfreiheit, freie Wahl von
Deputierten zu einer Volksvertretung gesichert sind.

Ohne politische Freiheit bleiben alle Formen der Arbeitervertretung
ein kläglicher Betrug, bleibt das Proletariat nach wie vor im Kerker, ohne
Licht und Luft, ohne den Spielraum, den es für den Kampf um seine voll-
ständige Befreiung braucht. In diesem Kerker bricht die Regierung jetzt
statt eines Fensters eine winzige Öffnung durch, wobei sie diese Öffnung
so einrichtet, daß sie den Gendarmen und Spitzeln, die den Gefangenen
bewachen, mehr Nutzen bringt als dem Gefangenen selbst. Und solch
eine Reform wollen die Henker des russischen Volkes für eine Wohltat
der Zarenregierung ausgeben! Doch die russische Arbeiterklasse wird mit
Hilfe dieser Öffnung neue Kraft zum Kampf schöpfen, sie wird alle
Mauern des verfluchten Kerkers in ganz Rußland dem Erdboden gleich-
machen und sich im bürgerlichen demokratischen Staat eine freie Klassen-
vertretung erobern.

Jskra" 'Nr. 46, Tiaäi dem Jext der Jskra".
15. August 1903.
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DAS LETZTE WORT
DES BUNDISTISCHEN NATIONALISMUS

Das Auslandskomitee des „Bund" hat soeben eine Flugschrift mit einem
Bericht über den fünften Kongreß des „Bund" herausgegeben. Der Kon-
greß tagte im Juni (alten Stils). Unter seinen Beschlüssen steht an erster
Stelle der „Entwurf des Statuts" über die Stellung des „Bund" in der
Partei. Der Entwurf ist außerordentlich lehrreich und läßt vom Stand-
punkt der Deutlichkeit und „Entschiedenheit" seines Inhalts nichts zu
wünschen übrig. Eigentlich ist der erste Paragraph des Entwurfs schon so
klar, daß die übrigen entweder eine einfache Erläuterung oder sogar völlig
unnützer Ballast sind. „Der ,Bund'", lautet § 1, „ist ein föderativer" (her-
vorgehoben von uns) „Teil der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Ruß-
lands." Eine Föderation setzt einen Vertrag zwischen einzelnen, völlig
selbständigen Ganzen voraus, die ihre Wechselbeziehungen nicht anders
als durch gegenseitige freiwillige Vereinbarung regeln. Es ist daher kein
Wunder, daß der „Entwurf des Statuts" mehrmals von „vertragsdhließen-
äen Seiten" (§§ 3, 8 und 12) spricht. Kein Wunder, daß auf Grund dieses
Entwurfs dem Parteitag nicht das Recht eingeräumt wird, das einen Teil
der Partei betreffende Statut zu ändern, zu ergänzen oder aufzuheben.
Kein Wunder, daß der „Bund" sich eine „Vertretung" im Zentralkomitee
der Partei ausbedingt und diesem Zentralkomitee der Partei „nur mit
Zustimmung des Zentralkomitees des ,Bund'" gestattet, sich an das
jüdische Proletariat zu wenden und mit einzelnen Teilen des „Bund" zu
verkehren. All dies ergibt sich mit zwingender Logik aus dem Begriff
„Föderation", aus dem Begriff „vertragschließende Seiten", und hätte der
fünfte Kongreß des „Bund" einfach beschlossen, daß der „Bund" eine
selbständige nationale sozialdemokratische (oder vielleicht nationalistische

33 a*
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sozialdemokratische?) Partei bildet, so hätte er sich (und anderen) viel
Zeit, viel Mühe und viel Papier erspart. Einerseits wäre sofort und ohne
alle Umschweife klar gewesen, daß eine selbständige, gesonderte Partei
ihre Beziehungen zu anderen Parteien nur als „vertragschließende Seite"
und nur auf Grund „gegenseitiger Vereinbarung" regeln kann. Es wäre
nicht nötig gewesen, alle Einzelfälle aufzuzählen, in denen eine solche
Vereinbarung erforderlich ist (und es ist ja auch dem ureigenen Wesen
der Sache nach unmöglich, sämtlidbe derartigen Fälle aufzuzählen, wohin-
gegen eine unvollständige Aufzählung, wie der „Bund" sie gibt, nur be-
deutet, einer Unmenge Mißverständnissen Tür und Tor zu öffnen). Es
wäre nicht nötig gewesen, Logik und Gewissen zu vergewaltigen, indem
man den Vertrag zweier selbständiger Einheiten als Statut über die Stellung
eines Teils der Partei bezeichnete. Diese wohlanständige und gesittete
Bezeichnung („Statut über die Stellung des ,Bund' in der Partei") ist in
ihrem Kern um so verlogener, als die Gesamtpartei ihre volle organisa-
torische Einheit faktisch noch nicht wiederhergestellt hat, während der
„Bund" als bereits konsolidierter Teil auftritt, der die Mängel der all-
gemeinen Organisation dazu ausnutzen will, sich noch weiter vom Gan-
zen zu entfernen und dieses Qanze für immer in kleine Teile aufzu-
spalten.

Anderseits hätte eine unumwundene Fragestellung die Verfasser des
famosen Statutenentwurfs der Pflicht enthoben, Punkte abzufassen, in
denen Rechte vorgesehen sind, die jedem organisierten Teil der Partei,
jeder Bezirksorganisation, jedem Komitee, jeder Gruppe zustehen, z. B.
das Recht, gestützt auf das Parteiprogramm, allgemeine Fragen zu ent-
scheiden, zu denen von den Parteitagen keine Resolutionen gefaßt worden
sind. Statuten mit derartigen Punkten zu schreiben ist einfach lächerlich.

Gehen wir nun dazu über, die vom „Bund" bezogene Position ihrem
Wesen nach zu beurteilen. Nachdem sich der „Bund" einmal auf die
schiefe Ebene des Nationalismus begeben hatte, mußte er naturgemäß und
unausbleiblich (wenn er sich nicht von seinem grundlegenden Fehler los-
sagen wollte) zur Bildung einer besonderen jüdischen Partei kommen.
Dem nähert sich denn auch unmittelbar § 2 des Statuts, der dem „Bund"
das Monopol auf die Vertretung des jüdischen Proletariats beschert. Nach
dem Wortlaut dieses Paragraphen gehört der „Bund" der Partei als sein (des
jüdischen Proletariats) einziger (hervorgehoben von uns) Vertreter an. Die
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Tätigkeit des „Bund" und die Organisation des „Bund" soll durch keinerlei
regionalen Rahmen eingeschränkt sein. Somit wird hier die völlige Lostren-
nung und Abgrenzung des jüdischen Proletariats vom nicht jüdischen Prole-
tariat Rußlands nicht nur mit rückhaltloser Konsequenz zu Ende geführt,
sondern auch durch einen sozusagen notariellen Vertrag, ein „Statut", ein
„Grundgesetz besiegelt (siehe § 12 des Entwurfs). Solche „empörenden"
Fälle wie das verwegene Vorgehen des Jekaterinoslawer Parteikomitees, das
sich über den Kopf des „Bund" (der damals in Jekaterinoslaw gar keine
eigene Organisation hatte!) hinweg an diejüdischen Arbeiter wandte,sollen
gemäß dem neuen Entwurf von jetzt ab unmöglich gemacht werden. Wie
wenig jüdische Arbeiter es in einer Gegend auch geben mag, wie weit diese
Gegend von den Zentren der bundistischen Organisation auch entfernt
sein mag — kein Teil der Partei, nicht einmal das Zentralkomitee der Par-
tei, darf es wagen, sich ohne Zustimmung des Zentralkomitees des „Bund"
an das jüdische Proletariat zu wenden! Man glaubt einfach nicht, daß ein
solcher Vorschlag gemacht werden konnte, so ungeheuerlich ist dieser
Monopolanspruch, besonders unter unseren russischen Verhältnissen, aber
die §§ 2 und 8 (Anm.) des Statutenentwurfs lassen keinen Zweifel be-
stehen. Der Wunsch des „Bund", sich noch weiter von den russischen
Genossen zu entfernen, ist nicht nur aus jedem Punkt des Entwurfs her-
auszulesen, er kommt auch in den anderen Kongreßresolutionen zum
Ausdruck. So beschloß der fünfte Kongreß zum Beispiel, einmal monat-
lich die „Poslednije Iswestija" (herausgegeben vom Auslandskomitee des
„Bund") „in Form einer Zeitung, worin die programmatische und tak-
tische Position des ,Bund' zu erläutern wäre", erscheinen zu lassen. Voller
Ungeduld und Interesse werden wir die Erläuterung dieser Position er-
warten. Der Kongreß hat den Beschluß des IV. Kongresses über die Arbeit
im Süden aufgehoben. Bekanntlich war von dem IV. Kongreß des „Bund"
beschlossen worden, in jenen Städten des Südens, wo die jüdischen Orga-
nisationen den Parteikomitees angehören, „keine gesonderten Komitees
des fiund*- zu bilden" (hervorgehoben vom „Bund"). Die Aufhebung
dieses Beschlusses ist ein großer Schritt zur weiteren Absonderung, ist
eine direkte Herausforderung der Genossen im Süden, die unter dem
jüdischen Proletariat arbeiteten und arbeiten wollten, ohne die engste
Verbindung mit dem gesamten dortigen Proletariat aufzugeben. „Wer A
gesagt hat, muß auch B sagen" — wer sich auf den Standpunkt des Natio-
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nalismus gestellt hat, der gelangt naturgemäß zu dem Wunsch, seine
Nationalität, seine nationale Arbeiterbewegung mit einer chinesischen
Mauer zu umgeben, der läßt sich auch dadurch nicht beirren, daß in jeder
Stadt, Ortschaft und Siedlung besondere Mauern gebaut werden müssen,
den bringt es nicht einmal in Verlegenheit, daß er durch seine Taktik der
Entzweiung und Zersplitterung das große Vermächtnis der Annäherung
und Vereinigung der Proletarier aller Nationen, aller Rassen, aller Spra-
chen zunichte madbt. Welch bittere Ironie liegt nach alledem in der Reso-
lution desselben V. Kongresses des „Bund" über die Pogrome, in welcher
die „Überzeugung" geäußert wird, „daß nur der gemeinsame Kampf der
Proletarier aller Nationalitäten von Grund aus die Verhältnisse ändern
wird, die Ereignisse wie die Kischinjower erzeugen" (hervorgehoben von
uns). Wie unaufrichtig klingen diese Worte vom gemeinsamen Kampf,
wenn wir gleich darauf ein „Statut" präsentiert bekommen, das nicht nur
die gemeinsamen Kämpfer voneinander entfernt, sondern diese Entfer-
nung und Entfremdung auch organisatorisch verankert! Wie gern möch-
ten wir den bundistischen Nationalisten den Ratschlag geben: Lernt bei
den Odessaer Arbeitern, die gemeinsam streikten, zu gemeinsamen Ver-
sammlungen, zu gemeinsamen Demonstrationen gingen, ohne zuerst (o
die Verwegenen!) die „Zustimmung" des Zentralkomitees des „Bund"
zum Appell an die jüdische Nation einzuholen, die den Händlern, um säe
zu beruhigen, sagten (siehe Nr. 45 der „Iskra"): „Keine Angst, keine
Angst, hier ist nicht Kischinjow, wir wollen etwas ganz anderes, unter uns
gibt es keine Juden und keine Russen, wir sind alte Arbeiter, wir haben
es alle gleich schwer." Mögen sich die Genossen aus dem „Bund" diese
Worte überlegen, wenn es noch nicht zu spät ist, mögen sie sich gut über-
legen, wohin sie gehen! . •

„Jsfera" Nr. 46, Nad> dem Jext der Jskra".
t5. August i9O3.
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MARTOWS WIDERSPRÜCHE UND ZICKZACKKURS

1. Er befehdete das Organisationskpmitee wegen seiner Schwankungen
und Sprünge, wegen seiner Quasi-Iskralinie — dann aber lotste er die
Schwankenden und Quasi-Iskristen ins ZK hinein.

2. Er verteidigte stets die organisatorischen Ideen der „Iskra" („Was
tun?") — und setzte den jauresistischen Punkt 1 des Statuts durch.

3. Er stimmte einer Erneuerung der Redaktion durch ein Dreierkolle-
gium' zu — und kämpfte dann auf dem Parteitag für ein Sechserkollegium
quand me"me*.

4. Er kämpfte gegen den sogenannten „Demokratismus" — und trat für
„Freiheit" bei der Kooptierung in die Zentralstellen ein.

Qesdmeben Ende August i903.

Zuerst veröftentlidht i927 im 'Nadi dem Manuskript.
£enin-Sammelband VI.

* um jeden Preis. Die Red.
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1 Das auf dem II. Parteitag der SDAPR 1903 angenommene Parteiprogramm
war von der Redaktion der Leninschen „Iskra" in den Jahren 1901—1902
ausgearbeitet worden. Das Hauptverdienst an der Ausarbeitung des Partei-
programms gebührt Lenin.

Den ersten Programmentwurf nebst Erläuterungen dazu schrieb Lenin
1895-1896 im Gefängnis. (Siehe Werke, 4. Ausgabe, Bd. 2, S. 77-104,
russ.) Beides wurde ins Ausland an die Gruppe „Befreiung der Arbeit" ge-
sandt. Ende 1899 bereitete Lenin in der sibirischen Verbannung einen
neuen Entwurf vor (siehe Werke, Bd. 4, S. 221—248), der ebenfalls an die
russischen Sozialdemokraten ins Ausland gesandt wurde.

Auf Initiative Lenins begann die Redaktion der „Iskra" im Sommer 1901
mit der Abfassung eines Entwurfs des Parteiprogramms.

Den ursprünglichen Entwurf verfaßte G. W. Plechanow.
Nachdem sich Lenin davon überzeugt hatte, daß sowohl der ursprüng-

liche Entwurf wie auch die nächsten Entwürfe Plechanows unannehmbar
waren, arbeitete er im Januar—Februar 1902 einen eigenen Entwurf aus.
Die Redaktion der „Iskra" benannte eine Koordinierungskommission, die
auf Grund der Entwürfe Lenins und Plechanows einen einheitlichen Pro-
grammentwurf ausarbeiten sollte. Lenin setzte durch, daß in den endgül-
tigen Programmentwurf der höchst wichtige Punkt über die Diktatur des
Proletariats aufgenommen, die führende Rolle der Arbeiterklasse in der
Revolution eindeutig aufgezeigt und der proletarische Charakter der Partei
besonders unterstrichan wurde. Lenin schrieb auch den gesamten Agrarteil
des Programms.

Der Programmentwurf wurde in Nr. 21 der „Iskra" vom 1. Juni 1902
veröffentlicht. 1

2 Das „Erfurter Programm" der deutschen Sozialdemokratie wurde auf dem
Erfurter Parteitag im Oktober l89i an Stelle des Gothaer Programms von
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1875 angenommen, dessen Fehler Karl Marx in seiner „Kritik des Gothaer
Programms" aufgedeckt hatte.

Lenin benutzte den deutschen Text des „Erfurter Programms" und über-
setzte die von ihm zitierten Stellen selbst. 5

3 Trey — Pseudonym W.I.Lenins. 12
4 Gemeint ist hier folgende Stelle aus dem „Manifest der Kommunistischen

Partei":
„Obgleich nicht dem Inhalt, ist der Form nach der Kampf des Proletariats

gegen die Bourgeoisie zunächst ein nationaler. Das Proletariat eines jeden
Landes muß natürlich zuerst mit seiner eigenen Bourgeoisie fertig werden."
(Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei
Bänden, Bd. I, Berlin 1955, S. 34.) 24

5 Siehe Karl Marx, „Kritik des Gothaer Programms", Berlin 1955, S. 75. 24
6 Siehe Karl Marx, „Kritik des Gothaer Programms", Berlin 1955, S. 74/75.

29
7 „Jiusskije Wedomosti" (Russische Nachrichten) — Zeitung, die in Moskau

seit 1863 von liberalen Professoren der Moskauer Universität und Semstwo-
leuten herausgegeben wurde. Sie vertrat die Interessen der liberalen Guts-
besitzer und der Bourgeoisie. 1905 wurde sie zum Organ des rechten Flü-
gels der Kadetten; 1918 wurde sie, wie auch die anderen konterrevolutio-
nären Zeitungen, verboten. 29

8 K. Kautsky, „Die Revision des Programms der Sozialdemokratie in Öster-
reich" („Die Neue Zeit", 1901-1902, Bd. 1, Nr. 3, S.77). 34

9 Gemeint sind die Statuten der Internationalen Arbeiterassoziation (I. Inter-
nationale). Die ersten „Provisorischen Statuten" wurden von Marx aus-
gearbeitet und auf der Sitzung des Zentralrats am 1. November 1864 an-
genommen. Die „Allgemeinen Statuten der Internationalen Arbeiterasso-
ziation", denen diese „Provisorischen Statuten" zugrunde lagen, wurden
auf der Londoner Konferenz der Internationalen Arbeiterassoziation im
September 1871 angenommen. (Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, Aus-
gewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. I, Berlin 1955, S. 360—363.) 35

10 Berg und Qironde — Bezeichnung der zwei politischen Gruppierungen der
Bourgeoisie während der französischen bürgerlichen Revolution Ende des
18. Jahrhunderts. Als Berg oder Jakobiner bezeichnete man die konsequen-
testen Vertreter der revolutionären Klasse der damaligen Zeit, der Bour-
geoisie, die die Vernichtung des Absolutismus und Feudalismus forderten.
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Zum Unterschied von den Jakobinern schwankten die Girondisten zwischen
Revolution und Konterrevolution und wählten den Weg des Paktierens mit
der Monarchie.

„Sozialistische Gironde" nannte Lenin die opportunistische Strömung in
der Sozialdemokratie, proletarische Jakobiner oder „Berg" die revolutionä-
ren Sozialdemokraten. Nach der Spaltung der SDAPR in Bolschewiki und
Menschewiki betonte Lenin des öfteren, daß die Menschewiki die giron-
distische Strömung in der Arbeiterbewegung darstellen. 36

11 Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, „Manifest der Kommunistischen
Partei", in Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. I, Berlin 1955, S. 33. 37

12 1894 unterzog Engels in dem Artikel „Die Bauernfrage in Frankreich und
Deutschland" die opportunistischen Fehler der französischen und deutschen
Sozialisten in der Agrarfrage einer scharfen Kritik. (Siehe Karl Marx und
Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. II, Berlin 1955,
S. 394-412.) 37

13 Siehe Karl Marx, „Kritik des Gothaer Programms", Berlin 1955, S. 78. 38
14 „Die JJeue Zeit" — Zeitschrift der deutschen Sozialdemokratie, die von

1883 bis 1923 in Stuttgart erschien. In den Jahren 1885—1895 veröffent-
lichte „Die Neue Zeit" einige Artikel von Friedrich Engels. Dieser gab der
Redaktion der Zeitschrift oft Ratschläge und kritisierte sie scharf wegen
ihrer Abweichungen vom Marxismus. Angefangen von der zweiten Hälfte
der neunziger Jahre, nach dem Tode von Friedrich Engels, vertrat die Zeit-
schrift Kautskysche Auffassungen und veröffentlichte systematisch Artikel
von Revisionisten. Während des imperialistischen Weltkriegs (1914—1918)
bezog sie einen zentristischen Standpunkt, wodurch sie faktisch die Sozial-
chauvinisten unterstützte. 38

15 Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bän-
den, Bd. II, Berlin 1955, S. 22. 40

16 Siehe Karl Marx, „Kritik des Gothaer Programms", Berlin 1955, S. 80. 41

17 Der Text des Kommissionsentwurfs war das Resultat der Arbeit der Ko-
ordinierungskommission, die von der Redaktion der „Iskra" benannt wor-
den war, um auf Grund der früher von Lenin und Plechanow ausgearbei-
teten Entwürfe einen einheitlichen Programmentwurf der SDAPR zu ver-
fassen. Die Redaktionsmitglieder der „Iskra" sollten zum Kommissions-
entwurf des Programms ihre Bemerkungen machen, und die Koordinierungs-
kommission sollte dann den endgültigen Programmentwurf ausarbeiten.
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Die Bestätigung des Kommissionsentwurfs erfolgte in einer Redaktionsbe-
sprechung der „Iskra", die am 14. April in Zürich in Abwesenheit Lenins
stattfand.

Die „Bemerkungen zum Programmentwurf der "Kommission" sind im
vorliegenden Band nach dem Leninschen Manuskript wiedergegeben. Die
Stellen des Kommissionsentwurfs, die Lenin in seinen Bemerkungen analy-
siert und kritisiert, sind durch Unterstreichungen gekennzeichnet. 47

18 „Sarja" (Die Morgenröte) — marxistische wissenschaftlich-politische Zeit-
schrift, die von der Redaktion der „Iskra" in den Jahren 1901 und 1902 in
Stuttgart herausgegeben wurde.

In der „Sarja" wurden folgende Arbeiten Lenins veröffentlicht: „Zufäl-
lige Notizen", „Die Verfolger des Semstwos und die Hannibale des Libe-
ralismus", die ersten vier Kapitel des Werkes „Die Agrarfrage und die
.Marxkritiker'" (unter dem Titel „Die Herren .Kritiker' in der Agrar-
frage"), „Innerpolitische Rundschau" und „Das Agrarprogramm der russi-
schen Sozialdemokratie". Insgesamt erschienen 4 Nummern (3 Hefte) der
„Sarja": Nr. 1 im April 1901 (tatsächlich erschien Nr. 1 am 23. März n.St.),
Nr. .2—3 im Dezember 1901 und Nr. 4 im August 1902. 59

19 Es handelt sich hier um den dritten Band des „Kapitals" von Karl Marx.
Weiter unten wird der zweite Band des „Kapitals" erwähnt. 62

20 „Westnik Russkoi Rewoluzü" (Bote der Russischen Revolution) — eine
Zeitschrift der Sozialrevolutionäre, die von 1901 bis 1905 im Ausland er-
schien. 63

21 „Russkoje Bogatsiwo" (Russischer Reichtum) — Monatsschrift, die von 1876
bis Mitte 1918 in Petersburg erschien. Anfang der neunziger Jahre wurde
die Zeitschrift zu einem Organ der liberalen Volkstümler, die Redakteure
waren S. N. Kriwenko und N. K. Michailowski. Die Zeitschrift propagierte
Versöhnung mit der Zarenregierung und Verzicht auf jeden revolutionären
Kampf gegen die Regierung; sie führte einen erbitterten Kampf gegen den
Marxismus und die russischen Marxisten. 63

22 Den „Abänderungsvorsdhlag zum Agmrteü des Programms" legte Lenin
den übrigen Redaktionsmitgliedern der „Iskra" zur Stellungnahme vor.

Für die namentliche Abstimmung über diesen Abänderungsvorschlag
fügte Lenin am Ende des Manuskripts die Pseudonyme bzw. Initialen der
Redaktionsmitglieder der „Iskra" bei:

g. W. — Plechanow; P. B. — Axelrod; IV. 1 — Sassulitsch,- Ber^-Pseud-
onym J. O. Martows; A. JV. — Potressow. 64
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23 Als Kommentar zum Agrarteil des Parteiprogramms bezeichnet Lenin seine
Arbeit „Das Agrarprogramm der russischen Sozialdemokratie". (Siehe den
vorliegenden Band, S. 95—140.) 64

2i Lenin zitiert aus Tschernyschewskis Roman „Der Prolog" (siehe N . G.
Tschernyschewski, Ausgewählte Werke, Bd. V, 1932, S. 480, russ.), in dem
Tschernyschewski durch den M u n d einer Romanfigur (Wolgins) seine Ein-
schätzung der Bauernbefreiung" zum Ausdruck bringt. 64

25 Es handelt sich um die Ermordung des Volksbildungsministers Bogolepow
durch den Studenten Karpowitsch im Februar 1901. An Stelle Bogolepows
wurde der ehemalige Kriegsminister General Wannowski zum Volksbil-
dungsminister ernannt. 66

26 Lenin zitiert L. N . Tolstois „Briefe über die Hungersnot", die erstmalig, von
der Zensur verstümmelt, im Januarheft der Zeitschrift „Knishki .Nedeli '"
(Hefte der „Woche") 1892 unter dem Titel „Hilfe für die Hungernden"
veröffentlicht wurden. 71

27 „Jskra" (Der Funke) — die erste gesamtrussische illegale marxistische Zei-
tung, die 1900 von Lenin gegründet wurde. Die Schaffung dieses Kampf-
organs der revolutionären Marxisten war „das Hauptglied in der Kette der
Glieder und die Hauptaufgabe in der Kette der Aufgaben, vor denen die
Partei damals stand" {Stalin).

Da es wegen der polizeilichen Verfolgungen unmöglich war, in Rußland
eine revolutionäre Zeitung herauszugeben, hatte Lenin bereits in der sibi-
rischen Verbannung in allen Einzelheiten den Plan durchdacht, sie im
Ausland herauszubringen. Nach der Rückkehr aus der Verbannung im
Januar 1900 ging Lenin unverzüglich daran, seinen Plan zu verwirklichen.

Die erste Nummer der Leninschen „Iskra" erschien am 11. (24.) Dezem-
ber 1900 in Leipzig, die folgenden Nummern erschienen in München, ab
April 1902 in London und ab Frühjahr 1903 in Genf.

Der Redaktion der „Iskra" gehörten an : W . I. Lenin, G. W . Plechanow,
J. O. Martow, P . B . Axelrod, A. N . Potressow und W . I. Sassulitsch. Ab
Frühjahr 1901 war N . K. Krupskaja Redaktionssekretärin. Faktisch war
Lenin der Chefredakteur und Leiter der „Iskra". Er veröffentlichte in der
„Iskra" Artikel über alle grundlegenden Fragen des Parteiaufbaus und des
proletarischen Klassenkampfes in Rußland und nahm zu den wichtigsten
internationalen Ereignissen Stellung.

In einer Reihe von Städten Rußlands (Petersburg, Moskau u. a.) wurden
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Gruppen und Komitees der SDAPR geschaffen, die sich zur Leninschen
„lskra"-Richtung bekannten. In Transkaukasien wurden die Ideen der
„lskra" von der Zeitung „Brdsoia" (Der Kampf) vertreten, der ersten ille-
galen georgischen Zeitung der Tifliser sozialdemokratischen Organisation,
ihrer Leninschen „lskra"-Gruppe. Der Begründer und Leiter der Lenin-
schen „Iskra"-Organisationen in Transkaukasien war J. W. Stalin in Zu-
sammenarbeit mit W. S. Kezchoweli, A. G. Zulukidse und W. K. Kurnato-
wski.

Die „lskra"-Organisationen entstanden und arbeiteten unter der un-
mittelbaren Leitung der von Lenin und Stalin herangebildeten Berufsrevo-
lutionäre (N.E.Bauman, I.W.Babuschkin, S.I.Gussew, M.I.Kalinin u.a.).

Auf Initiative Lenins und unter seiner unmittelbaren Teilnahme arbei-
tete die Redaktion der „lskra" den Entwurf eines Parteiprogramms aus
(veröffentlicht in Nr. 21 der „lskra") und bereitete den II. Parteitag der
SDAPR vor, der im Juli—August 1903 stattfand.

Als der Parteitag zusammentrat, hatten sich die meisten lokalen sozial-
demokratischen Organisationen Rußlands der „lskra" angeschlossen; sie
billigten ihre Taktik, ihr Programm und ihren Organisationsplan und er-
kannten sie als ihr leitendes Organ an. In einem besonderen Beschluß unter-
strich der Parteitag die außerordentliche Bedeutung der „lskra" im Kampf
für die Partei und erklärte sie zum Zentralorgan der SDAPR.

Auf dem II. Parteitag wurden Lenin, Plechanow und Martow zu Redak-
teuren gewählt. Trotz dem Parteitagsbeschluß lehnte Martow es jedoch ab,
in die Redaktion einzutreten, so daß die Nummern 46—51 der „lskra" unter
der Redaktion Lenins und Plechanows erschienen. Später ging Plechanow zum
Menschewismus über und forderte die Aufnahme aller alten, vom Partei-
tag abgelehnten menschewistischen Redakteure in die Redaktion der „lskra".
Hiermit konnte sich Lenin nicht einverstanden erklären. Er trat am 1. No-
vember 1903 aus der Redaktion der „lskra" aus, um sich im Zentralkomitee
der Partei eine feste Position zu sichern und von dieser Position aus die
opportunistischen Menschewiki zu bekämpfen. Nr. 52 erschien unter der
alleinigen Redaktion Plechanows. Am 26. November 1903 kooptierte
Plechanow eigenmächtig, unter Verletzung des Willens des Parteitags, die
früheren menschewistischen Redakteure in die Redaktion der „lskra". Von
Nr. 52 an verwandelten die Menschewiki die „lskra" in ihr Organ.

„Seit dieser Zeit spricht man in der Partei von der alten ,Iskra' als der Le-
ninschen, bolschewistischen ,lskra' und von der neuen ,Iskra' als der men-
schewistischen, opportunistischen Jskra'." („Geschichte der KPdSU (B),
Kurzer Lehrgang", Berlin 1955, S. 58.) 73



Anmerkungen 531

28 Mit der „neuzeitlerisdhen Lobbudelei" meint Lenin die reaktionäre Rich-
tung der Presse des zaristischen Rußlands, die in der Zeitung „Nowoje
Wremja" (Neue Zeit) Gierausgegeben von 1868 bis Oktober 1917 in
Petersburg) zum Ausdrude kam.

„TJeuzeiÜerisdb" heißt hier demnach soviel wie reaktionär, käuflich, spei-
chelleckerisch. 74

29 Bastiat — französischer bürgerlicher Ökonom aus der ersten Hälfte des
19. Jahrhunderts. Bastiat propagierte den Burgfrieden und die „Interessen-
harmonie" der verschiedenen Klassen der bürgerlichen Gesellschaft. Karl
Marx kritisierte die Lehre Bastiats scharf und verspottete sie in seiner Ar-
beit „Carey und Bastiat", die er im Juli—Dezember 1857 schrieb.

Sdhulze-T>elitzsdh — deutscher Ökonom und Anhänger Bastiats. In dem
Bestreben, die Arbeiter und die sich proletarisierenden Handwerker vom
revolutionären Kampf gegen den Kapitalismus abzuhalten, trat er für die
Gründung von Genossenschaften und Spar- und Darlehnskassen ein, die
angeblich imstande sein sollten, die Lage des Proletariats im Rahmen des
Kapitalismus zu verbessern und die Kleingewerbetreibenden vor dem Ruin
zn retten. 81

30 Lenins Bericht der „Iskra"-Redaktion war für die Beratung (Konferenz)
der Komitees der SDAPR in Belostok bestimmt, die vom 23 . -28 . März
(5.—10. April) 1902 stattfand. Die „Ökonomisten" und die sie unterstüt-
zenden Bundisten beabsichtigten ursprünglich, diese Konferenz zum Partei-
tag zu erklären. Lenin bewies in seinem Referat, das auf der Konferenz
von einem Vertreter der „Iskra" verlesen wurde, daß ein solcher Parteitag
unvorbereitet und nicht beschlußfähig wäre. Den Gegnern der „Iskra" ge-
lang es nicht, aus dieser Konferenz einen Parteitag zu machen. Die Kon-
ferenz bestätigte ein Flugblatt zum 1. Mai und schuf das Organisations-
komitee für die Einberufung des II. Parteitags. Die meisten Delegierten der
Konferenz und die Mitglieder des OK wurden sofort nach der Konferenz
verhaftet. Ein neues Organisationskomitee für die Einberufung des II. Par-
teitags der SDAPR wurde im November des gleichen Jahres gebildet. 84

31 „"Nakanune" (Am Vorabend) — Zeitschrift der Volkstümlerrichtung; wurde
in London von Januar 1899 bis Februar 1902 in russischer Sprache heraus-
gegeben. Es erschienen 37 Nummern. Um die Zeitschrift gruppierten sich
die Vertreter verschiedener kleinbürgerlicher Parteien. 85

32 Die Rede Pjotr Alexejews, eines Arbeiterrevolutionärs der siebziger Jahre
des 19. Jahrhunderts, wurde am 10. (22.) März 1877 vor Gericht gehalten
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und zuerst 1877 in London in dem Sammelband „Wperjod!" (Vorwärts!),
einer unregelmäßig erscheinenden Rundschau, veröffentlicht.89

33 „Rabotsdheje T)elo" (Arbeitersache) — Zeitschrift der „Ökonomisten", un-
regelmäßig erscheinendes Organ des „Auslandsbundes russischer Sozial-
demokraten". Die Zeitschrift wurde in Genf von April 1899 bis Februar
1902 unter der Redaktion von B. N . Kritschewski, A. S. Martynow und W . P.
Iwanschin herausgegeben.

Eine Kritik der Ansichten der Gruppe „Rabotscheje Delo" findet man in
Lenins Werk „Was tun?" . (Siehe Werke, Bd. 5, S. 355-551.) 93

34 „Das Agrarprogramm der russischen Sozialdemokratie" ist ein Kommen-
tar zu dem von Lenin geschriebenen Agrarteil des Entwurfs des Parteipro-
gramms, der von der „Iskra"-Redaktion vorbereitet worden war.

In der Redaktion der „Iskra" kam es bei der Erörterung dieser Arbeit
Lenins zu ernsten Meinungsverschiedenheiten und Auseinandersetzungen.
Plechanow und andere Redakteure wandten sich gegen die wichtigsten The-
sen der Leninschen Arbeit (Hegemonie des Proletariats, Nationalisierung
des Grund und Bodens usw.) und forderten, die Polemik gegen die Feinde
des Marxismus zu mildern. Der Abschnitt über die Nationalisierung des
Grund und Bodens und einige andere Stellen wurden nach langen Ausein-
andersetzungen von der Redaktion der „Iskra" weggelassen. Die Arbeit er-
schien mit diesen Kürzungen in N r . 4 der Zeitschrift „Sarja", August 1902.
In der vorliegenden Ausgabe der Werke wird sie nach Lenins ursprünglichem
Manuskript veröffentlicht.

Der Zusatz am Ende der Arbeit, den Lenin als PS (Postskriptum) an-
merkte, fehlt im Manuskript . Er wurde hinzugefügt, als die Arbeit in der
Zeitschrift „Sarja" erschien, und ist hier nach dem Text in der Zeitschrift
angeführt. 95

35 Lenin meint das Buch „Die Agrarfrage" von Karl Kautsky, das in deut-
scher Sprache 1899 erschien. iO9

36 Walujew-Xommission — Kommission zur Untersuchung der Lage der
Landwirtschaft in Rußland, an deren Spitze der zaristische Minister P . A.
Walujew stand. In den Jahren 1872—1873 sammelte die Kommission um-
fangreiches Material über die Verhältnisse in der Landwirtschaft Rußlands
nach der Reform. Es wurde in den „Berichten" veröffentlicht, die 1873 in
Petersburgerschienen. 119

37 Die Kritik der opportunistischen Ansichten Nadeshdins, die auf S. 130 bis
131 des vorliegenden Bandes dargelegt ist (von den Wor ten : „Interesse-
halber sei festgestellt, daß Nadeshdin in seinem Bestreben, eben zu einem
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solchen Maximum wie der Nationalisierung des Grund und Bodens zu ge-
langen, vom Weg abgeirrt i s t . . . " bis zu den Worten: „Das Bestreben, um
jeden Preis ,dem Bauern verständlich' zu sein, hat Nadeshdin hier in den
Dschungel der reaktionären kleinbürgerlichen Utopie verlockt"), wurde
von der Redaktion bei der ersten Veröffentlichung in Nr . 4 der Zeitschrift
„Sarja" weggelassen. Auch die Bemerkung, die Lenin an Stelle des aus-
gelassenen Textes geschrieben hatte, wurde in der „Sarja" nicht gebracht.

In der vorliegenden Ausgabe sind Text und Bemerkung nach Lenins
Manuskript wiedergegeben. 131

3 8 „JMoskowskije Wedomosti" (Moskauer Nachrichten) — im Jahre 1756 ge-
gründete Zeitung; seit den sechziger Jahren des 19. Jahrhunderts vertrat
die Zeitung die Ansichten der reaktionärsten monarchistischen Kreise der
Gutsbesitzer und der Geistlichkeit; ab 1905 war sie ein Organ der Schwarz-
hunderter. Erschien bis zur Oktoberrevolution 1917. 136

3 9 Das Vorwort zur Denkschrift Wittes schrieb P. B. Struve (unter dem Pseud-
onym R. N . S.). Lenin unterzog in seiner Arbeit „Die Verfolger des Sem-
stwos und die Hannibale des Liberalismus" dieses Vorwort einer scharfen
Kritik. (Siehe Werke, Bd. 5, S. 21-73.) 148

4 0 Der „Nordbund der SDAPR" vereinigte die sozialdemokratischen Orga-
nisationen der Gouvernements Wladimir, Jaroslawl und Kostroma (später
auch Twer). Der Nordbund entstand im Sommer 1900 auf Initiative der
sozialdemokratischen Gruppe von Iwanowo-Wosnessensk. Die Kerngruppe
der führenden Funktionäre des Nordbundes, die wegen ihrer revolutionären
Tätigkeit aus dem Zentralgebiet ausgewiesen wurde, siedelte nach Woro-
nesh um, scharte dort Sozialdemokraten um sich und organisierte die Ver-
breitung illegaler Literatur. 1901 nahm der Nordbund mit der Leninschen
„Iskra" Verbindung auf. Das von Lenin kritisierte Programm wurde im
Januar 1902 auf einer Konferenz in Woronesh angenommen.

In einem offenen Brief, der am 15. Februar 1903 in Nr . 34 der „Iskra"
veröffentlicht wurde, erklärte sich der Nordbund völlig solidarisch mit dem
prinzipiellen und taktischen Teil des Programms der „Iskra" und der
„Sarja" sowie mit Lenins Buch „Was tun?" und erkannte die „Iskra" und
die „Sarja" als die führenden Organe der SDAPR an. Nach dem II. Partei-
tag der SDAPR wurde der Nordbund in das Nordkomitee umgewandelt,
das bis zum Juli 1905 bestand. 153

4 1 Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, „Manifest der Kommunistischen
Partei", in Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. I, Berlin 1955, S. 54.
158

34 Lenin, Werke, Bd. 6
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42 Die Broschüre „Wer wird die politische Revolution vollbringen?" wurde
von A. A. Sanin verfaßt und 1899 in dem Sammelband „Der proletarische
Kampf", Heft 1, veröffentlicht, den die „Uraler sozialdemokratische Gruppe"
herausgab. Der auf dem Boden des „Ökonomismus" stehende Verfasser der
Broschüre bestritt die Notwendigkeit, eine selbständige politische Partei
der Arbeiterklasse zu schaffen, und war der Ansicht, daß die politische
Revolution mittels des Generalstreiks, ohne vorherige Organisation und
Vorbereitung der Massen und ohne bewaffneten Aufstand vollbracht wer-
den könne. 162

43 „Volkswille" (Narodnaja Wolja) — Geheimbund der Volkstümler; wurde
1879 zum revolutionären Kampf gegen die zaristische Selbstherrschaft
gegründet.

Bald nach der Ermordung des Zaren Alexander II. ( 1 . März 1881) durch
Mitglieder der „Narodnaja Wolja" wurde die Organisation von der Zaren-
regierung zerschlagen. Die meisten Volkstümler sagten sich hiernach vom
revolutionären Kampf gegen den Zarismus los und predigten Versöhnung
und Verständigung mit der zaristischen Selbstherrschaft. Diese Epigonen
der Volkstümlerrichtung, die liberalen Volkstümler der achtziger und neun-
ziger Jahre des 19. Jahrhunderts, wurden zu Wortführern der Kulaken-
interessen.

Eine Einschätzung der Tätigkeit der „Narodnaja Wolja" findet sich im
ersten Kapitel der „Geschichte der KPdSU(B), Kurzer Lehrgang". 164

44 „2a 3b" — Pseudonym des Bolschewiks P. N . Lepeschinski, eines Mitglieds
des Organisationskomitees für die Einberufung des II. Parteitags der
SD APR. 168

45 Die Erklärung des Petersburger Komitees der SDAPR, daß es mit der Zei-
tung „Iskra" und der Zeitschrift „Sana" solidarisch ist und beide als die
führenden Organe der russischen Sozialdemokratie anerkennt, wurde im
Juli 1902 als Flugblatt und dann in N r . 26 der „Iskra" vom 15. Oktober
1902 veröffentlicht. 169

46 „Rabotsdhaja "MysX" (Arbeitergedanke) — Zeitung der „Ökonomisten", die
von Oktober 1897 bis Dezember 1902 erschien. Insgesamt kamen 16 Num-
mern heraus: die Nummern 3—11 und 16 in Berlin, die übrigen in Peters-
burg. Die Zeitung wurde von K. M . Tachtarew u. a. redigiert.

Eine Kritik der Ansichten der „Rabotschaja Mysl" als einer russischen
Abart des internationalen Opportunismus gab Lenin in einer Reihe seiner
Schriften, besonders in Artikeln, die in der „Iskra" veröffentlicht wurden,
und in seinem Werk „Was tun?" . 175
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*r Xatbederreformer (oder Kathedersozialisten) — Vertreter einer Rich-
tung der bürgerlichen politischen Ökonomie, die in Deutschland in den
siebziger und achtziger Jahren des 19. Jahrhunderts entstand. Die Kathe-
dersozialisten predigten von den Universitätskathedern einen bürgerlich-
liberalen Reformismus, den sie als Sozialismus ausgaben. Sie behaupteten,
der bürgerliche Staat stehe über den Klassen und sei fähig, die feindlichen
Klassen miteinander auszusöhnen und allmählich den „Sozialismus" ein-
zuführen; die Interessen der Kapitalisten sollten dabei nicht angetastet,
die Forderungen der Werktätigen aber nach Möglichkeit berücksichtigt1

werden. In Rußland wurden die Anschauungen "der Kathedersozialisten von
den „legalen Marxisten" propagiert. 194

4S W. IV. (Pseudonym für W. P. Woronzow) — Ideologe der liberalen Volks-
tümlerrichtung in den achtziger und neunziger Jahren des 19. Jahrhunderts.
195

*9 2V.-on oder Nikolai-on (Pseudonyme für N. F. Danielson) — Ideologe der
liberalen Volkstümlerrichtung in den achtziger und neunziger Jahren des
19. Jahrhunderts. 195

5°Habeuf (1760—1797) — Revolutionär und Kommunist, trat in der fran-
zösischen bürgerlichen Revolution Ende des 18. Jahrhunderts hervor. Er
organisierte einen Geheimbund, der 1796 den Versuch unternahm, die
Macht der Ausbeuterklassen zu stürzen. Babeuf erkannte die Notwendig-
keit der Revolution, der gewaltsamen Aufhebung des Privateigentums und
der Errichtung einer kommunistischen Gesellschaftsordnung, den bewaff-
neten Aufstand jedoch stellte er sich vor als Verschwörung einer Handvoll
Intellektueller, ohne Beteiligung der Massen, ohne Führung durch eine
revolutionäre Partei.

Lewitski — liberaler Volkstümler, gründete in den neunziger Jahren des
19. Jahrhunderts im Gouvernement Cherson landwirtschaftliche Arteis. Die
Volkstümler und die Sozialrevolutionäre hielten landwirtschaftliche Arteis
für ein Mittel, dem Kapitalismus zu entgehen und eine friedliche „Soziali-
sierung des Dorfes" (ohne Klassenkampf und Revolution) zu erreichen.
197

51 „Oswobosbdenije" (Die Befreiung) — Halbmonatsschrift der liberal-mon-
archistischen Bourgeoisie, die unter der Redaktion von P. B. Struve von
1902 bis 1905 im Ausland erschien. Die Anhänger des „Oswoboshdenije"
bildeten später den Kern der stärksten bürgerlichen Partei Rußlands, der
Partei der Kadetten (Konstitutionellen Demokraten). 205

34*
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52 „Sozialistische Monatshefte" — Zeitschrift, wichtigstes Organ der Oppor-
tunisten in der deutschen Sozialdemokratie und eines der Organe des inter-
nationalen Opportunismus. Während des imperialistischen Weltkriegs 1914
bis 1918 nahm sie eine sozialchauvinistische Haltung ein. Sie erschien in
Berlin von 1897 bis 1933. 205

53 Die von Lenin erwähnte Broschüre über die Streiks ersdiien 1902 in Genf
unter dem Titel „Selbstherrschaft und Streiks". 209

54 Das Qcsetz vom 3. (15.) Juni 1SS6 regelte die Belegung der Arbeiter mit
Geldstrafen durch die Fabrikanten. Bis zu diesem Gesetz hatten die Fabri-
kanten die Geldstrafen willkürlich und in beliebiger Höhe, oft bis zur
Hälfte des Arbeitslohns erhoben und sich dadurch riesige Einkünfte zu-
geschanzt. Unter dem Druck der Arbeiteraufstände und besonders nach
dem großen Streik von 1885 in der Fabrik Morosow in Orechowo-Sujewo
sah sich die zaristische Regierung genötigt, ein Gesetz über die Geldstrafen
zu erlassen. Eine eingehende Analyse und Kritik dieses Gesetzes findet sich
in Lenins Broschüre „Erläuterung des Gesetzes über die den Arbeitern in
den Fabriken und Werken auferlegten Geldstrafen". (Siehe Werke,
4. Ausgabe, Bd. 2, S. 15—57, russ.)

Das Qesetz vom 2. (.14.) Juni i897 setzte den Arbeitstag in Industrie-
betrieben und Eisenbahnwerkstätten auf HJ/£ Stunden fest. Vor diesem
Gesetz war der Arbeitstag in Rußland nicht beschränkt und dauerte bis zu
14 und 15 Stunden. Unter dem Druck der vom Leninschen „Kampfbund
zur Befreiung der Arbeiterklasse" geführten Arbeiterbewegung sah sich die
Zarenregierung genötigt, das Gesetz vom 2. Juni 1897 zu erlassen. Lenin
hat das Gesetz in der Broschüre „Das neue Fabrikgesetz" (siehe Werke,
4. Ausgabe, Bd. 2, S. 243—291, russ.) ausführlich analysiert und kritisiert. 209

55 „Manöjesterleute" — Anhänger der „Manchesterschule" in der bürger-
lichen politischen Ökonomie. Diese Bewegung entstand in der ersten Hälfte
des 19. Jahrhunderts in Manchester (England). Die Manchesterleute traten
für den Freihandel und die Abschaffung aller Gesetze ein, welche die Ent-
wicklung des Kapitalismus hemmten. 213

56 „Jushny Rnbotsdbi" (Der Arbeiter des Südens) — sozialdemokratische Zei-
tung, die von der Gruppe gleichen Namens von Januar 1900 bis April 1903
illegal herausgegeben wurde,- es erschienen 12 Nummern.

Lenin rechnete die Gruppe „Jushny Rabotschi" zu jenen Organisationen,
„die zwar in Worten die ,Iskra' als führendes Organ anerkannten, in Wirk-
lichkeit aber ihre Sonderpläne verfolgten und sidi durdi Wankelmütigkeit



Anmerkungen 537

in prinzipiellen Fragen auszeichneten". Die Gruppe existierte bis zum
II. Parteitag der SD APR. Von den führenden Mitgliedern dieser Gruppe
gingen später die meisten zu den Menschewiki über. 219 303

57 Der „Brief an einen Qenossen über unsere organisatorisdben Aufgaben"
wurde 1902 hektographiert und fand weite Verbreitung in den Partei-
organisationen. Der Sibirische Sozialdemokratische Bund gab diesen Brief
im Juni 1903 unter dem Titel „ ü b e r die revolutionäre Arbeit in den Orga-
nisationen der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands (Brief an
einen Genossen)" heraus. Das Zentralkomitee der SDAPR veröffentlichte
den „Brief an einen Genossen" im Januar 1904 als Broschüre mit einem
Vor- und einem Nachwort Lenins. Dieser bereitete die Broschüre selbst zum
Druck vor. Im Vorwort zur gedruckten Ausgabe der Broschüre macht Lenin
darauf aufmerksam, daß man nur die Artikel in der „Iskra" über organi-
satorische Fragen, das W e r k „ W a s t u n ? " und das auf dem II. Partei tag
der SDAPR angenommene Parteistatut mit dem „Brief an einen Genossen"
zu vergleichen braucht, um die völlige Identität der darin vertretenen
organisatorischen Ideen festzustellen. 223

68 Lenin meint das Gesetz vom 8. (21.) Juni 1901 über die Zuteilung fiska-
lischer Ländereien in Sibirien an Privatpersonen. Dieses Gesetz räumte den
adligen Gutsbesitzern außerordentliche Privilegien ein. Eine genaue Analyse
und eine Einschätzung dieses Gesetzes gab Lenin in dem Artikel „Die Fron-
herren an der Arbeit". (Siehe Werke , Bd. 5, S. 88 -93 . ) 245

69 Siehe Karl M a r x und Friedrich Engels, „Manifest der Kommunistischen
Partei" , in Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. I, Berlin 1955, S. 54. 251

60 Lenin zitiert aus dem „Anti-Dühring" von Engels. (Siehe Friedrich Engels,
„Her rn Eugen Dührings Umwälzung der Wissenschaft [.Anti-Dühring1]",
Berlin 1954, S. 225.) 252

61 „Tiber Demonstrationen" ist die Antwort Lenins auf den Brief eines Stu-
denten der Petersburger Universität anläßlich des in N r . 25 der „Iskra"
vom 15. September 1902 veröffentlichten Leitartikels „ W a s t u n ? " .

Das Manuskr ip t t rägt keine Überschrift, die Überschrift stammt vom
Marx-Engels-Lenin-Stalin-Institut (Moskau) . 254

62 Eine eingehende Charakteristik der Gruppe „Borba" gibt Lenin in der
Not iz „ ü b e r die Gruppe ,Borba'". (Siehe den vorliegendenBand, S. 152.) 261

63 „Tiber die Aufgaben der sozialdemokratischen Bewegung" ist das Bruch-
stück eines Artikels, den Lenin im November 1902 geschrieben hat .

Das Manuskript t rägt keine Überschrift, die Überschrift stammt vom
Marx-Engels-Lenin-Stalin-Institut (Moskau) . 263
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64 Das Flugblatt des Don-Komitees der SDAPR „An alle Bürger", datiert
vom 6. November 1902, wurde in Nr . 29 der „Iskra" vom 1. Dezember
1902 nachgedruckt. 274

65 Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei
Bänden, Bd. II, Berlin 1955, S. 9. 274

66 Lenin meint die Reden der Nishni-Nowgoroder Arbeiter, die an den De-
monstrationen vom 1. und 5. (14. und 18.) Mai 1902 teilgenommen hatten,
vor dem zaristischen Gericht. Die Reden wurden am 28. Oktober (10. No-
vember) 1902 und an den drei folgenden Tagen gehalten, zunächst vom
Nishni-Nowgoroder Komitee der SDAPR als Sonderdruck herausgegeben,
dann von der „Iskra" (Nr. 29 vom 1. Dezember 1902) unter der Oberschrift
„Die Nishni-Nowgoroder Arbeiter vor Gericht" veröffentlicht und später
als Broschüre herausgegeben. 274

67 „An die Mittelsdbüler" ist eine von Lenin verfaßte Anmerkung der „Iskra"-
Redaktion zu einem Aufruf des Zentralkomitees der südrussischen Gruppe
der Mittelschüler. Aufruf und Anmerkung wurden in Nr . 29 der „Iskra"
vom 1. Dezember 1902 veröffentlicht.

Das Manuskript trägt keine Überschrift. Die Oberschrift stammt vom
Marx-Engels-Lenin-Stalin-Institut (Moskau). 277

68 Lenins Arbeit „Tiber die Berichte der Komitees und Qruppen der SBÄPR
an den allgemeinen Parteitag" wurde in der 3. russischen Ausgabe der
Werke nach einer Kopie des Leninschen Manuskripts veröffentlicht. In-
zwischen wurde das Originalmanuskript Lenins aufgefunden. In der vor-
liegenden Ausgabe der Werke wird diese Arbeit erstmalig nach Lenins
Manuskript veröffentlicht. 283

69 „Rabotsdiaja Qaseta" (Arbeiterzeitung) — illegales Organ der Kiewer
Gruppe der Sozialdemokraten. Es erschienen zwei Nummern: Nr . 1 im
August 1897 und Nr . 2 im Dezember (datiert November) desselben Jahres.
Auf dem I. Parteitag der SDAPR wurde die „Rabotschaja Gaseta" als offi-
zielles Organ der Partei anerkannt. Nach dem Parteitag erschien die Zei-
tung nicht mehr, da die Druckerei von der Polizei ausgehoben und die Mit-
glieder des Zentralkomitees verhaftet worden waren, ü b e r die 1899 unter-
nommenen Versuche, sie neu herauszugeben, siehe Werke, Bd. 4, S. 201 bis
203. 2S7

70 „JZabotnik" (Der Arbeiter) — unregelmäßig erscheinender Sammelband,
den der „Auslandsbund russischer Sozialdemokraten" auf Initiative Lenins
von 1896 bis 1899 herausgab. Die erste Nummer, in der Lenins Artikel
„Friedrich Engels" veröffentlicht wurde, erschien nicht vor März 1896.



Anmerkungen 539

Insgesamt erschienen 6 Nummern des „Rabotnik" in drei Heften und
10Nummern des „Listok ,Rabotnika'" (Blatt des „Arbeiters"). 287

71 „Sloisn" (Das Leben) — Monatsschrift, die von 1897 bis 1901 in Petersburg,
1902 im Ausland erschien. Ab 1899 war die Zeitschrift das Organ der
„legalen Marxisten".

Lenin veröffentlichte in dieser Zeitschrift den Artikel „Antwort an Herrn
P.Neshdanow" (Nr. 12, Dezember 1899) und zwei Artikel unter der Über-
schrift „Der Kapitalismus in der Landwirtschaft, (über das Buch Kautskys
und einen Artikel des Herrn Bulgakow)" in den Nummern 1 und 2, Januar
und Februar 1900. (Siehe Werke, Bd. 4, S. 151-157 und 95-150.) 287

72 Madhaiskileute, TAaäiaiskitum — eine dem Marxismus feindliche, anarchi-
stische Strömung, die 1902 entstand; genannt wurde sie nach Machaiski,
dem Wortführer dieser Strömung. Die Machaiskileute predigten Feind-
seligkeit gegenüber der revolutionären Intelligenz und bemühten sich, die
Arbeiter von der marxistischen Theorie und vom revolutionären Kampf
abzulenken. 294

73 „Russischer "Verein" — monarchistische Schwarzhunder ter-Organisa t ion, die
im Herbs t 1900 ents tand und die Politik der Subatowleute unters tü tz te . 295

74 D a s Organisationskomitee (OX) für die Einberufung des II. Parteitags der
SDÄPR wurde zuers t im M ä r z (April) 1902 auf der Belostoker Konferenz
gewählt , aber die Mitgl ieder dieses Komitees ( außer einem) wurden bald
nach der Konferenz verhaftet . Im November 1902 wurde auf Initiative
Lenins bei einer Besprechung der sozialdemokratischen Komitees in Pskow
ein neues Organisat ionskomitee gegründet . In dem neuen Komitee be-
fanden sich die Iskristen in der überwält igenden Mehrhe i t .

U n t e r Lenins Anlei tung leistete das Organisat ionskomitee eine große
Arbei t zu r Vorberei tung des II. Par tei tags . Im Februar 1903 wurde in einer
in Orjol abgehaltenen Plenarsitzung der Entwurf des Statuts für die Ein-
berufung des Parteitags angenommen.

Die Mitglieder des OK suchten nach dem Februarplenum zweimal die ört-
lichen Komitees auf, um ihnen bei der Arbeit zu helfen. Unter Teilnahme
von Mitgliedern des OK erörterten die örtlichen Parteiorganisationen den
Entwurf des Statuts für die Einberufung des Parteitags, worauf er vom
Organisationskomitee bestätigt wurde.

Das Organisationskomitee bestätigte die Liste der örtlichen Organisa-
tionen, die laut des angenommenen Statuts das Recht hatten, am Parteitag
teilzunehmen. Es bereitete für den Parteitag einen eingehenden schrift-
lichen Bericht über seine Tätigkeit vor. 301
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75 Der „Auslandsbund russischer Sozialdemokraten" wurde auf Initiative der
Gruppe „Befreiung der Arbeit" 1894 in Genf gegründet. Zu Anfang leitete
die Gruppe „Befreiung der Arbeit" den Bund und redigierte seine Ver-
öffentlichungen. Später bekamen im Auslandsbund die opportunistischen
Elemente (die „Jungen", die „Ökonomisten") die Oberhand. Im November
1898, auf der ersten Konferenz des Auslandsbundes, lehnte es die Gruppe
„Befreiung der Arbeit" ab, dessen Veröffentlichungen zu redigieren. Der
endgültige Bruch und der Austritt der Gruppe „Befreiung der Arbeit" er-
folgte im April 1900 auf der zweiten Konferenz des Auslandsbundes, als die
Gruppe „Befreiung der Arbeit" und ihre Gesinnungsgenossen die Konfe-
renz verließen und die selbständige Organisation „Sozialdemokrat" grün-
deten. 302

76 „ 7 z. <S /." — Pseudonym des Bolschewiks F. W . Lengnik. 306
77 „"Wperjod" (Vorwärts) — Zeitung der „ökonomistischen" Richtung, er-

schien in Kiew von 1896 bis 1900. 310
78 „Xrasnoje Snamja" (Die Rote Fahne) — Organ der „Ökonomisten", vom

„Auslandsbund russischer Sozialdemokraten" an Stelle des „Rabotscheje
Delo" (Die Arbeitersache) von November 1902 bis Januar 1903 heraus-
gegeben. Es erschienen drei Nummern dieser Zeitschrift. 3iO

79 Lenin meint die Broschüre „Selbstherrschaft und Streiks". 311
80 Die Polemik der „Iskra" mit dem „Bund" über die organisatorischen Be-

ziehungen des „Bund" zur SDAPR wurde hervorgerufen durch den auf
dem Kongreß des „Bund" (im April 1901) gefaßten Beschluß, das föde-
rative Prinzip des Parteiaufbaus zu verfechten. Die „Iskra" trat gegen
diesen Beschluß des „Bund" auf. Lenin übte in mehreren Artikeln und auf
dem II. Parteitag scharfe Kritik am Nationalismus des „Bund". 315

81 Gemeint ist die ins Jiddische übersetzte Broschüre Karl Kautskys „Die
soziale Revolution". 328

82 Bei der vorliegenden Arbeit handelt es sich um das Programm der Vor-
lesungen über die Agrarfrage und einen Konspekt der ersten Vorlesung,
die Lenin im Februar 1903 in der russischen Hochschule für Gesellschafts-
wissenschaften in Paris hielt. Diese Schule war 1901 für die im Ausland
lebenden russischen Studenten gegründet worden und arbeitete legal. Die
Organisatoren der Schule hegten eine offene Antipathie gegen die revolu-
tionären Marxisten und sympathisierten mit den Vertretern der Volks-
tümler und der Partei der Sozialrevolutionäre. Aber Lenins Autorität als
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Theoretiker der Agrarfrage war derart groß, daß der Professorenrat der
Schule beschloß, zu einer Vorlesungsreihe über die Agrarfrage „den be-
kannten Marxisten W . Iljin (W. I. Lenin. Die Red.), den Verfasser der
legalen Bücher ,Die Entwicklung des Kapitalismus in Rußland' und / ö k o -
nomische Studien'" einzuladen.

Das Programm der Vorlesungen war von Lenin im voraus ausgearbeitet
und bereits vor Beginn der Vorlesungen abgesandt worden. Der im vor-
liegenden Band veröffentlichte Konspekt der ersten Vorlesung wurde von
einem Hörer der Schule während der Vorlesung gemacht und dann von
Lenin redigiert. 33i

83 7hiers — französischer bürgerlicher Politiker, ein „blutdürstiger Zwerg",
wie Lenin ihn nannte, und ein unversöhnlicher Feind der Arbeiterklasse,
des Sozialismus und der Demokratie. 1848 wurde Thiers der leitende Kopf
der reaktionären „Ordnungspartei", 1871 stand er an der Spitze der Re-
gierung und schlug den Aufstand der Pariser Kommunarden grausam
nieder. Karl M a r x gibt eine Charakteristik Thiers in seinem Werk „Der
Bürgerkrieg in Frankreich". (Siehe Karl M a r x und Friedrich Engels,
Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. I, Berlin 1955, S. 446—518.)
350

84 7. P. — unter diesem Pseudonym veröffentlichte Lenin 1901 in Nr . 2—3
der Zeitschrift „Sarja" seine Arbeit „Die Verfolger des Semstwos und die
Hannibale des Liberalismus". (Siehe Werke, Bd. 5, S. 21-73 . ) 352

8 5 „TJowoje Slowo" (Neues Wort ) — wissenschaftlich-literarische und poli-
. tische Monatsschrift, die ab 1894 in Petersburg von den liberalen Volks-

tümlern und ab Frühjahr 1897 von den „legalen Marxisten" herausgegeben
wurde. Im „Nowoje Slowo" wurden zwei Artikel Lenins veröffentlicht:
„Zur Charakteristik des ökonomischen Romantizismus" und „Anläßlich
einer Zeitungsnotiz". (Siehe Werke, 4. Ausgabe, Bd. 2, S. 111—242 und
292—298, russ.) Im Dezember 1897 wurde die Zeitschrift von der zaristi-
schen Regierung verboten. 352

8 5 Bei den Vorarbeiten zur Broschüre „An die Dorfarmut" entwarf Lenin
mehrere Varianten des Plans und einzelne Bemerkungen zur ersten Variante
sowie Pläne einzelner Kapitel der Broschüre (siehe Lenin-Sammelband XIX,
S. 339-356, russ.).

ü b e r die Ziele der Broschüre „An die Dorfarmut" äußerte Lenin in einem
Brief an Plechanow im März 1903, daß er über das Agrarprogramm eine
populäre Broschüre für die Bauern verfasse, in der er die marxistische Idee
vom Klassenkampf auf dem Lande an Hand konkreter Angaben über die
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vier Schichten der Landbevölkerung (Gutsbesitzer, Dorfbourgeoisie, Mit-
telbauern und Halbproletarier zusammen mit Proletariern) erläutere.

Der Broschüre lag der Programmentwurf der SDAPR mit einem von
Lenin verfaßten Vorwort bei. Lenins Broschüre fand sehr starke Verbrei-
tung. Sie wurde illegal aus dem Ausland nach Rußland befördert, in ver-
schiedene Städte weitergeleitet und von dort aus auf dem Lande verbreitet.
Nach unvollständigen Angaben gelangte die Broschüre allein von Mai 1903
bis Dezember 1905 in 39 Städte und 15 Gouvernements. Sie wurde in
illegalen Zirkeln von Sozialdemokraten und Arbeitern studiert, im Heer
und in der Flotte, von Mittelschülern und Studenten gelesen.

1904 gab das Z K der SDAPR im Ausland die Broschüre neu heraus; sie
wurde auch in Rußland mehrfach nachgedruckt. Gute Arbeit leisteten bei
der Herausgabe und Verbreitung dieser Broschüre wie auch anderer Schrif-
ten Lenins die transkaukasischen bolschewistischen Organisationen, die
unter der Leitung Stalins standen. 1904 wurde Lenins Broschüre in Baku
herausgebracht und unter den Arbeitern und Bauern weit verbreitet. 357

87 Vrbarialurkunden — so hießen die von den Gutsbesitzern bei der „Be-
freiung" der Bauern durch die Reform von 1861 aufgesetzten Urkunden.
In den Urbarialurkunden wurden der Umfang der Bodenfläche angegeben,
welche die Bauern bis zur Reform in Nutzung hatten, sowie die Äcker und
Weiden bezeichnet, die den bei der „Befreiung" bestohlenen Bauern ver-
blieben. In den Urkunden wurden ferner die Lasten aufgezählt, die die
leibeigenen Bauern früher zugunsten des Gutsherrn getragen hatten. Auf
Grund dieser Urbarialurkunden wurde die Höhe der von den Bauern zu
leistenden Ablösezahlungen bestimmt. 408

88 X. — Pseudonym des Menschewiks P. P. Maslow. 436
89 „Otetsdhestwennyje Sapiski" (Vaterländische Blätter) — Zeitschrift, die

1820 gegründet wurde und seit 1839 regelmäßig monatlich erschien. Belinski,
Nekrassow, Saltykow-Schtschedrin, Jelissejew und andere arbeiteten an der
Zeitschrift mit. Um die „Otetschestwennyje Sapiski" scharte sich die revo-
lutionär-demokratische Intelligenz. Die Zeitschrift war ständig Verfolgun-
gen durch die Zensur ausgesetzt; 1884 wurde sie von der zaristischen Re-
gierung verboten. 449

90 Pohisdhe Sozialistische Partei (PPS) — eine 1892 gegründete kleinbürger-
liche nationalistische Partei. 452

91 „Tieue Kbeinisdhe Zeitung" — wurde vom 1. Juni 1848 bis zum 19. Mai
1849 in Köln unter der Leitung von Karl M a r x und Friedrich Engels
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herausgegeben. Ihr Chefredakteur war Marx. „Keine deutsche Zeitung",
schrieb Engels, „weder vorher noch nachher, hat je die Macht und den Ein-
fluß besessen, hat es verstanden, so die proletarischen Massen zu elektri-
sieren wie die .Neue Rheinische'." (Siehe Karl Marx und Friedrich Engels,
Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. II, Berlin 1955, S. 313.) 455

92 Karl Marx/Friedrich Engels,„DieRevolution vonl848" ,Ber l in l955,S.157,
130. 456

93 Vombrowski (Jaroslaw Dqbrowski) und TVrublewski (Walery Wröblewski) —
hervorragende Führer der polnischen revolutionären Bewegung 1863—1864.
Sie emigrierten nach der Niederschlagung des polnischen Aufstands nach
Frankreich. 1871 waren sie Generale der Pariser Kommune. 456

94 Lenin zitiert die Einleitung Franz Mehrings zum dritten Band der von
Mehring 1902 herausgegebenen „Gesammelten Schriften von Karl M a r x
und Friedrich Engels, 1841 bis 1850". (Stattgart, Verlag von J . H . W.Die tz
Nachf., 1902.) 457

95 Der //. Parteitag der SBAPH tagte vom 17. (30.) Juli bis zum 10. (23.) August
1903. Die ersten 13 Sitzungen des Parteitags fanden in Brüssel statt. Dann
wurden die Sitzungen des Parteitags wegen der polizeilichen Verfolgungen
nach London verlegt. Insgesamt fanden 37 Sitzungen statt. Auf der Tages-
ordnung des Parteitags standen 20 Punkte, von denen die wichtigsten fol-
gende waren: Programm der Partei, Organisation der Partei (Bestätigung
des Statuts der SDAPR), Wahl des Zentralkomitees und der Redaktion des
Zentralorgans ( Z O ) der Partei. Auf dem Parteitag waren 26 Organisatio-
nen vertreten. Insgesamt waren 43 Delegierte mit 51 beschließenden Stim-

\ men (8 Delegierte hatten doppeltes Stimmrecht) und 14 Delegierte mit be-
ratender Stimme anwesend.

Vorbereitet hatte den Parteitag die Leninsche „Iskra". Lenin leistete bei
der Vorbereitung des Parteitags eine gigantische Arbeit.

Lenin entwarf das Konzept für den Bericht über die Tätigkeit der „Iskra"-
Organisation; er arbeitete den Entwurf des Parteistatuts aus, die Resolu-
tionsentwürfe zu einer Reihe von Fragen, deren Behandlung auf dem Par-
teitag vorgesehen war, die Tagesordnung und die Geschäftsordnung des
Parteitags.

Lenin befaßte sich intensiv mit den Delegierten. Er klärte die Situation
und den Zustand der Organisationen an den verschiedenen Orten und
erörterte gemeinsam mit den Delegierten viele Fragen, die auf dem Partei-
tag zur Debatte standen. In einer Versammlung der Parteitagsdelegierten
hielt er ein Referat über die nationale Frage. Die Zusammensetzung des
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Parteitags war nicht gleichartig. Es nahmen nicht nur Anhänger, sondern
auch Gegner der „Iskra" und wankelmütige, schwankende Elemente teil.
Dadurch, daß sich Lenin vorher mit den Delegierten bekannt gemacht hatte,
gewann er schon vor der Eröffnung des Parteitags ein Bild über die poli-
tische Haltung jedes einzelnen.

Lenin wurde ins Büro des Parteitags gewählt; er gehörte den wichtigsten
Kommissionen an: der Programm-, der Statuten- und der Mandatsprü-
fungskommission. Er hielt ein Referat über das Parteistatut und sprach auf
dem Parteitag zu fast allen Tagesordnungspunkten. Im Protokoll des Partei-
tags sind über 130 Diskussionsbeiträge, Bemerkungen und Repliken Lenins
festgehalten.

Eine Einschätzung der Bedeutung des II. Parteitags der SDAPR siehe in
der „Geschichte der KPdSU(B), Kurzer Lehrgang", Berlin 1955, S. 56/57.

465
96 Der Entwurf des Statuts der SDÄPR, den Lenin dem II. Partei tag vorlegte,

ist nicht erhalten geblieben. Der vorliegende Band enthält den ursprüng-
lichen Entwurf, den die Protokollkommission des II. Parteitags in die 1904
in Genf erschienenen Beilagen zum „Vollen Wor t lau t der Protokolle des
zweiten ordentlichen Parteitags der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei
Rußlands" aufnahm. Die Protokollkommission des II. Parteitags bezeichnete
irrtümlich den von ihr in die Beilage XI zum „Vollen Wor t l au t der Proto-
kolle" aufgenommenen ursprünglichen Statutenentwurf Lenins als den von
Lenin auf dem Parteitag eingebrachten Entwurf des Organisationsstatuts
der SDAPR. (Siehe W.I .Len in „Ein Schritt vorwärts, zwei Schritte zurück",
Punkt ,,g) Das Parteistatut. Der Entwurf des Genossen Mar tow". ) 475

97 Lenins Rede über die Handlungsweise des Organisationskomitees war durch
folgenden Zwischenfall hervorgerufen worden. Das Organisationskomitee
hat te schon vor dem Parteitag die Forderung der Gruppe „Borba" ab-
gelehnt, ihren Vertreter mit beratender Stimme zum Partei tag zuzulassen.
Die Mandatsprüfungskommission bestätigte den Vorschlag des O K . Nach-
dem dieser Beschluß der Mandatsprüfungskommission dem Partei tag mit-
geteilt worden war, beantragte ein Mitglied des O K , die Sitzung zu unter-
brechen, damit m a n diese Frage noch einmal im O K beraten könne. In der
Beratung des O K während der Pause wurde mit Stimmenmehrheit (gegen
eine Stimme) beschlossen, den Vertreter der Gruppe „Borba" mit beraten-
der Stimme einzuladen.

Die in der Rede Genannten sind: Jegorow — der Menschewik J. J. Lewin;
Stein — die Menschewikin J. M . Alexandrowa; Taivhwitsda — der Bolsche-
wik P. A. Krassikow. 483
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88 Jiofman — Pseudonym des Bandisten W . Kossowski. 485
99 Gemeint sind die Gewerkschaften der englischen Bergarbeiter in den Graf-

schaften Northumberland und Durham, die in den achtziger Jahren des
19. Jahrhunderts durch Abkommen mit den Grubenbesitzern den Sieben-
stundentag für qualifizierte Arbeiter unter Tage durchgesetzt hatten, dann
aber jahrelang gegen die gesetzliche Einführung des Achtstundentags für
alle englischen Arbeiter auftraten. 487

100 Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bän-
den, Bd. I, Berlin 1955, S. 309/310. 488

101 Gemeint ist folgender Satz von Karl Marx : „Die Kommune hatte vollstän-
dig recht, als sie den Bauern zurief: .Unser Sieg ist eure Hoffnung!'" (Siehe
Karl Marx und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bänden,
Bd. I, Berlin 1955, S. 496.) 488

102 TAaäaow — Pseudonym des Menschewiks D . P . Kalafati; Kostrow — Pseud-
onym des kaukasischen Menschewiks N . N . Shordanija. 496

103 Qhisanen hießen die landlosen Bauern Georgiens, die sich von alters her
zu besonderen Vertragsbedingungen auf den Ländereien der Gutsbesitzer
angesiedelt hatten. Formal waren die Chisanen keine Leibeigenen, sie ge-
nossen persönliche Freiheit, blieben jedoch ewig rechtlose Pächter. Die
Bauernreform von 1861 erstreckte sich nicht auf die Chisanen; sie blieben
weiterhin in völliger Abhängigkeit von den Gutsbesitzern, die ihnen noch
schwerere Lasten aufbürdeten und die bisher von ihnen bewirtschafteten
Grundstücke an sich rissen. Das Chisanentum wurde erst nach der Großen
Sozialistischen Oktoberrevolution abgeschafft.

Als zeitweilig verpflichtet wurden diejenigen ehemaligen leibeigenen
Bauern bezeichnet, die auch nach Aufhebung der Leibeigenschaft im Jahre
1861 noch Lasten (Fronzins oder Frondienst) zu tragen hatten, und zwar
so lange, bis sie mit der Ablösung ihres Landanteils beim Gutsbesitzer be-
gonnen hatten.

Auf Vorschlag Lenins ergänzte der II. Parteitag der SDAPR den Agrar-
teil des Parteiprogramms durch die Forderung, „diejenigen Ländereien im
Kaukasus ins Eigentum der Bauern zu überführen, die sie als zeitweilig
Verpflichtete, Chisanen usw. in Nutzung haben". 497

104 Genosse Brudker — Pseudonym der Menschewikin L. P. Machnowez. 500
105 Lenin hielt die Rede zur Wahl der „Iskra"-Redaktion in der 31. Sitzung

des II. Parteitags. Bei der Bestätigung des Protokolls dieser Sitzung in der
35. Sitzung wurde mit Einverständnis Lenins eine Änderung an seiner Rede
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vorgenommen. Der Anfang der Rede, von den Worten: „Genossen! Mar-
tows Rede war so merkwürdig, daß ich mich gezwungen sehe, gegen seine
Fragestellung entschieden Einspruch zu erheben..." bis zu den Worten:
„...zeugen...lediglich von einer erstaunlichen politisdhen Begriffsverwir-
rung", wurde gestrichen und durch folgende Worte ersetzt:

„Ich bitte den Parteitag um die Erlaubnis, Martow antworten zu dürfen.
Genosse Martow sagte, sein politischer Ruf sei durch diese Abstimmung

befleckt worden. Wahlen haben mit einer Verunglimpfung des politischen
Rufs nicht das geringste zu tun. (Zurufe: ,1alsäsi Stimmt nicht I' Vledoa-
now und Lenin protestieren gegen die Zlnterbredbungen. Lenin bittet die Se-
kretäre, zu Protokoll zu nehmen, daß ihn Sassulitsdb, JWartow und Jrotzki
unterbrochen haben, und auch zu vermerken, wie oft sie ihn unterbrochen
haben.)"

Im vorliegenden Band ist die Rede so veröffentlicht, wie Lenin sie nieder-
geschrieben und auf dem Parteitag gehalten hat. 504

106 Lenin meint den Streik der Odessaer Arbeiter im Juli 1903. Entgegen den
Bemühungen der örtlichen Subatoworganisation, die Arbeiter vom revolutio-
nären Kampf zurückzuhalten, nahm der Streik einen klar ausgeprägten
politischen Charakter an. Die politischen Massenstreiks von 1903 erfaßten
fast den ganzen Süden Rußlands (Kiew, Jekaterinoslaw, Nikolajew, Jeli-
sawetgrad und andere Städte).

Die Leninsche „Iskra" ging auf die Odessaer Ereignisse ausführlich in
Nr. 45 vom 1. August 1903 ein. 515
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1902

Anfang Januar Lenin schreibt die kritischen Bemerkungen zu dem von
G. W. Plechanow verfaßten ersten Entwurf des Programms
der SD APR.

8. (21.) Januar Lenin kritisiert in einer Redaktionsbesprechung der „Iskra"
in München den ersten von Plechanow verfaßten Programm-
entwurf und bringt seine Abänderungsvorschläge ein.

Zwischen dem 8. Lenin verfaßt einen neuen Entwurf des Programms der So-
und 25. Januar zialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands.
(2i. Januar und
7. Tebruar)

15.(28.)7ebruar In Nr. 17 der „Iskra" erscheinen Lenins Artikel „Anzeichen
des Bankrotts" und „Aus dem Wirtschaftsleben Rußlands".

Jebruar, späte-
stens 18. 7e-
bruar (3. März)

Lenin macht drei Korrekturen zu dem von ihm ausgearbeite-
ten Entwurf des Parteiprogramms.

Ende J-ebruar bis Lenin schreibt die kritischen Bemerkungen zum zweiten von
erste Märzhälfte Plechanow verfaßten Entwurf des Programms der SD APR.
(TAärz)

7ebruar bis Lenin schreibt den Artikel „Das Agrarprogramm der russi-
erste Märzbälfte sehen Sozialdemokratie" — ein Kommentar zum Agrarteil

des Programms der SD APR.

Anfang März In Stuttgart erscheint Lenins Werk „Was tun? Brennende
(Mitte März) Fragen unserer Bewegung", in dem die ideologischen Grund-

lagen der marxistischen Partei ausgearbeitet sind.

35 Lenin, Werke, Bd. 6
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5.(18.) März

10. (.23.) März

30. März
(12. April)

Anfang April

Erste Aprilbälfte
(zweite April-
hälfte)

April

1.(14.) Mai

1.(14.) Juni

Zwisdien dem
12. und 14.(25.
und 27J Juni

14. (27.) Juni

Lenin entwirft den Bericht der „Iskra"-Redaktion und die
Resolution für die Belostoker Konferenz der SDAPR, nimmt
an einer Redaktionsbesprechung teil und instruiert den zur
Belostoker Konferenz reisenden Delegierten der „Iskra".

In Nr. 18 der „Iskra" wird Lenins „Brief an die Semstwo-
leute" veröffentlicht.

W. I. Lenin und N. K. Krupskaja fahren von München nach
London, wohin die Herausgabe der „Iskra" verlegt worden
ist. Lenin schreibt im Zug die Bemerkungen zum Entwurf
des Parteiprogramms, den die Koordinierungskommission der
„Iskra"-Redaktion ausgearbeitet hat.

Ankunft W. I. Lenins und N. K. Krupskajas in London.

Lenin organisiert in London den Druck der Zeitung „Iskra".

Lenin schreibt an den „Nordbund der SDAPR" einen Brief
mit kritischen Bemerkungen zum Programmentwurf des
Nordbundes.

Lenin schreibt an Plechanow einen Brief, in dem er gegen den
unzulässigen Charakter und Ton der Bemerkungen prote-
stiert, die Plechanow beim Redigieren des Artikels „Das
Agrarprogramtn derrussischenSozialdemokratie" gemachthat.

In Nr. 21 der „Iskra" wird der Entwurf des Programms der
SDAPR veröffentlicht, den die Redaktion der „Iskra" und der
Zeitschrift „Sarja" unter führender Teilnahme Lenins aus-
gearbeitet hat.

Lenin trifft in Paris ein.

Lenin hält in Paris in einer Versammlung russischer politi-
scher Emigranten ein Referat gegen die Sozialrevolutionäre.

Zweitejunihäifte Lenin hält sich zusammen mit seiner Mutter M. A. Uljanowa
bis Anfang Juli und seiner Schwester A. J. Jelisarowa in Loguivy (Nordküste
(Ende Juni bis Frankreichs) auf.
Mitte Juli)
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Ende Juni bis Lenin schreibt den Artikel „Warum muß die Sozialdemokra-
t / a m ? 7"^' tie den Sozialrevolutionären einen entschiedenen und rück-
CJuli) sichtslosen Kampf ansagen?"

Vor'dem 3. (i6j W. I. Lenin schreibt an I.I.Radtschenko zwei Briefe, in denen
und 9. C22.) Juli er den Arbeitsplan der Petersburger Organisation der SDAPR

für die nächste Zeit amreißt.

Juli—August Lenin schreibt den Artikel „Revolutionäres Abenteurertum".
Der Artikel wird in den Nummern 23 und 24 der „Iskra"
veröffentlicht und später als Broschüre herausgegeben.

2. (15.) August Lenin leitet eine Besprechung mit Vertretern des Petersbur-
ger Komitees der SDAPR, der russischen „Iskra"-Organisa-
tion und des „Nordbundes der SDAPR" und bildet den
iskristischen Kern des Organisationskomitees für die Einbe-
rufung des II. Parteitags.

U. (24J August Lenin schreibt dem Moskauer Komitee der SDAPR, das sich
mit den Auffassungen, die in „Was tun?" dargelegt sind, soli-
darisch erklärt hat, einen Brief, in dem er die' nächsten Auf-
gaben des Komitees umreißt.

August Lenins Artikel „Das Agrarprogramm der russischen Sozial
demokratie" wird in Nr. 4 der „Sarja" veröffentlicht. . . .

• Lenin schreibt das Vorwort zur zweiten Auflage der Bro-
schüre „Die Aufgaben der russischen Sozialdemokraten".

1. (i4.) Sep- In Nr. 24 der „Iskra" wird der Leitartikel Lenins „Der fent-
tember wurf zu einem neuen Streikgesetz" veröffentlicht.

3. (.i6.) Sep- Lenin schreibt an die Redaktion des „Jushny Rabotschi" einen
tember Brief über die Notwendigkeit, die örtlichen Komitees zu einer

gesamtrussischen Organisation zu vereinigen.

6.(i9.J Sep- Im Auftrage Lenins schickt die Berjjner Transportgruppe der
tember „Iskra" die Matrizen für die Nummern22 und 23 der „Iskra"

nach Rußland, damit die Zeitschrift in der Bakueri illegalen
Druckerei, die W. S. Kezchoweli auf Initiative J. W. Stalins
eingerichtet hat, gedruckt werden kann,. "

35*
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September Lenin schreibt die Broschüre „Brief an einen Genossen über
unsere organisatorischen Aufgaben", in welcher er die Grund-
sätze der „Iskra" über den Aufbau einer Partei von neuem
Typus entwickelt.

Lenin umreißt in Aussprachen mit dem im Ausland einge-
troffenen I. W. Babuschkin die nächsten Aufgaben der
„Iskra"-Organisationen in Rußland.

15. (28.) Ok- In Nr. 26 der „Iskra" wird der Leitartikel Lenins „Politischer.
tober Kampf und politische Kannegießerei" veröffentlicht.

28. Oktober bis Lenin hält in Lausanne, Genf, Bern und Zürich (Schweiz)
7. "November Referate, in denen er Programm und Taktik der Sozialrevo-
(10.-20. Wo- lutionäre kritisiert.
vember)

l.(l4.)No- Lenins Artikel „Vulgärsozialismus und Volkstümlerei, wie-
vember derbelebt durch die Sozialrevolutionäre" erscheint in Nr. 17

der „Iskra".

2.-3. (15.—16.) Auf Initiative Lenins wird in einer Besprechung in Pskow das
November Organisationskomitee (OK) für die Einberufung des II. Par-

teitags der SDAPR gebildet.

16. (29.) No- Lenin hält in London ein Referat, in dem er Programm und
vember Taktik der Sozialrevolutionäre kritisiert.

Ende November Lenin arbeitet einen Entwurf für das Arbeitsprogramm des
(erste "Dezember- II. Parteitags der SDAPR aus und übermittelt es dem Orga-
bälfte) nisationskomitee. Er umreißt die nächsten Aufgaben des

Organisationskomitees.

November bis Lenin verfaßt die Arbeit „Die Hauptthese gegen die Sozial-
Dezember revolutionäre" und den Artikel „Ober die Aufgaben der

sozialdemokratischen Bewegung".

1. (14.) De- In Nr. 29 der „Iskra" erscheint Lenins Artikel „Neue Ereig-
zember nisse unti alte Fragen".

14. (27.) De- Lenin schreibt dem „Iskra"-Anhänger F. W. Lengnik nach
zember Kiew einen Brief, in welchem er dafür eintritt, den Kampf

gegen die „Ökonomisten" zu verstärken.
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Dezember

Dezember 1902
bisJanuar 1903

Zweite Hälfte
1902 bis erste
Hälfte 1903

Lenin redigiert die russische Übersetzung der Broschüre Karl
Kautskys „Die soziale Revolution", die 1903 in Genf im
Druck erscheint.

Lenin schreibt die Arbeit „über die Berichte der Komitees
und Gruppen der SDAPR an den allgemeinen Parteitag".

Lenin leitet einen Zirkel russischer Arbeiter-Emigranten in
London, die das Programm der SDAPR studieren.

1903

i. (14.) Januar In Nr. 31 der „Iskra" erscheint Lenins Artikel „Die Mos-
kauer Subatowleute in Petersburg".

15. (28.) Januar In Nr. 32 der „Iskra" erscheint Lenins Artikel „Mitteilung
über die Bildung des ,Organisationskomitees'".

Ende Januar Lenin schreibt die Artikel „Zur Erklärung des ,Brand"' und
(Anfang Je- „Das Manifest der armenischen Sozialdemokraten". Die Ar-
bruar) tikel erscheinen in Nr. 33 der „Iskra".

Januar. Lenin schreibt die Arbeit „Einige Gedanken zum Brief von
7 z. 6 f." (7 z. 6 f. — Pseudonym von F. W. Lengnik), in wel-
cher er die Führer der örtlichen Parteikomitees kritisiert, weil
sie nichts für die politische Arbeit unter den Massen tun.

10.—13. (23. bis Lenin hält an der russischen Hochschule für Gesellschafts-
26.) lebruar Wissenschaften in Paris vier Vorlesungen über das Thema

„Die marxistischen Auffassungen von der Agrarfrage in
Europa und in Rußland".

15. (28.) Tebruar In Nr. 34 der „Iskra" erscheint Lenins Artikel „Braucht das
jüdische Proletariat eine .selbständige politische Partei'?",
der sich gegen den bürgerlichen Nationalismus des „Bund"
richtet.

18.—21. lebruar Lenin hält in einer Versammlung russischer politischer Emi-
(3.-6. März) granten in Paris ein Referat über die Agrarprogramme der

Sozialrevolutionäre und der Sozialdemokraten.
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24.7ebruar
(9. März). •

1.(14.) März

5.(i8.)!März

März

1.(14.) April

15. (28.) April

Ende April
(Anfang Mai)

Mai

Juni

Juni bis erste
Julibälfte

Lenin kehrt ans Paris nach London zurück.

In Nr. 35 der „Iskra" erscheint Lenins Artikel „Die Selbst-
herrschaft wankt..."

Lenin spricht auf einer Kundgebung der Arbeiter vonWhite-
chapel (Arbeiterviertel Londons) über die Pariser Kommune.

Lenin schreibt die Broschüre „An die Dorfarmut. Die Ziele
der Sozialdemokraten, dargelegt für die Bauern".

In Nr. 37 der „Iskra" erscheint Lenins Artikel „Herr Struve,
von seinem Mitarbeiter entlarvt".

In Nr. 38 der „Iskra" erscheint Lenins Artikel „Les beaux
esprits se rencontrent. (Was ungefähr heißt: Verwandte See-
len finden sich)", der gegen die Sozialrevolutionäre gerichtet
ist.

W. I. Lenin und N. K. Krupskaja übersiedeln von London
nach Genf, wohin die Herausgabe der „Iskra" verlegt worden
ist.

In Genf erscheint Lenins Broschüre „An die Dorfarmut".

Lenin hält in Bern einige Vorlesungen über die Agrarfrage.

Lenin leistet Vorbereitungsarbeiten zum II. Parteitag.

Er arbeitet die Geschäfts- und die Tagesordnung des Partei-
tags aus, verfaßt einen Entwurf des Parteistatuts und macht
damit die Redaktionsmitglieder der „Iskra" und die Partei-
tagsdelegierten bekannt.

Er nimmt an Delegiertenversammlungen ztt Fragen des Par-
teitags teil, macht sich mit den Delegierten bekannt, die zum
Parteitag eingetroffen sind, und hält in einer Delegiertenver-
sammlung ein Referat über die nationale Frage.

Er entwirft für den Parteitag einen Bericht über die Tätig-
keit der „Iskra"-Organisation.
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Er bereitet für den Parteitag Resolutionsentwürfe vor: über
Demonstrationen, über die Stellung des „Bund" in der Par-
tei, über das Verhältnis zur studierenden Jugend und über
die Parteiliteratur, ferner Entwürfe kleinerer Resolutionen
(über den wirtschaftlichen Kampf, über den 1. Mai, über den
internationalen Kongreß, über den Terror, über die Propa-
ganda und über die Verteilung der Kräfte).

Er schreibt den Artikel „Antwort auf eine Kritik unseres Pro-
grammentwurfs", in welchem er den Agrarteil des Partei-
programms begründet. Der Artikel wird in der Broschüre
„über das Agrarprogramm von X." veröffentlicht, die an
Stelle eines Referats über die Agrarfrage an die Delegierten
verteilt wird.

15. f2Sj Juli In Nr. 44 der „Iskra" wird der Leitartikel Lenins „Die natio-
nale Frage in unserem Programm" veröffentlicht.

17. (30.) Juli bis Der II. Parteitag der SDAPR in Brüssel und London. Lenin
10. (23.) August nimmt führend teil an den Arbeiten des Parteitags; er führt

ein Tagebuch über die Sitzungen des Parteitags.

17. (30.) Juli In der ersten Sitzung des Parteitags in Brüssel wird Lenin
zum stellvertretenden Vorsitzenden, ins Präsidium und in die
Mandatsprüfungskommission gewählt.

17.—18. (30. bis Lenin arbeitet in der Mandatsprüfungskommission des Par-
31 JJM/J teitags.

18. (31.) Juli Lenin verteidigt in der zweiten Sitzung des Parteitags zwei-
mal die von ihm vorgeschlagene Tagesordnung.

Lenin spricht in der dritten Sitzung des Parteitags über die
falsche Handlungsweise des Organisationskomitees (über den
„Zwischenfall mit dem OK") und über die Teilnahme der
polnischen Sozialdemokraten am Parteitag.

20. Juli Lenin spricht in der sechsten Sitzung des Parteitags über die
(2. August) Stellung des „Bund" in der SDAPR und kritisiert den orga-

nisatorischen Nationalismus des „Bund".

21. Juli Lenin wird in der achten Sitzung des Parteitags in die Pro-
(3. August) grammkommission gewählt.
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"Zwisäoen dem
21. und 29. Juli
(3. und 11.
August)

22. Juli
(4. August)

Zwischen dem
24. und 29. Juli
(6. und 11.
August)

29. Juli
(ll. August)

Zwisdben dem
29. Juli und
2. August (11.
und 15. August)

31. Juli
(13. August)

Lenin arbeitet in der Programmkommission des Parteitags.

Lenin spricht in der neunten Sitzung des Parteitags über das
Parteiprogramm.

Lenin und die Delegierten des II. Parteitags begeben sich von
Brüssel nach London.

Lenin hält in der vierzehnten Sitzung des Parteitags das
Referat über das Parteistatut.

Er wird in der fünfzehnten Sitzung des Parteitags in die
Redaktionskommission für das Statut gewählt.

Lenin arbeitet in der Redaktionskommission für das Statut.

Lenin spricht in der neunzehnten Sitzung des Parteitags in
der Debatte über das Agrarprogramm der Partei.

1. (14.) August Lenin hält in der zwanzigsten und einundzwanzigsten Sit-
zung des Parteitags drei Reden in der Debatte über das
Agrarprogramm.

2. (15.) August Lenin verteidigt in der zweiundzwanzigsten und dreiund-
zwanzigsten Sitzung des Parteitags die von ihm vorgeschla-
gene Formulierung des ersten Paragraphen des Statuts, der
die Mitgliedschaft in der Partei betrifft.

2. oder 3. (15. Lenin nimmt an der Sitzung der „Iskra"-Organisation teil,
oder 16. August) in der sich die Iskristen bei der Frage der Kandidaturen zum

ZK spalten.

4. (17.) August Lenin spricht in der fünfundzwanzigsten Sitzung des Partei-
tags über die Zusammensetzung des Rats der Partei.



Daten aus dem Leben und Wirken W. 1. Lenins 557

4. und 5. (.17. Lenin Sßricht in der sechsundzwahzigsten und siebenund-
und 18. August) zwanzigsten Sitzung des Parteitags dreimal: in der Debatte

über§ 12 des Parteistatuts und zur Kooptierung in das Zen-
tralkomitee und in die Redaktion des Zentralorgans der
Partei.

5.(18.) August Lenin nimmt an einer Sonderbesprechung der Delegierten
der Mehrheit teil, in welcher die Zusammensetzung des ZK
besprochen wird.

Zwischen dem Lenin verfaßt Entwürfe von Resolutionen über den Austritt
5. und 10. (18. des „Bund" aus der SDAPR, über einzelne Gruppen, über
und 23.) August das Heer und über die Bauernschaft (diese Resolutionen wur-

den dem Parteitag nicht vorgelegt).

7. (20.) August Lenin spricht in der einunddreißigsten Sitzung des Partei-
tags zur Wahl der Redaktion des Zentralorgans der Partei —
der Zeitung „Iskra".

In geheimer Abstimmung wird Lenin vom Parteitag in die
„Iskra"-Redaktion gewählt; er spricht zur Wahl des Zentral-
komitees.

9. oder 10. (22. Lenin verfaßt einen Resolutionsentwurf über die Herausgabe
oder 23.) August eines Presseorgans für Sektenanhänger.

10. (23.) August Lenin tritt in der siebenunddreißigsten Sitzung des Partei-
tags gegen Potressows Resolution über das Verhältnis zu den
Liberalen auf und hält eine Rede über das Verhältnis zur
studierenden Jugend.

11.(24.) August Lenin und die bolschewistischen Parteitagsdelegierten be-
suchen die Grabstätte von Karl Marx auf dem Friedhof in
Highgate.

Tiaäo dem Lenin kehrt nach Beendigung des II. Parteitags der SDAPR
11.(24.) August von London nach Genf zurück.

15. (28.) August In Nr. 46 der „Iskra" erscheinen Lenins Artikel „Das Zeit-
alter der Reformen" anläßlich des Gesetzes über die Fabrik-
ältesten und „Das letzte Wort des bundistischen Nationa-
lismus".
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